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Die  Zeitschrift  „die  hochschule“  versteht  sich  als Ort  für  Debatten  aller  Fragen  der 
Hochschulforschung  sowie  angrenzender  Themen  aus  der  Wissenschafts‐  und  Bil‐
dungsforschung.  Als  Beihefte  der  „hochschule“  erscheinen  die  „HoF‐Handreichun‐
gen“, die sich dem Transfer hochschulforscherischen Wissens vor allem in die Praxis 
der Hochschulentwicklung widmen. 

Artikelmanuskripte werden elektronisch per eMail‐Attachment erbeten.  Ihr Umfang 
soll 25.000 Zeichen nicht überschreiten. Für Rezensionen beträgt der Maximalumfang 
7.500 Zeichen. Weitere Autoren‐ und Rezensionshinweise finden sich auf der Home‐
page der Zeitschrift: www.diehochschule.de >> Redaktion. 

Das  Institut für Hochschulforschung Halle‐Wittenberg (HoF), 1996 gegründet,  ist ein 
An‐Institut der Martin‐Luther‐Universität (www.hof.uni‐halle.de). Es hat seinen Sitz in 
der Stiftung Leucorea Wittenberg und wird geleitet von Peer Pasternack.  

Als  Beilage  zu  „die  hochschule“  erscheint  der  „HoF‐Berichterstatter“  mit  aktuellen 
Nachrichten aus dem Institut für Hochschulforschung Halle‐Wittenberg. Daneben pu‐
bliziert das  Institut die „HoF‐Arbeitsberichte“  (http://www.hof.uni‐halle.de/publikati 
onen/hof_arbeitsberichte.htm)  und  die  Schriftenreihe  „Hochschul‐  und  Wissen‐
schaftsforschung  Halle‐Wittenberg“  beim  BWV  Berliner  Wissenschafts‐Verlag.  Ein 
quartalsweise erscheinender eMail‐Newsletter kann abonniert werden unter http:// 
lists.uni‐halle.de/mailman/listinfo/hofnews.  

 

 

Abbildung vordere Umschlagseite: Unterricht in Datenverarbeitung mit „Robotron“-Com-
puter in einer Schule in Dresden im Jahre 1979, Quelle: akg-images / Straube 
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Das elektronische Hochschulökosystem 
 
 
 
 

Digitalisierung als Prozessbegriff be-
zeichnet die zunehmende Erstellung 
oder Umwandlung, Speicherung und 
Verbreitung von symbolisch codiertem 
Sinn – also Text im weitesten Sinne – 
in binärem Code. Dies erfolgt elektro-
nisch gestützt mittels digitaler Medien-
technologien, also Computern mit Pro-

grammen und Anwendungen, zeit-, orts- und personenunabhängig. Dabei 
werden Informationen qua Vernetzung zugleich zentralisiert wie dezen-
tralisiert und unter Einsatz digitaler Kommunikationstechnologien, also 
Diensten und Internet, gespeichert. (Vgl. Donk 2012: 5) Auf der Basis 
von Computerisierung und elektronisch gestützter Vernetzung hat sich 
derart ein virtueller Raum als neues Produktions- und Verbreitungsmedi-
um gebildet. Dieses Medium durchdringt in Auseinandersetzung und im 
Zusammenspiel mit anderen Medien – seien es Schrift-, Druck-, Bild- 
oder Klangmedien – sämtliche Lebensbereiche. In einem weiteren Be-
griffsverständnis werden dann häufig alle Veränderungen, die sich daraus 
für das Zusammenleben auf sozialer, politischer und wirtschaftlicher Ebe-
ne ergeben, unter dem Titel „Digitalisierung“ gefasst. 

 

1.   Digitalisierung und Wissenschaft: Grenzüberschreitungen 
 

Auffällig ist, dass Gesellschaftsbeschreibungen, die in der zunehmenden 
Verbreitung digitaler Kommunikations- und Medientechnologien das 
Signum der Gegenwart identifizieren, deutlich mit einer anderen ge-
sellschaftlichen Selbstbeschreibung korrelieren: der Diagnose einer ent-
stehenden (oder bereits entstandenen) Wissensgesellschaft. Die damit at-
testierten Bedeutungssteigerungen sowohl wissenschaftlichen Wissens 
als auch digitaler Medien bedingen einander. In Gestalt dynamischer In-
halt-Form-Beziehungen treiben sie sich wechselseitig voran. Entspre-
chend relevant ist daher die Frage, welchen Herausforderungen sich das 
Wissenschaftssystem angesichts dieser Entwicklungen zu stellen hat: 

 Eine erste Unterscheidung lässt erkennen, dass die digitalen Techno-
logien sowohl auf Seiten der Erkenntnisgenerierung (digital science) als 

Daniel Hechler 
Peer Pasternack 
Halle‐Wittenberg 
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auch der Kommunikation (digitised science) wirksam werden: Rechner 
und digitale Speicher erlauben Forschungsfortschritte durch die Erzeu-
gung und Auswertung komplexer Datenbestände. Neue Technologien er-
leichtern die innerwissenschaftliche Kommunikation. Über soziale Medi-
en wird die Vermittlung der Forschungsergebnisse an ein erweitertes Pu-
blikum möglich. 

 Eine zweite Unterscheidung zeigt, dass die Digitalisierung im Bereich 
der Wissenschaft wenigstens vier Handlungsfelder betrifft: die Wissens-
produktion von der Informationsbeschaffung bis zur Datenverwaltung 
und -analyse; die Kommunikation von Wissen in Kooperationen, Diskurs 
und interaktiven Publikationsformen; die Wissensdistribution in Lehre 
und Ausbildung; schließlich die Wissenschaftsorganisation, also die Insti-
tutionalisierungsformen der Wissenschaft und ihre technische Ausstat-
tung (Nentwich 1999). Unter den wissenschaftlichen Einrichtungen wie-
derum spielen hierbei vor allem die Hochschulen eine entscheidende Rol-
le, da wesentlich durch ihre Absolventen der Zusammenhang von Wis-
sensgesellschaft und Digitalisierung in die Gesellschaft diffundiert. 

Wie immer bei grundstürzenden Innovationen ergeben sich sowohl neue 
Möglichkeiten als auch eine ganze Reihe von Folgeproblemen. Von letz-
teren werden zahlreiche bereits intensiv bearbeitet. Das betrifft etwa die 
Finanzierung und Qualitätskontrolle von Texten, die jenseits traditionel-
ler Medien allgemein zugänglich publiziert werden (open access), Fragen 
des Urheberrechts, die wissenschaftliche Informationsinfrastruktur incl. 
Datenbanksystemen und Big Data, Fragen der Flüchtigkeit digitaler For-
mate und das Problem angemessener Speicherformen, das sich in der Fra-
ge nach einer Gefährdung des kulturellen Gedächtnisses bis hin zum kol-
lektiven Gedächtnisverlust zuspitzt, vor allem aber die Integration digital 
vorgehaltener Lehrinhalte in die Hochschulausbildung.1  

All diese Fragen thematisieren implizit das Problem der Grenzüber-
schreitungen durch Digitalisierung, und zwar in einem doppelten Sinne:  

 Es werden Grenzüberschreitungen produziert, die neue bzw. modifi-
zierte regulative Zugriffe und veränderte Umgangsformen notwendig ma-
chen, teils aber auch als nicht tolerierbar bewertet werden: im Bereich des 
Urheberrechts, der Speicherungssicherheit und des Datenschutzes oder 
Entwicklungen wie information overload, Verwahrlosung der Publikati-
onssitten, Autonomieverluste, Beschleunigung des (auch) auf Entschleu-
nigung angewiesenen wissenschaftlichen Arbeitsmodus, hinterfragbare 
Ansprüche Dritter an Messung und Messbarkeit wissenschaftlicher Tä-
                                                           
1 vgl. etwa die Papiere des Hochschulforum Digitalisierung (HFD): http://www.hochschulfo 
rumdigitalisierung.de/ (30.3.2017) 
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tigkeit, digitale Hochschullehre als Kommunikation unter Abwesenden 
usw.  

 Es werden Grenzüberschreitungen ermöglicht, mit denen die Wissen-
schaft ihre Produktions- und Wirkungschancen exponentiell erweitert: 
aufwandsarmer Zugriff auf Datenbestände, Big Data, neue bzw. erleich-
terte Quellenzugänge, Aufhebung medialer Grenzen durch Kombination 
von Medienpotenzialen, neue Kommunikations- und Publikationschan-
cen, erleichterte Kooperationen über räumliche und Disziplingrenzen 
hinweg, Erreichbarkeit neuer Adressatenkreise, erhöhte Transparenz und 
damit Gewinn höherer Legitimität im Sinne sozialer Akzeptanz, Hybride 
zwischen gesellschaftlichem Engagement und Wissenschaft, Entstehung 
völlig neuer Forschungsfelder und Teildisziplinen usw. 

Die Grenzüberschreitungen betreffen Außen- und Binnengrenzen, die 
sich wiederum überschneiden: 

 Außengrenzen und -grenzüberschreitungen: Digitalisierung wird als 
Medium der (erleichterten) Kopplung von Wissenschaft und Gesellschaft 
begriffen, womit sich ebenso eine Verwissenschaftlichung der Ge-
sellschaft wie eine Vergesellschaftung der Wissenschaft vorantreiben las-
se. So finden Forschung und Lehre zunehmend unter Bedingungen digital 
bestimmter Anwendungskontexte statt. Die Digitalisierung fordert das 
Wissenschaftssystem heraus, anderen Organisationen ähnlicher zu wer-
den, da sich die Prozesse des Wissenschaftsbetriebs durch Nutzung ver-
gleichbarer Technologien denen anderer Bereiche stärker angleichen. 
Damit kann sich schleichend die Exklusivität des wissenschaftlichen 
Handelns verlieren. Parallel verändern sich aufmerksamkeitsökonomi-
sche Mechanismen, was die außerwissenschaftliche Akzeptanz und Re-
putation wissenschaftlichen Wissens zum Teil infragestellt, etwa durch 
zurückgehende gesellschaftliche Komplexitätstoleranz. 

 Binnengrenzen und -grenzüberschreitungen: Digitalisierung erzeugt 
neue Erreichbarkeiten. So werden die Entfernungswiderstände für Ko-
operationen über räumliche Distanzen hinweg reduziert, Quellenzugänge 
erweitert, Daten verfügbarer gemacht, Forschungsergebnisse schneller 
rezipierbar. Daneben lässt Digitalisierung die bisherigen Grenzen zwi-
schen Forschung, Lehre und Organisation durchlässiger werden. Die pro-
blemorientierte Formulierung dieser Aussage lautet: Digitalisierung er-
zeugt auch Übergriffigkeiten der Organisation auf die wissenschaftlichen 
Kernleistungsprozesse. Insbesondere bewirkt die Digitalisierung im Rah-
men der herkömmlichen Organisationsmuster der Wissenschaft nicht nur 
(wünschenswerte) Entlastungen, sondern auch (dysfunktionale) Belas-
tungen für die Träger der wissenschaftlichen Leistungsprozesse. Dies 
wiederum hat, neben internen Leistungseinschränkungen, Auswirkungen 
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auf die Überbrückung der Außengrenzen: Die Chancen einer neuen, digi-
tal gestützten Wissenschaft-Gesellschaft-Kopplung können dann mangels 
Ressourcen nicht angemessen genutzt werden. 

 

2.   Externes und internes digitales Ökosystem 
 

Die elektronischen Hochschulökosysteme für Lehrende und Studierende 
bestehen meist aus zahlreichen Insellösungen: angefangen beim eMail-
System und Online-Hochschulportal über eine Lernplattform, ein Stu-
dienleistungsverwaltungsportal, die Webpräsenz des Studentenwerks mit 
diversen Funktionen und mitunter einem hochschulischen Prozessmana-
gementsystem bis hin zu einer oder mehreren eCards für räumliche Zu-
gänge und Bezahlungen, dem Bibliotheks-OPAC, diversen Datenbanken 
zu Forschungsprojekten oder des Universitätsarchivs sowie allerlei Cam-
pus-, Fakultäts- und Institutsdiensten. Zugleich werden sog. integrierte 
Campus-Management-Systeme implementiert, die meist nur einige weni-
ge Funktionen integrieren, also die meisten nicht (vgl. Schilbach/Schön-
brunn/Strahringer 2009: 251). 

 
Übersicht 1: Das elektronische Hochschulökosystem 

 
Viele dieser Angebote sind entstanden, weil ihre Betreiber die Funktio-
nen der hochschulzentral angebotenen Lösungen als für ihre Zwecke un-
zulänglich erachten. Die gesonderte Lösung realisiert dann einen Mehr-
wert, der den Nutzern durchaus zugute kommt. Doch zugleich geht damit 
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einher, dass jedes der Systeme separat und sehr häufig schnittstellenfrei 
funktioniert (vgl. Leyh/Hennig 2012). Letzteres wird insbesondere daran 
erkennbar, dass es keine systemübergreifende Suchfunktion gibt. 

Dementsprechend muss das wissenschaftliche Personal, um Lehr- und 
Forschungsbelange zu organisieren, typischerweise mehrere parallel be-
stehende Systeme bzw. Portale anlaufen. Jeder dieser Anlaufpunkte prä-
sentiert sich in der Regel mit eigener Nutzeroberfläche, Usability und un-
terschiedlichen Zugangsdaten. Inkonsistenzen und die Notwendigkeit von 
Doppeleintragungen sind die technische Folge. Wenn Lehrende unter die-
sen Vorzeichen die komplexen elektronischen Systeme bedienen sollen, 
erhöht das die Fehleranfälligkeit. Sind an einer Hochschule verschiedene 
elektronische Systeme in Anwendung, können sich Anwendungsfehler 
und Synchronisationsproblematiken überlagern.  

Eine nutzerorientierte und damit nutzerfreundliche Gestaltung elek-
tronischer Systeme wird typischerweise mit drei Attributen assoziiert: 
niedrigschwellig im Einstieg, komfortabel und flexibel. Das klingt zu-
nächst trivial und müsste, so die Ausgangsvermutung eines Laien, ver-
breiteter Standard sein. Dagegen sind die Nutzung elektronischer Syste-
me und das Bedienen der durch sie erzeugten Anforderungen häufig 
durch eine Spannung zwischen potenziellem Komfort und unkomfortab-
lem Zeitaufwand gekennzeichnet.  

Um es am Beispiel der Niedrigschwelligkeit zu erläutern: Zwar gibt 
es dafür keine starre Definition und ist die Bedeutung kontextabhängig. 
Aber im Kontext der Hochschule, in die die digital natives erst langsam 
hineinwachsen und wo digitale Instrumente nicht Zwecke, sondern Mittel 
für anderes sind, wird man niedrigschwelligen Einstieg so kennzeichnen 
dürfen: Es bedarf nur wenig technischen und digitalen Vorwissens, um 
ein System zu nutzen, da die Routinen intuitiv, also selbsterklärend ge-
staltet sind. Wo dies nicht der Fall ist, ergibt sich ein problematischer 
Umstand: Um ein System angemessen nutzen zu können, müssen die 
Nutzer bereits mindestens Semi-Experten mit systemspezifischer Medi-
enkompetenz sein. 

Die vorhandenen Angebote lassen dagegen sehr häufig den kogniti-
ven Hintergrund eines ingenieursystemischen oder/und bürokratischen 
Denkens erkennen. In der Regel basieren Anwendungssysteme auf kom-
plexen Programmierungen, die in den Denkwelten bzw. einseitigen Leit-
bildern von Informatik und Verwaltungswissenschaften verankert sind 
(Schuppan 2011: 270). Eine Übertragung des Problembewusstseins der 
wissenschaftlichen Leistungsebene in diese Denkwelten und dann ent-
sprechende Programmierungen, indem beide verknüpft werden, fehlt da-
gegen bislang weitgehend. 
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Dieser kognitive Hintergrund mag für den Systemaufbau notwendig 
sein, doch stellt sich die Frage, ob er den Nutzern aufgenötigt werden 
muss. Diese sind typischerweise anderer fachlicher Provenienz, und elek-
tronische Systeme sind ihnen nicht Zweck, sondern Mittel ihrer Tätigkeit. 
Aus Sicht von Hochschullehrenden schränken suboptimale Systemgestal-
tungen ihre Autonomie ein. Gleiches gilt für die Auswirkungen steter 
Nachjustierungen (auch wenn diese, wie zugleich vermerkt werden muss, 
häufig dazu dienen, Suboptimalitäten zu beseitigen). 

Wissenschaftler.innen sind Angehörige ihrer jeweiligen Profession, 
also einer Fachgemeinschaft, und ihrer Organisation, also der Hochschule 
oder Forschungseinrichtung. Die Arbeit in digitalen Umgebungen er-
schwert das bereits traditionell schwierige Ausbalancieren dieser doppel-
ten Orientierung an der Organisation Hochschule einerseits und der Pro-
fession andererseits, lässt es doch diese Zugehörigkeitsunterscheidung 
weiter verschwimmen: Die Kommunikation, soweit sie sich digital voll-
zieht, kennt keine Organisationsgrenzen – es sei denn künstlich errichtete 
–, und die professionelle Tätigkeit folgt in erster Linie kognitiven, nicht 
organisatorisch bestimmten Absichten. Wird Organisation unter digitalen 
Kommunikationsbedingungen wahrgenommen, dann als Struktur, die 
Kommunikationsinstrumente bereitstellt oder aber dies nicht leistet, in 
letzterem Falle also ein Ärgernis ist.  

Im Grundsatz aber unterscheidet der wissenschaftliche Nutzer von 
elektronischen Netzwerken, Datenbanken, Informationsportalen, Biblio-
thekskatalogen usw. nicht danach, ob diese hochschulintern oder -extern 
offeriert werden. In gleicher Weise ist es für Studierende wenig relevant, 
dass sie ihr BAFöG oder den Wohnheimplatz bei einer hochschulexter-
nen Einrichtung – dem Studentenwerk – beantragen müssen. Für sie ge-
hört das zu ihrem Studium, und alles, was dabei digital unterstützt, folg-
lich zum elektronischen Hochschulökosystem. 

Die Grenzen des elektronischen Hochschulökosystem werden mithin 
vom Nutzer definiert. Dies geschieht im Rückgriff auf Anforderungen, 
die sich aus der jeweiligen Rolle – Studierende, Lehrender oder Verwal-
tungsangehörige – ergeben. Deutlich wird mit dieser Grenzziehung zu-
nächst nur, was nicht als zum elektronischen Ökosystem der Hochschule 
gehörend wahrgenommen, mithin dessen Umwelt zugeordnet wird: digi-
tale Angebote, die keinen genuinen Bezug zu einer hochschulischen Rol-
le aufweisen. Als deutlich schwieriger erweist sich die Frage, wie inner-
halb des elektronischen Hochschulökosystem die Organisation Hoch-
schule zu platzieren ist.  

Relevant wird hier der Umstand, dass die Grenzen der Organisation 
nicht identisch mit den Rollenanforderungen und -voraussetzungen ihrer 
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Angehörigen, sondern meist enger gesetzt sind. Die Orientierung an den 
Organisationsgrenzen definiert im digitalen Bereich eine Trennung von 
internem und externem Hochschulökosystem, die seine Nutzer nicht oder 
nur als Störung kennen. Zum internen Hochschulökosystem gehören – als 
Minimaldefinition – zunächst jene Prozesse, die zentral für die Fortset-
zung des Organisationshandelns sind. Die damit verbundene Priorisie-
rung deckt sich nur bedingt mit den zentralen Interessen der Organisati-
onsangehörigen. 

Dieser Umstand entspricht Erfahrungen aus der analogen Praxis. 
Doch während im analogen Alltag Brüche, die entlang der Unterschei-
dungen von Forschung, Lehre und Verwaltung oder von Kernleistungsbe-
reichen, sekundären und peripheren Leistungsbereichen vertraut sind, zu 
routinierten pragmatischen Arrangements führen, werden diese im digita-
len Bereich von Nutzern weniger toleriert.  

Mit anderen Worten: Während von der Hochschule in der alltäglichen 
Praxis nur selten die Funktionsweise klassischer Organisationen erwartet 
und nicht zuletzt aufgrund der Spezifika von Forschung und Lehre zu-
meist auch zurückgewiesen wird, bestehen hinsichtlich des elektroni-
schen Hochschulökosystems andere Erwartungshaltungen: Digitalisie-
rung soll hier ermöglichen, die Brüche, Grenzen und Übergänge der Or-
ganisation unterhalb einer einheitlichen Oberfläche für die Nutzer un-
sichtbar zu machen.  

Eine solche Invisibilisierung der Spezifika der Organisation Hoch-
schule kann jedoch kaum en passant, d.h. ohne organisationale Verände-
rungen erfolgen; bislang überfordern entsprechende Hoffnungen die Po-
tenziale des digitalisierungsbezogenen Organisationswandels. Doch ver-
schwinden die Hoffnungen nicht mit dem Verweis der Hochschulen auf 
die Trennung von internem und externem Hochschulökosystem. So un-
terscheidet nur der Bereitsteller, nicht der Nutzer digitaler Angebote. Die 
Digitalisierung lässt genau diese Grenze porös werden.  

Hinzu kommt: Die Erwartungshaltungen der Nutzer werden auch au-
ßerhalb des Hochschulbetriebs geprägt – weniger was die Inhalte als viel-
mehr die Formen digitaler Angebote betrifft. Indem der Nutzer immer 
auch Nutzer verschiedenster digitaler Angebote ist, verfügt er über 
Kenntnisse oder Intuitionen, welcher digitale Komfort möglich ist, und 
bemerkt folglich, wo diese Möglichkeiten unterschritten werden. Ebenso 
verfügt er eigentlich nicht über die Zeitressourcen, sich fortwährend in 
wenig komfortable Portalsystematiken einzuarbeiten, meidet solche An-
gebote oder delegiert ihre Nutzung. Anspruchsvolle Systemarchitekten 
mögen die vermeintliche Verwahrlosung etwa des Informationssuchver-
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haltens durch Google bedauern, doch werden sie die Nutzer kaum durch 
kompliziert zu bedienende Portalarchitekturen umerziehen können.  

Die Lösungen müssen wohl jenseits davon liegen, Digitalisierung vor 
allem als Bereitstellungsproblem zu behandeln. Sie hat sich zum Kom-
munikationsproblem gewandelt. Was die Bereitstellung betrifft, so gab es 
im Hochschulbereich seit den 90er Jahren drei große systemische Innova-
tionen im Bereich der digitalen Vernetzung, die auch sehr erfolgreich wa-
ren: die flächendeckende Expansion des seit 1989 aufgebauten Deutschen 
Forschungsnetzes (DFN), das sich auch auf die Hochschulen erstreckt; 
Mitte der 90er Jahre die Entscheidung und technische Absicherung, dass 
jede Studienanfängerin und jeder Studienanfänger mit der Immatrikulati-
on eine eigene eMail-Adresse erhält, womit die Internetnutzung zu 
Kommunikationszwecken einen Schub in Richtung ihrer Veralltägli-
chung erhielt; in den 2010er Jahren die Einführung von Eduroam an 
deutschen Hochschulen, womit in allen beteiligten Einrichtungen der au-
tomatische Log-in über den Zugangspunkt der Herkunftsinstitution mög-
lich ist. Sie waren alle drei durch niedrige Einstiegsbarrieren gekenn-
zeichnet, was sich nicht von sämtlichen Versuchen, die Hochschulen di-
gital zu ertüchtigen, sagen lässt.  

Den gelungenen systemischen Innovationen gegenüber stehen andere 
verfolgte, aber bislang gescheiterte Projekte. Hier sind z.B. die integrier-
ten Campus-Management-Systeme (CaMS) zu nennen. Es gibt zwar 
CaMS, doch sie integriert zu nennen, wäre euphemistisch. Und obgleich 
der Hochschulbereich als wichtiger Innovationstreiber der Gesellschaft 
gilt, erfolgten alle Social-Media-Innovationen wie Facebook, Youtube, 
Wikipedia, Twitter, Google+ usw. außerhalb dieses Bereichs. Den Hoch-
schulen dagegen gelang es bislang nicht, für ihre spezifischen Bedarfe 
Social-Media-Anwendungen vergleichbarer Niedrigschwelligkeit oder 
überhaupt zu entwickeln. Die verbreiteten Studienportale wie stud.IP 
oder moodle etwa basieren auf Lösungen, die nicht nur nebenhochschu-
lisch entwickelt wurden. Sie atmen auch den Geist ingenieurialen Den-
kens, das eine Verbindung mit der funktionalen Überfrachtung und Bunt-
heit früher, also mittlerweile überholter Start-up-Produkte eingegangen 
ist. 

 

3.   Organisation und soziale Reaktionen 
 

Mit den beschriebenen Herausforderungen und Problemen sind mindes-
tens zwei Perspektiven auf die Hochschule als Organisation verankert: 
Zum einen werden so Aspekte sichtbar, die spezifisch für die Organisati-
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on Hochschule sind. Zum anderen treten so Veränderungen hervor, die 
infolge der Digitalisierung sämtliche Organisationen herausfordern.  

Versteht man Digitalisierung als Medienrevolutionen, die vertraute 
Medien rekonfiguriert und wesentliche strukturelle wie kulturelle Anpas-
sungen der Gesellschaft provoziert, so besteht die Aufgabe darin, neue 
Formen zu entwickeln, innovativ und routiniert mit den neuen Möglich-
keiten umzugehen. Als Organisationen bearbeiteten und bearbeiten die 
Hochschulen interne und externe Grenzen und müssen sich entsprechend 
mit den neuen Herausforderungen der Digitalisierung auseinandersetzen: 
Aktiv umgegangen werden muss hier mit der Rekonfiguration der 
Schnittstellen zwischen Wissenschaft und Gesellschaft sowie zwischen 
Forschung, Lehre und Verwaltung.  

Diese konfliktreiche und zugleich produktive Dreiecksbeziehung 
muss stets neu ausgehandelt werden – insbesondere dann, wenn es im 
Zuge der Digitalisierung zu umfassenden Verschiebungen im Bereich der 
Organisationen kommt. Die sich daraus ergebenden Rollenschranken, In-
formationsgefälle und Kommunikationshürden sind zwar unvermeidbar, 
aber auch reduzierbar (vgl. Mormann/Willjes 2013). Die Digitalisierung 
kann auch die Auflösung der Organisationsgrenzen fördern (Baecker 
2007), etwa indem sich die Hochschulen zumindest in Teilen ortlos orga-
nisieren. So macht die Digitalisierung nicht nur technische, sondern auch 
Organisationsanpassungen nötig. Diese müssen sowohl auf eine aktuelle 
Situation passen als auch künftige, heute noch nicht wissbare Digitalisie-
rungsentwicklungen integrieren können.  

Zweifellos nötigen die Digitalisierung und ihre gesellschaftlichen 
Folgen zur Veränderung verschiedener Rollendefinitionen: Dies betrifft 
etwa Forscher, die ihre Laborbücher anderen zur Verfügung stellen, oder 
Lehrende, die digitale Medien in die Wissensvermittlung integrieren und 
Studienleistungen kontinuierlich digital dokumentieren sollen. Die Adap-
tion der Rolle muss aber plausibilisiert und vor allem als gewinnbringend 
erfahren werden. Gelingt dies nicht, dann dominiert die Wahrnehmung, 
dass einfach zusätzliche Aufgaben übertragen werden, die aufgrund des 
tradierten Professionsverständnisses als rollenfremd angesehen werden. 
Die Beanspruchung mit solchen Tätigkeiten kann dann die Arbeitsmoti-
vation beeinträchtigen. So zieht etwa das uneingelöste Versprechen der 
Entlastung von administrativen Aufgaben durch elektronische System 
notwendig Enttäuschungen nach sich. Beharrungskräfte und Widerstände 
gegen die Anwendung der Systeme oder einzelne ihrer Funktionen und 
ggf. die Nutzung alternativer Systeme sind die Folge. 

Ersatzweise bilden die Wissenschaftler/innen Strategien der Auf-
wandsminimierung aus, die zu suboptimaler Erledigung sowohl der rol-
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lenfremden (bzw. als rollenfremd empfundenen) als auch – infolge redu-
zierter Motivation – der rollenadäquaten Aufgaben führen. Kein anderer 
Beruf als der des Hochschullehrers ist „virtuoser in der Unterwanderung 
oder Umgehung von Anforderungen ..., die der Staat, die Gesellschaft, 
die Hochschule usw. stellen, wenn diese Anforderungen als unvereinbar 
mit den eigenen Werthaltungen betrachtet werden“ (Teichler 1999: 38).  

Es kommt dann zu einer zunehmenden Entkopplung der tatsächlichen 
Aktivitätsstrukturen und der Formalstrukturen (vgl. Meyer/Rowan 2009: 
49). Durch die professionstypische Fähigkeit zu intelligentem obstrukti-
ven Handeln sind die Hochschullehrenden in der Lage, zwar auf einer 
formalen Ebene, jedoch nicht inhaltlich die als unangemessen empfunde-
nen Anforderungen zu bedienen. Aber da dies – nicht zuletzt zur Scho-
nung der eigenen zeitlichen Ressourcen – nur formal geschieht, bleiben 
auch die von außen beabsichtigten Wirkungen aus. 

Die dafür angewandten „informellen Praktiken“ (Kühl 2011: 3) sind 
in den meisten Fällen nicht primär Strategien zur Reduzierung des eige-
nen Arbeitsaufwandes, sondern vielmehr der Versuch, sich selbst das Ge-
fühl der Wahl- und Gestaltungsmöglichkeit, der eigenen Autonomie zu 
erhalten. Insofern ist dies auch nicht zu moralisieren, zumal dieses Han-
deln häufig insofern rational ist, als so die Funktionsfähigkeit der Organi-
sation gesichert wird (vgl. Weick 1976: 7f.). Schließlich – und vor dem 
Hintergrund der strukturellen Unterfinanzierung der Hochschulen ist das 
keineswegs trivial: Immer dann, wenn Hochschullehrende rollenfremde 
Aufgaben erledigen – also Aufgaben, die normalerweise von Personen er-
ledigt werden, die in niedrigeren Gehaltsstufen eingruppiert sind –, sind 
sie in der dafür aufgewandten Zeit deutlich überbezahlt.  

 

4.   Fazit 
 

In Wissenschaftseinrichtungen stoßen Digitalisierungsexperten fortwäh-
rend an Grenzen der Organisationsgestaltung, während Organisationsex-
perten unablässig Grenzen digitaler Prozessgestaltungen identifizieren. 
Dabei ist Digitalisierung z.B. an Hochschulen deutlich mehr als im vor-
herrschenden populären Verständnis, das sich auf OER oder MOOCs 
konzentriert: Digitalisierung in der Wissenschaft produziert einerseits 
Grenzüberschreitungen, die neue bzw. modifizierte regulative Zugriffe 
und veränderte Umgangsformen notwendig machen, teils aber auch als 
nicht tolerierbar bewertet werden. Andererseits ermöglicht sie Grenz-
überschreitungen, mit denen die Wissenschaft ihre Produktions- und Wir-
kungschancen exponentiell erweitert.  
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Die Bearbeitung dessen benötigt einen Wechsel von der vorrangig an-
gebots- zu einer strikt nutzerorientierten Systemgestaltung und -bereit-
stellung. Nicht der Nutzer sollte sich in die Logik der Informationserfas-
sung und -verwaltung hineinbegeben müssen, sondern die Informations-
dienstleister sollten bei der Gestaltung ihrer Angebote rigoros vom Nut-
zer, dessen jeweiligen Bedürfnissen, Fertigkeiten, Funktionserfordernis-
sen und Gewohnheiten her denken. Dabei gilt es auch, hinsichtlich der 
verschiedenen Nutzergruppen zu unterscheiden: An Hochschulen sind 
das die Verwaltung, die wissenschaftliche Leistungsebene und die Stu-
dierenden.  

Gleichzeitig müssen die Systeme flexibel hinsichtlich der Reaktion 
auf künftige – heute und fortdauernd unabschätzbare – Veränderungen im 
Digitalisierungszeitalter bleiben. Mit anderen Worten, Flexibilität benö-
tigt intelligente Systeme: Solche müssen anpassungsfähig an qualitativ 
veränderte Situationen sein, die zum Zeitpunkt der Systementwicklung 
noch nicht vorhersehbar sein konnten. Darin besteht im übrigen ja auch 
das Wesen intelligenter Systeme im Unterschied zu nichtintelligenten. 

Wie dabei die Organisation die Digitalisierung limitiert bzw. die Digi-
talisierung Organisationswandel erfordert, steht im Mittelpunkt des vor-
liegenden Heftes. Zentral ist die ganzheitliche Betrachtung elektronischer 
Hochschulökosysteme, die eingebettet wird einerseits in den Rahmen ei-
nes sich digital entgrenzenden Wissenschaftssystems, andererseits in die 
Betrachtung der Hochschule als ‚schwieriger‘ Organisation.  
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Agilität in der Hochschule 
 

 
 
 
 

Hochschulen sind nicht dafür bekannt, 
den jeweils neuesten Managementmo-
den zu folgen. Das gilt auch für das 
Thema der agilen Produktentwicklung, 
dem ich hier dennoch einige Überlegun-
gen widmen möchte, weil ich zum ei-
nen den Eindruck habe, dass dieses 
Thema auch Hochschulen dabei helfen 

kann, sich auf elektronische Medien und digitale Apparate einzustellen, 
und zum anderen vermute, dass Hochschulen in gewisser Weise immer 
schon agil gewesen sind.  

Agilität erlaubt eine Umstellung von primär vertikalen auf primär ho-
rizontale Organisationsstrukturen, von Silos auf Netzwerke. Und in Netz-
werken ist die Hochschule organisiert, seit sie als akademisch orientierte 
Universität mit der Wissenschaft („scientific communities“) und als prak-
tisch orientierte Fachhochschule mit der beruflichen Praxis zu tun hat. Ich 
verzichte im Folgenden auf den Unterschied zwischen Universität und 
Fachhochschule und spreche von einer „Hochschule“ immer dann, wenn 
sie mit einer beruflichen Praxis vernetzt ist. Auch die Wissenschaft be-
trachte ich als eine berufliche Praxis. 

Hochschulen wehren sich schon deswegen gegen Managementmoden, 
weil sie sich noch nicht recht daran gewöhnt haben, es überhaupt mit 
„Management“ zu tun zu haben. Zur Gestaltung, Planung, Führung und 
Kontrolle ihrer Strategie und Koordination verlassen sie sich auf das Pro-
fessionswissen von in der Regel verbeamteten Hochschullehrern, die be-
reits wissen, welcher Umgang mit ministerialen Aufsichtsbehörden auf 
der einen Seite und den Kollegen in der Selbstverwaltung der Fakultäten 
und Lehrstühle auf der anderen Seite jeweils möglich und opportun ist. 
Betriebswirte mögen sich die Augen reiben, aber dieses Professionswis-
sen ist bereits das, was man andernorts Management nennt. Es orientiert 
sich an relevanten Umwelten („Effizienz“) und es ordnet die eigenen 
Ressourcen nach Mitteln und Zwecken („Effektivität“).  

Überdies sind Hochschulen gewohnt, sich als „Institution“, nicht als 
„Organisation“ zu betrachten. Institutionen sind Einrichtungen, die be-

Dirk Baecker 
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reits mit ihrer Einrichtung ihren Zweck erfüllen. Sie nehmen Selbstver-
ständlichkeit in Anspruch. Organisationen hingegen sind problematische 
Formen der Ordnung von Arbeit, deren Sinn darin besteht, mit Alternati-
ven verglichen zu werden. Sie müssen sich rechtfertigen, nach Innen und 
nach Außen. „Management“ ist die Antwort der Organisation auf die He-
rausforderung, jede ihrer Entscheidungen in einem Raum von Alternati-
ven erkunden und begründen zu müssen. 

Das Stichwort der Agilität erwischt die Hochschulen somit gleich 
doppelt auf dem falschen Fuß. Sie müssen sich dort als problematische 
Organisation denken, wo sie die Tradition der Institution hinter sich glau-
ben. Und sie müssen Formen des Managements thematisieren, die sich 
bisher aus der Autorität der Lehrstühle von selbst zu ergeben schienen. 
Aber das Feld ist bereitet. In dem Maße, in dem Hochschulen gezwungen 
sind, über Problemstellungen der Profilbildung, der Finanzierung und der 
Governance nachzudenken, lässt es sich nicht vermeiden, sie auch unter 
Gesichtspunkten der Organisation und des Managements zu denken. 
Hochschulen werden selbstsubstitutiv; sie können ersetzt werden, wenn 
auch nur durch sich selbst. 
 

Schachteln in Schachteln 
 
Die Idee der Agilität ist unter Softwareentwicklern entstanden, die das 
Problem nicht-standardisierbarer Produktentwicklungen nur lösen kön-
nen, indem sie auf Perfektionsansprüche verzichten und stattdessen auf 
Kundennähe setzen. Daraus entstand eine Semantik der Befriedigung von 
Kundenwünschen und der Arbeit zugunsten der Wettbewerbsvorteile des 
Kunden,  

„Our highest priority is to satisfy the customer through early and continuous 
delivery of valuable software. Welcome changing requirements, even late in 
development. Agile processes harness change for the customer's competitive 
advantage“ (Beck et al. 2001), 

durch die man sich jedoch nicht täuschen lassen darf. Es geht nicht da-
rum, die eigenen geschäftlichen Ziele aus den Augen zu verlieren, son-
dern darum, die eigene Arbeit so zu gestalten, dass neben den eigenen 
Zielen auch die Ziele des Auftraggebers erfüllt werden können: 

„Deliver working software frequently, from a couple of weeks to a couple of 
months, with a preference to the shorter timescale. Business people and de-
velopers must work together daily throughout the project“ (Beck et al. 2001). 

Es geht nicht nur um Flexibilität, sondern darüber hinaus um eine enge 
Vertaktung der eigenen Arbeit mit den Erwartungen und Ansprüchen ei-
nes Auftraggebers. Das schließt eine mitlaufende Arbeit an den Erwar-
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tungen und Ansprüchen des Auftraggebers nicht aus, sondern ein. Das zu 
erarbeitende Produkt wird nicht einseitig, sondern wechelseitig determi-
niert.  

Im Anschluss an diese auf das Scheitern zahlreicher Softwareentwick-
lungsprojekte (Schmidt 2012) reagierende Ausgangsidee wurde die Idee 
der Agilität als Konzept einer holokratischen Organisationsstruktur und 
als Chance eines neuen Bewusstseinszustands der involvierten Mitarbei-
ter weiter ausgearbeitet (Robertson 2015; Laloux 2014). Man entdeckte, 
dass eine Form der Selbstorganisation von Teams, Projekten und Abtei-
lungen, die im Modus einer prozedural und rhythmisch getakteten Bin-
dung an externe Erwartungen gesteuert wird, auf dem Umweg über ein 
besseres Verständnis der eigenen Arbeit zu einem höheren Engagement 
führt.  

Wichtig ist dabei die Taktung, weil sie die Verständigung auf die ei-
genen Ressourcen und Möglichkeiten ebenso ermöglichen muss wie die 
Auseinandersetzung mit dem Auftraggeber. Das Ergebnis ist nicht etwa 
mehr Freiheit, Kreativität und Innovation, sondern ein hohes Maß an 
Durchorganisiertheit und eine extreme Anforderung an die Teamleitung, 
Beschleunigung und Innehalten, Innenorientierung und Außenorientie-
rung, Vertiefung in die Sache und Perspektivenwechsel in ein sinnvolles 
Verhältnis zu bringen. Kreativität und Innovation ergeben sich allenfalls 
sekundär. 

Diesem Konzept der Agilität liegt das Verständnis einer alternativen 
Form von Hierarchie zugrunde, das erstmals von Herbert A. Simon unter 
der Überschrift einer „Architektur der Komplexität“ formuliert worden ist 
(Simon 1969/1981). Was Brian J. Robertson „holacracy“ nennt, eine 
ganzheitliche Herrschaft in der Form von Kreisen in Kreisen (Robertson 
2015: 39), beschreibt Simon als Hierarchie von „nearly decomposable 
systems“, die man sich am besten nach dem Muster von Schachteln-in-
Schachteln, chinesischen Schachteln oder russischen Matrjoschka-Pup-
pen vorstellt.  

Allerdings ist es nicht nötig, eine perfekte Selbstinklusion zu unter-
stellen. Elemente kleinerer Schachteln müssen nicht Elemente größerer 
Schachteln sein. Entscheidend ist nicht die wechselseitige Beinhaltung, 
sondern die Umstellung von der Ordnungsrelation einer Rangordnung 
von Oben und Unten auf die Ordnungsrelation einer Prioritätensetzung 
von Innen und Außen. Es ergibt sich eine Architektur von Systemen und 
Subsystemen, in der die Interaktionen zwischen den Elementen eines 
Subsystems dichter sind als zwischen Subsystem und System oder zwi-
schen verschiedenen Subsystemen. Deswegen können sie in Subsysteme 
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zerfallen, die auch dann operationsfähig bleiben, wenn das Supersystem 
ausfällt. 

Simon nennt auch dies eine „Hierarchie“, obwohl der Begriff der He-
terarchie besser passt (McCulloch 1965/1989; von Foerster 1993). Die in-
transitiven Verhältnisse von Oben und Unten, in denen die Führung von 
Oben durch die Information von Unten gekontert wird, werden durch 
transitive Verhältnisse von Innen und Außen ersetzt beziehungsweise er-
gänzt, in denen laufend neu ausgehandelt wird, wer oder was unter wel-
chen Gesichtspunkten und für welche Zeitspannen führt und wer oder 
was folgt. Wenn A>B und B>C, gilt als Bedingung von Zirkularität auch 
C>A. 

Diese Form der Heterarchie wurde für Schulen und Hochschulen un-
ter dem Stichwort der „losen Kopplung“ bereits in den 1970er Jahren be-
schrieben und anschließend für andere Organisationen verallgemeinert 
(Weick 1976). Als Albtraum eines Managements, das sich betriebswirt-
schaftlichen Ideen eines kausalen Durchgriffs des Ganzen auf seine Teile 
verpflichtet glaubt, ist es zugleich der Segen eines Managements, das an 
die intelligente Kommunikation überraschender, unauffälliger, indirekter 
und verzögerter Effekte glaubt (Orton/Weick 1990: 203f.). 

Agilität lässt sich für Zwecke der Hochschule als ein Management-
konzept verstehen, in dem die Anerkennung, Pflege und Entwicklung des 
Eigensinns von Fakultäten, Lehrstühlen und Mitarbeiterstellen durch die 
Einrichtung von Rückkopplungen konditioniert und kontrolliert wird, die 
diesen Eigensinn mit Aufgabenstellungen kombinieren, die von Außen 
kommen. Die Definition und Moderation dessen, was unter einem Außen 
verstanden wird, ist die vornehmste Aufgabe der Hochschulleitung, die 
unter den verschiedenen Kandidaten für dieses Außen, etwa Studienbe-
werbern, Stand der Wissenschaft und Anfragen von Aufsichtsbehörden, 
eine Innen bewältigbare Balance finden muss. 
 

Das ganze Wissen 
 
Es ist die These dieses Aufsatzes, dass Hochschulen auf diese Form des 
agilen Managements vorbereitet sind, weil sie sie traditionell immer 
schon betreiben. Ich will mit dieser These nicht bestreiten, dass weiterer 
Handlungsbedarf besteht, sondern unterstreichen, dass Hochschulen ihm 
gewachsen sind. Hochschulen haben sich der traditionellen Form von 
Hierarchie, der Rangordnung von Oben und Unten, allenfalls halbherzig 
gefügt. Eher zur Behinderung als zum Nutzen von Universität und Wis-
senschaft hat sie allenfalls auf der Ebene von Lehrstühlen, Instituten und 
Laboren funktioniert. Die Ordinarienuniversität ist nicht umsonst in Ver-
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ruf geraten, von Formen der Ausbeutung des wissenschaftlichen Nach-
wuchses in Instituten und Laboren zu schweigen. 

In ihrer Praxis und ihrem Wissen ist die Hochschule an der Differenz 
nicht von Oben und Unten, sondern von Innen und Außen orientiert. Als 
studium ist sie für die Entdeckung und Pflege des ganzen Wissens (uni-
versitas) verantwortlich und in dieser Form seit dem Mittelalter dem im-
perium und dem sacerdotium, das heißt der Herrschaft des Reichs und 
der Gewalt des Glaubens, entgegengesetzt (Stichweh 1991: 9ff.). Wenn 
sie sich dennoch hierarchischen Organisationsformen anverwandelt hat, 
so um gleichsam auf Augenhöhe mit Reich und Kirche verhandeln zu 
können. Die Forschungspraxis der Lehrstühle und das gelehrte Wissen 
der Fakultäten ist jedoch auf eine Art und Weise organisiert, die zu jeder 
Rangordnung quersteht. 

Die Priorität der Innen/Außen-Orientierung wird spätestens in dem 
Moment auffällig und zwingend, in dem die Figur des Ganzen eines mög-
lichen Wissens nicht mehr substantiell, sondern heuristisch interpretiert 
wird. Die Idee des Ganzen ordnet nicht etwa die Teile zu einer Art „gro-
ßer Kette der Wesen“ (Lovejoy 1936/1985), sondern wird mitgeführt, um 
die Forschung davor zu warnen, die Phänomene zu vereinzeln und in ih-
ren funktionalen Bezügen zu anderem, erst unzureichend Erforschtem zu 
verkennen (Comte 1839/1995: 117f.). Jeder wissenschaftliche Gedanke 
ist prinzipiell ergänzungsbedürftig beziehungsweise ungesättigt (Frege 
1923/2003: 85f.). Das „ganze“ Wissen ist ein Wissen darum, dass im 
Kontext dieses unabschließbaren Ganzen jedes Einzelne nicht etwa kos-
mologisch, sondern ökologisch, und nicht etwa substantiell, sondern 
funktional geordnet ist und sich gegen seinen entropischen Zerfall lau-
fend neu ordnet (Cassirer 1910/1980; Luhmann 1995). Daher dominiert 
die Unterscheidung von Innen und Außen die Unterscheidung von Oben 
und Unten. 
 

Die leere Hochschule 
 
Als Glanzleistung der Schultradition in Antike und Mittelalter hat Niklas 
Luhmann den Verzicht auf ein direktes Hineinkopieren der Unterschiede 
einer sichtbaren und erfahrbaren Welt in den Unterricht bezeichnet (Luh-
mann 1997: 951). Im Trivium wurden Grammatik, Rhetorik und Dialek-
tik und im Quadrivium wurden Arithmetik, Geometrie, Astronomie und 
Musik gelehrt. Ersteres war ein Wissen um Kommunikation, Letzteres 
ein Wissen um die Welt. Mit beidem wurde unter dem Titel der sieben 
freien Künste (artes liberales) ein Unterricht gestaltet, der sich an freie, 
weil aus adligen Familien stammende Menschen wandte, die nicht mehr 
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erzogen werden mussten, weil dies die Familie bereits übernommen hatte. 
Stattdessen sollten sie in den Künsten unterrichtet werden, die es ihnen 
ermöglichten, sich in einer Welt zu bewähren, die es ihnen erlaubte, frei 
zu bleiben: das Argument ebenso wie die Vermessung als Herrschafts-
wissen. Die Idee eines „erziehenden Unterrichts“ ist in diesem Zusam-
menhang neu und paradox, geht sie doch davon aus, dass man zur Frei-
heit erziehen kann, indem man der Disziplin unterwirft (Kant 1803/ 
1968). 

Wichtiger für die Idee einer agilen Hochschule ist jedoch der nach 
wie vor gültige Verzicht auf Eins-zu-Eins-Entsprechungen zwischen dem 
Wissen der Hochschule und den Problemstellungen in der Welt der Ge-
sellschaft. Dieser Verzicht entspricht der Einsicht in eine doppelte Kom-
plexität, nämlich jene des akademisch verfügbaren Wissens und jene der 
praktischen Problemstellungen. Es wäre reiner Zufall, fände eine prakti-
sche Problemstellung die genau passende akademische Lösung.  

Der Wissenschaft, die dies unter den beiden Leitgedanken einer ob-
jektiven Gegenstandsorientierung und einer empirischen Forschung (der 
eine Gedanke stützt den anderen) nicht glauben will, kommt in dieser 
Hinsicht eine akademisch trainierte berufliche Praxis zuhilfe, die ihrer-
seits bereits agil war, bevor dieses Stichwort die Runde machte. Wieder 
ist Herbert A. Simon einer der wesentlichen Protagonisten. Die Praxis 
menschlicher Problemlösungen (human problem solving), so hatte er mit 
Kollegen wie Allen Newell bereits in den 1950er Jahren herausgefunden, 
folgt nicht der Subsumption von Fällen unter abstrakte Regeln, sondern, 
wie es wenig später hieß, einem design thinking der reflexiven Interaktion 
zwischen Praktiker und Situation (Newell/Shaw/Simon 1958; Newell/Si-
mon 1971; Schön 1983; Rowe 1987).  

Dieses design thinking, praktiziert nicht nur von Designern im enge-
ren Sinne des Wortes, sondern auch von Therapeuten, Architekten, 
Rechtsanwälten und Beratern, ist heute ein wesentlicher Bestandteil des-
sen, was unter dem Stichwort einer agilen Managementpraxis verhandelt 
wird (Dorst 2015; Plattner/Leifer/Meinel 2016). Seine wichtigste Voraus-
setzung besteht darin, die Perspektive, den Rahmen, unter denen eine Si-
tuation betrachtet und ein Problem gelöst wird, aus der Interaktion mit 
der Situation und so auch mit dem Auftraggeber oder Kunden zu entwi-
ckeln und nicht vorauszusetzen. 

An die Stelle eines umfassenden Wissens, das nur auf seine Anwen-
dung wartet, tritt in der akademischen Praxis einer agilen Hochschule ei-
ne spezifische Leere. Bei Simon wurde diese Leere unter dem Titel der 
„empty world hypothesis“ zunächst als irritierende Fähigkeit von Beam-
ten beschrieben, anzunehmen, dass die Welt außerhalb dessen, was ihnen 
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ihre Verfahren, Akten und Formulare zu erkennen geben, irrelevant ist 
(Simon 1945/1997: 119). Wenig später wurde sie jedoch als intelligente 
Bedingung des Umgangs mit nearly decomposable systems verstanden: 
Unter dem ökologischen Gesetz der Priorität von Innen/Außen-Verhält-
nissen kann dem Außen nur Rechnung getragen werden, wenn es als 
nicht bekannt, als immer wieder neu zu explorierende Umwelt, notiert 
wird. Wenn ich mich nicht täusche, wird fast dieselbe Einsicht unter dem 
Stichwort der „Einfachheit“ auch im Manifest der Agilität formuliert: 
„Simplicity – the art of maximizing the amount of work not done – is es-
sential“ (Beck et al. 2001).  

Man denke auch an die Empfehlungen, die W. Ross Ashby zum Um-
gang mit Komplexität formuliert hat. Bei ihm lief das, was heute design 
thinking heißt, noch unter dem Titel des operational research. Die Ten-
denz war jedoch bereits dieselbe: 

„If a system is too complex to be understood, it may nevertheless still be con-
trollable. For to achieve this, all that the controller wants to find is some ac-
tion that gives an acceptable result; he is concerned only with what happens, 
not with why it happens. […] A second characteristic of operational research 
is that it does not collect more information than is necessary for the job. […] 
A third characteristic is that it does not assume the system to be absolutely 
unchanging“. (Ashby 1958: 97f.) 

Niemand versucht mehr zu wissen, als im Moment zu wissen ist. Diese 
meditative Leere ist keine Leere der Untätigkeit, sondern eine umsichtige 
Vorbereitung auf Aufgaben und Aufträge, mit deren überfordernder 
Komplexität man vorab bereits rechnet (Weaver 1948; Cilliers 1998; Mo-
rin 2008). 
 

Sprints 
 
Die agile Hochschule arbeitet nur im Auftrag. Ihre Autopoiesis besteht 
aus früheren, gegenwärtigen und künftigen Aufträgen. Diese Aufträge 
sind im traditionellen Sinne Aufträge der Forschung, der Lehre und der 
Verwaltung (Baecker 2010, 2011: 193ff.). Gegenwärtige Aufträge profi-
tieren von früheren Aufträgen und bereiten auf künftige vor. Mit jedem 
Auftrag tritt eine neue Innen/Außen-Differenz auf, die eine Situation de-
finiert, die neu eingeschätzt und neu gestaltet werden muss. Vorwissen 
zählt nur als ein Wissen um diese Notwendigkeit. Jeder Fall in For-
schung, Lehre und Verwaltung ist ein besonderer Fall und die einzige 
Abstraktion, die gilt, ist die Anerkennung dieser prinzipiellen Partikulari-
tät. 
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In der agilen Produktentwicklung, insbesondere in der sogenannten 
Scrum-Methode, spricht von man von Sprints, die der Modus sind, in 
dem die Vertaktung von Auftrag und Bearbeitung organisiert und gema-
nagt wird (Gloger 2009/2013). Sprints mobilisieren in einem unter Um-
ständen hoch konfliktreichen, aber streng fallgebundenen Modus alle 
Ressourcen, die in einer Organisation mobilisiert werden können, um die 
daraus gewonnenen Produktideen dem Urteil eines Auftraggebers auszu-
setzen, der seinerseits hochgradig herausgefordert ist, sich ein Verständ-
nis dessen zu erarbeiten, was er erwartet. In der Hochschule gibt es erste 
Ideen in der Didaktik, die die zu erwartenden Verhältnisse auf der Seite 
der Dozierenden reflektieren (Arn 2016).  

Entsprechende Erfahrungen aus der politischen, industriellen und kul-
turellen Auftragsforschung sowie aus Akkreditierungsverfahren im Um-
gang mit Behörden und Agenturen ließen sich sicherlich ergänzen. Den 
krönenden Abschluss finden diese Erfahrungen einer agilen Lehre, For-
schung und Verwaltung aber erst dann, wenn auch das Lernen agil ge-
dacht werden darf. Auch dazu finden sich in Literatur und Praxis erste 
Anregungen (Meissner/Stenger 2014). 

Aber man täusche sich nicht. Auch diese knappe Skizze ist nur ein 
Sprint, ein Steinwurf in ein unruhiges Gewässer, in dem die selbstge-
machten Wellen nicht von allen anderen zu unterscheiden sind. Die agile 
Hochschule wird in dem Maße unvermeidlich, wie die digitale Transfor-
mation der Gesellschaft weiter voranschreitet.  

Der Grund dafür ist nach allem, was man bislang absehen kann, ein-
fach: Lieferte die klassische Form der Hierarchie in Gestalt einer 
Oben/Unten-Rangordnung eines Ganzen und seiner Teile jene Ordnungs-
vorstellung, auf die sich eine gegenläufige Praxis in Wissenschaft, For-
schung und Lehre berufen musste, um überhaupt als gesellschaftlich ge-
ordnet gelten zu können, so ist die Vernetzung in elektronischen Medien 
und digitalen Apparaten genau dafür das funktionale Äquivalent. Sie er-
setzen die Hierarchie und ermöglichen eine agile Auseinandersetzung mit 
Komplexität in der Form von Projekten.  

Die Hochschule wird Plattform, das heißt zugleich technische Infra-
struktur und soziale Organisation, zugleich „empty diagram“, „stage“ und 
„interface“, zugleich Programm, Protokoll und Register (Bratton 2015: 
41ff.). Auf dieser Plattform bewähren, messen und bewerben sich Projek-
te, die solange den Namen der Agilität verdienen, wie die digitalen Appa-
rate uns noch den Raum zu menschlicher Initiative lassen (Bostrom 
2014). Andernfalls sprinten wir, ohne es zu wissen, naht- und fugenlos 
vernetzt in die Apparate, die uns keine Aufträge mehr erteilen, die sie 
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selbst schneller und besser erfüllen, sondern nur noch unsere Resonanz 
testen, wofür auch immer. 
 
 
Literatur 
Arn, Christop (2016): Agile Hochschuldidaktik. Weinheim: Beltz Juventa 
Ashby, W. Ross (1958): Requisite Variety and Its Implications for the Control of 

Complex Systems. In: Cybernetica 1, 2. S. 83–99 
Baecker, Dirk (2007): Die nächste Universität. In: ders., Studien zur nächsten Gesell-

schaft. S. 98–115. Frankfurt am Main: Suhrkamp 
Baecker, Dirk (2010): A Systems Primer on Universities. In: Soziale Systeme 16. S. 

356–367 
Baecker, Dirk (2011): Forschung, Lehre und Verwaltung. In: ders., Organisation und 

Störung: Aufsätze. S. 193–216. Berlin: Suhrkamp 
Beck, Kent, et al. (2001): Manifesto for Agile Software Development. agilemanifest-

o.org 
Bostrom, Nick (2014): Superintelligence: Paths, Dangers, Strategies. Oxford: Oxford 

University Press 
Bratton, Benjamin H. (2015): The Stack: On Software und Sovereignty. Cambridge, 

MA: MIT Press 
Cassirer, Ernst (1910/1980): Substanzbegriff und Funktionsbegriff: Untersuchungen 

über die Grundfragen der Erkenntniskritik. Darmstadt: Wissenschaftliche Buchge-
sellschaft 

Cilliers, Paul (1998): Complexity and Postmodernism: Understanding Complex Sys-
tems. London: Routledge 

Comte, Auguste (1839/1995): Leçons sur la sociologie: Cours de philosophie positive. 
Paris: Flammarion 

Dorst, Kees (2015): Frame Innovation: Create New Thinking by Design. Cambridge, 
MA: MIT Press 

Frege, Gottlob (1923/2003): Logische Untersuchungen, hrsg. und eingel. von Günter 
Patzig. 5. Aufl. Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht 

Gloger, Boris (2009/2013): Scrum: Produkte zuverlässig und schnell entwickeln. 4., 
überarb. Aufl. München: Hanser 

Gutenberg, Erich (1929): Die Unternehmung als Gegenstand betriebswirtschaftlicher 
Theorie. Berlin: Spaeth & Linde 

Kant, Immanuel (1803/1968): Über Pädagogik. Werke XII: Schriften zur Anthropolo-
gie, Geschichtsphilosophie, Politik und Pädagogik. Frankfurt am Main: Suhrkamp 

Laloux, Frederic (2014): Reinventing Organizations: A Guide to Creating Organiza-
tions Inspired by the Next Stage of Human Consciousness. Foreword Ken Wilber. 
Brussels: Nelson Parker 

Lovejoy, Arthur O. (1936/1985): Die große Kette der Wesen: Geschichte eines Ge-
dankens. Dt. Frankfurt am Main: Suhrkamp 

Luhmann, Niklas (1995): Über Natur. In: ders., Gesellschaftsstruktur und Semantik: 
Studien zur Wissenssoziologie der modernen Gesellschaft. S. 9–30. Frankfurt am 
Main: Suhrkamp 

Luhmann, Niklas (1997): Die Gesellschaft der Gesellschaft. Frankfurt am Main: Suhr-
kamp 



die hochschule 1/2017 28 

McCulloch, Warren (1965/1989): A Heterarchy of Values Determined by the Topolo-
gy of Nervous Nets. In: ders., Embodiments of Mind, 2. Aufl. S. 40–45. Cam-
bridge, MA: MIT Press 

Meissner, Barbara / Stenger, Hans-Jürgen (2014): Agiles Lernen mit Just-in-Time 
Teaching: Adaptive Lehre vor dem Hintergrund von Konstruktivismus und intrin-
sischer Motivation. In: Olaf Zawacki-Richter (Hrsg.), Teaching Trends 2014: Of-
fen für neue Wege, digitale Medien in der Hochschule. S. 121–136. Münster: 
Waxmann 

Morin, Edgar (2008): On Complexity. Cresskill, NJ: Hampton Press 
Newell, Allen / Shaw, John C. / Simon, Herbert A. (1958): Elements of a Theory of 

Human Problem Solving. In: Psychological Review 65. S. 151–166 
Newell, Allen / Simon, Herbert A. (1971): Human Problem Solving. Englewood 

Cliffs, NJ: Prentice-Hall 
Orton, J. Douglas / Weick, Karl E. (1990): Loosely Coupled Systems: A Reconceptu-

alization. In: Academy of Management Review 15. S. 203–223 
Plattner, Hasso / Meinel, Christoph / Leifer, Larry (2016) (Hrsg.): Design Thinking 

Research: Taking Breaktrough Innovation Home. Cham: Springer 
Robertson, Brian J. (2015): Holacracy: The New Management System for a Rapidly 

Changing World. New York: Macmillan 
Rowe, Peter G. (1987): Design Thinking. Cambridge, MA: MIT Press 
Schmidt, Robert (2012): Code Decay: Organizational Performance and Destructivity. 

In: A Critical Studies 36. S. 195–208 
Schön, Donald A. (1983): The Reflective Practitioner: How Professionals Think in 

Action. New York: Basic Books 
Simon, Herbert A. (1945/1997): Administrative Behavior: A Study of Decision-

Making Processes in Administrative Organization. 4. Aufl. New York: Free Press 
Simon, Herbert A. (1969/1981): The Architecture of Complexity. In: ders., The Sci-

ences of the Artificial. 2. Aufl. S. 192–229. Cambridge, MA: MIT Press 
Stichweh, Rudolf (1991): Der frühmoderne Staat und die europäische Universität: Zur 

Interaktion von Politik und Erziehungssystem im Prozeß ihrer Ausdifferenzierung 
(16. bis 18. Jahrhundert). Frankfurt am Main: Suhrkamp 

von Foerster, Heinz (1993): Prinzipien der Selbstorganisation im sozialen und be-
triebswirtschaftlichen Bereich. In: ders., Wissen und Gewissen: Versuch einer 
Brücke. S. 233–268. Frankfurt am Main: Suhrkamp 

Weaver, Warren (1948): Science and Complexity. In: American Scientist 36. 4. S. 
536–544 

Weick, Karl E. (1976): Educational Organizations as Loosely Coupled Systems. In: 
Administrative Science Quarterly 21. S. 1–19 



die hochschule 1/2017  29

Kommunitaristische und kommerzielle 
Trägerschaft digitaler Informationsinfrastruktur in 
der Wissenschaft 

 
 
 
 

Forschung und Lehre sind heute in wei-
ten Teilen von elektronischen Informa-
tions- und Kommunikationstechnolo-
gien durchdrungen, sind also digitali-
siert: Zur Organisation von Lehrveran-
staltungen werden elektronische Vorle-
sungsverzeichnisse eingesetzt, die Ver-
gabe von Räumen und Ressourcen wird 

durch digitale Planungstools unterstützt, Lehrmaterialien werden in elek-
tronischen Formaten bereitgestellt, Abschlussarbeiten durch Plagiats-
dienste vorgeprüft und Prüfungsleistungen digital übermittelt.  

Ähnliche Verhältnisse prägen die Wissenschaft: Softwaretools wer-
den zu digitalen Forschungsumgebungen integriert, Forschungsdaten 
elektronisch erzeugt und archiviert und die digitale Publikation hat in der 
Wissenschaft Einzug gehalten. Wissenschaftliche Communities organi-
sieren sich in weiten Teilen mithilfe von Web 2.0-Plattformen wie Re-
searchgate und Academia und die interessierte Öffentlichkeit wird durch 
Wissenschaftsblogs und Twitter über Forschungsergebnisse informiert. 

Der vorliegende Beitrag nimmt den erreichten Stand der Entwicklung 
zum Anlass und schlägt eine Heuristik zur Erfassung wesentlicher Merk-
male der Digitalität vor. Er fokussiert dazu exemplarisch auf das formale 
wissenschaftliche Kommunikationssystem und geht davon aus, dass sich 
die digitale Informationsinfrastruktur durch die Einbettung in zwei Hand-
lungszusammenhänge auszeichnet: Zu unterscheiden sind das unterstützte 
Handlungssystem, für das die digitale Infrastruktur Ressourcen bereit-
stellt, und ein in Organisationen formiertes Expertentum, das für eine 
Aufrechterhaltung der Infrastruktur sorgt.  

Diese Überlegungen sind allgemein angelegt und reichen als Analyse-
raster weit über den illustrierenden Fall hinaus. Im Folgenden interessie-
ren die Beziehungen zwischen der Informationsinfrastruktur und den Trä-
gerorganisationen. Fruchtbar ist hier die Unterscheidung zwischen einer 
kommerziellen und einer kommunitaristischen Trägerschaft, die als Regi-
me die Gestalt der Infrastruktur prägen. Beim wissenschaftlichen Kom-

Niels Taubert 
Bielefeld 
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munikationssystem stellen die Regime keine einander ausschließenden 
Alternativen dar, sondern stehen in einem Spannungsverhältnis. 

 

1.  Digitale Wissenschaft1 
 
Was meinen wir, wenn wir sagen, die Wissenschaft sei digital? Sowohl in 
der wissenschaftspolitischen Debatte2 als auch in der Forschungsliteratur 
(z.B. Jankowski 2007, Borgmann 2010) wird betont, Digitalität bezeich-
net das Vorhandensein eines technischen Arrangements mit Infrastruktur-
charakter, das die Wissenschaft in weiten Teilen durchdringt. Mit dem 
Begriff der Infrastruktur wird der Blick darauf gelenkt, dass digitale 
Technologien nicht nur situativ und in einem spezifischen Kontext, son-
dern in das Lokale übergreifenden Verwendungszusammenhängen von 
einer Vielzahl von Akteuren bei der Verfolgung ihrer Handlungsziele ein-
gesetzt werden.  

Aufgrund der Schwierigkeiten, Infrastrukturen mittels objektivierba-
rer Kriterien abzugrenzen, wird hier dem dem relationalen Verständnis 
von Susan Leigh Star und anderen gefolgt (Star/Ruhleder 1996: 113; Star 
1999), demzufolge nur mit Bezug auf einen bestimmten sozialen Hand-
lungszusammenhang vom Infrastrukturcharakter eines Arrangements ge-
sprochen werden kann. Dennoch lassen sich einige Merkmale von Infra-
strukturen identifizieren: Sie zeichnen sich bei ihrer Verwendung durch 
Transparenz im Sinne von Unsichtbarkeit aus, indem sie bei der Unter-
stützung von Handlungszielen in den Hintergrund treten. Sie sind zeitlich 
stabil und müssen nicht für jede Verwendung neu erfunden werden, son-
dern reichen über einzelne Nutzungsvorgänge hinaus. Infrastrukturen und 
Konventionen beeinflussen sich wechselseitig: Auf der einen Seite sind 
digitale Infrastrukturen durch Konventionen geprägt, auf der anderen Sei-
te wirken sie prägend auf Konventionen zurück. Eine Verknüpfung mit 
anderen Infrastrukturen findet durch standardisierte Schnittstellen statt.  

Die angesprochene Transparenz wird aufgehoben, sobald es zu Fehl-
funktionen oder Störungen kommt, die Leistungserbringung also zusam-
menbricht oder behindert wird (Bowker 1996: 49; Karasti et al. 2010: 
382 f.; Dourish/Bell 2007: 416).  

Richtet man seinen Blick zunächst auf das Verhältnis von Infrastruk-
tur und unterstütztem Handlungssystem und geht der Frage nach, wie 

                                                           
1 Mein Verständnis der digitalen Wissenschaft kann ich hier nur knapp skizzieren. Ausgear-
beitet habe ich es im Rahmen einer Habilitationsschrift (Taubert o.J.). 
2 z.B. Atkins et al. (2003: 5), Kommission Zukunft der Informationsinfrastruktur (2011), 
WR (2011), ESFRI (2006: 16) 
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Handeln dort unterstützt wird, sind die Überlegungen von Ingo Schulz-
Schaeffer (1999, 2000) zur Dualität von Ressourcen und Routinen frucht- 
bar. Diesem Konzept nach stellen Infrastrukturen garantierte Ereigniszu-
sammenhänge bereit, auf die Akteure im Rahmen von Routinen regelge-
leitet zugreifen, um sie als Ressourcen ihres Handelns mobilisieren. Ent-
scheidend ist dabei, dass es sich – zumindest bei der digitalen Infrastruk-
tur der Wissenschaft – um spezifische Ressourcen handelt, die auf die 
Handlungsorientierungen der Akteure abgestimmt sind.3 

 
Übersicht 1: Heuristisches Modell der Informationsinfrastrukturen in der 
Wissenschaft  

 
Die Aufrechterhaltung der Infrastruktur ist in der Regel nicht Sache der 
Wissenschaft, sondern an ein Expertentum delegiert, das über die entspre-
chenden technischen Kompetenzen verfügt. Da diese Aufgabe komplex 
ist und in der Zeitdimension zuverlässig erfolgen muss, ist das Experten-
tum in Trägerorganisationen verkörpert. Im Fall des formalen wissen-
schaftlichen Kommunikationssystems sind dies vor allem Verlage, Bib-
liotheken, Informationsdienstleister und Infrastruktureinrichtungen. Da-
bei legitimieren sich die Trägerorganisationen vor allem durch die Leis-
tungen, die sie für den Betrieb einzelner Komponenten der Infrastruktur 

                                                           
3 Im Fall der Wissenschaft werden die Handlungsorientierungen der Akteure durch den pri-
mären Code Wahrheit und den sekundären Code Reputation vorgegeben (siehe Schimank 
2010). Durch die Unterscheidung zwischen dem Forschungssystem, dem formalen Kommu-
nikationssystem und dem System des Wissenstransfers können die Handlungsorientierun-
gen weiter differenziert werden (Taubert 2016a: 594f.). 
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Kommunika�onssystem  | Wissenstransfer

Informa�onsinfrastruktur
Forschungsinfrastruktur | 
Publika�onsinfrastruktur 

Trägerorganisa�onen
Verlage, Bibliotheken, Informa�onsdienstleister 

Infrastruktureinrichtungen 

Regelgeleiteter Zugriff

Legi�mierung Aufrechterhaltung

Handlungsressourcen



die hochschule 1/2017 32 

erbringen, und rechtfertigen hieraus auch ihren Mittelbedarf. Übersicht 1 
fasst die Überlegungen zusammen. 

 

2.   Digitalisierung des wissenschaftlichen 
Kommunikationssystems 

 
Die im ersten Schritt entwickelte Heuristik bietet primär ein Schema, um 
unterschiedliche Dimensionen der Digitalität eines gesellschaftlichen 
Teilbereichs – hier die Wissenschaft – auszuleuchten. Allerdings ergeben 
sich aus ihr auch Hinweise darauf, wie der Prozess der Digitalisierung zu 
verstehen ist. Es geht demnach nicht allein um die Entwicklung einer In-
frastrukturtechnik, sondern gleichzeitig um die Ausdifferenzierung eines 
Bereichs der Nutzung, in dem die Regeln zur Aktivierung der von der 
Infrastruktur bereitgestellten Ressourcen bekannt sind, und eines in Or-
ganisationen verkörperten Expertentums, das für die Aufrechterhaltung 
der Infrastruktur sorgt. 

Richtet man seinen Blick auf das formale Kommunikationssystem, al-
so dem Handlungszusammenhang der Wissenschaft, der für die Regis-
trierung, Zertifizierung, Verbreitung und Archivierung von Forschungser-
gebnissen innerhalb von Fachcommunities sorgt,4 bezeichnet Digitalisie-
rung einen Wandel auf allen drei Ebenen des Schemas. Neben der Her-
ausbildung von Komponenten auf der Ebene der Publikationsinfrastruk-
tur sind das Entstehen neuartiger Routinen von Autoren und Rezipienten, 
mit denen sie in das wissenschaftliche Kommunikationssystem inkludiert 
werden,5 und die Ausdifferenzierung eines Expertentums, das die elek-
tronischen Publikationsinfrastrukturen aufrechterhält, weitere Merkmale 
der Digitalisierung. 

Mit Blick auf den bisherigen Entwicklungsprozess erscheinen drei 
Aspekte als besonders beachtenswert. Der erste bezieht sich auf die Ur-
sprünge: Anfang der 1990er Jahre existierte in Bibliotheken und Verlagen 
zwar ein ausdifferenziertes, in Organisationen verankertes Expertentum, 
das gedruckte Publikationen produzierte, vervielfältigte, sammelte und 
archivierte. Die ersten Innovationsimpulse in Richtung der digitalen Pub-
likation gingen allerdings nicht von diesem Expertentum, sondern von 

                                                           
4 Kircz/Roosendaal (1996: 107f.); Hagenhoff et al. (2007: 8); Andermann/Degkwitz (2004: 
8); Taubert (2016b: 126) 
5 Der Zusammenhang zwischen der Publikationsinfrastruktur und den Nutzungsroutinen 
spielt im Folgenden keine Rolle und wurde von mir am Beispiel von Open-Access-Publika-
tionsmedien in der Astronomie und Mathematik ausführlich untersucht. Siehe dazu Taubert 
(o.J.). 
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der Wissenschaft selbst aus. Dies gilt sowohl für die ersten elektronischen 
Zeitschriften, die auf Initiative von Wissenschaftlern hin gegründet und 
unabhängig von Verlagen betrieben wurden,6 als auch für die zu diesem 
Zeitpunkt entstehenden Repositorien zur Verbreitung frei zugänglicher 
Manuskripte (E-prints).7 In dieser Frühphase der elektronischen Publika-
tion waren Wissenschaft und das Expertentum noch nicht voneinander 
ausdifferenziert. 

Im weiteren Verlauf der Digitalisierung ist zweitens eine partielle 
Funktionskonkurrenz zwischen Bibliotheken und Verlagen entstanden. Ih-
ren Ausgangspunkt nahm diese in elektronischen Vertriebsplattformen, 
die Verlage zunächst für Zeitschriften, später auch für andere Typen von 
Publikationen aufbauten. Damit verschoben sich die Zuständigkeiten in 
der Informationsversorgungskette. Waren Bibliotheken in der gedruckten 
Welt dafür zuständig, durch Bereithaltung und Organisation eines Ver-
leihverkehrs zur Verbreitung von Forschungsergebnissen beizutragen, 
wurde diese Domäne ausgehöhlt. Die Plattformen gestatten es Verlagen, 
Wissenschaftler direkt zu beliefern und die Rolle von Bibliotheken auf 
den Nachweis der Publikation und den Erwerb entsprechender Zugangsli-
zenzen zurückzustutzen. Innovativere Bibliotheken nahmen diese Ent-
wicklung nicht passiv hin, sondern begannen durch den Betrieb von Re-
positorien und elektronischen Journalplattformen ihrerseits, Forschungs-
ergebnisse in Umlauf zu bringen und damit eine Funktion wahrzuneh-
men, die traditionell bei Verlagen lag. 

Die Digitalisierung der Publikationsinfrastruktur bezieht sich nicht 
nur auf die Publikationsmedien selbst, sondern auch auf Komponenten, 
die deren Nutzung erleichtern oder sogar erst ermöglichen. Durch die 
Veränderung der Basistechnologie hat sich drittens die Anzahl solcher 
Einrichtungen der Benutzung deutlich erhöht. Zu nennen sind in Biblio-
thekskatalogen (OPAC) realisierte Systematiken, Fachsystematiken,8 
Fachdatenbanken, Fachinformationsdienst und Abstract-Services,9 Zitati-
onsdatenbanken (Web of Science und Scopus), wissenschaftliche Such-
maschinen (Google Scholar, BASE und OIASTER), Protokolle und Stan-
dards10 sowie Plattformen, die Daten über die Nutzungs- und Rezeptions-
                                                           
6 beispielhaft: Documenta Mathematica (Rehmann 2001) 
7 z.B. arXiv (Ginsparg 2011) 
8 z.B. Library of Congress Classification (LCC) und Dewey Decimal Classification (DDC) 
9 Beispiele: Inspec (Physik) socIndex (Sozialwissenschaften), zbMATH (Mathematik), As-
trophysics Data System (Astronomie), wiso Technik (Ingenieurswissenschaften), Chemical 
Abstracts (Chemie) 
10 z.B. das Protokoll der Open Archives Initiative (OAI-PMH) oder der Digital Object Iden-
tifier (DOI) 
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vorgänge sammeln, statistisch auswerten und sichtbar machen (z.B. Alt-
metrics). 
 

3.  Kommunitaristisches und kommerzielles Regime  
 
Nach den Überlegungen zur Digitalität und zum Prozess der Digitalisie-
rung interessiert im Folgenden primär die Ebene der Trägerorganisatio-
nen, auf der zwei unterschiedliche Organisationsprinzipien anzutreffen 
sind. Die These, die dabei illustriert werden soll, lautet, dass die Organi-
sationsprinzipien zu spezifischen Regimen mit charakteristischen Prob-
lemstellungen führen und die Publikationsinfrastruktur mit prägen.  

Hinweise auf die beiden Regime sind den Arbeiten von Hanekop und 
Wittke (2006, 2013) zu entnehmen, die auf eine Besonderheit der wissen-
schaftlichen Literaturversorgung hinweisen: Während wissenschaftliche 
Autoren ihre Forschungsergebnisse in der Regel entgeltfrei zur Verfü-
gung stellen und Verlage diese in Warenform verbringen (Kommodifika-
tion), stellen Bibliotheken die Publikationen ihren Nutzern weitgehend 
ohne Beteiligung an den Beschaffungskosten zur Verfügung (De-Kom-
modifikation). Diese anhand von Bibliotheken und Verlagen prototypisch 
aufscheinenden Organisationsprinzipien konstituieren ein kommunitaris-
tisches und kommerzielles Regime der Trägerschaft von Infrastruktur-
komponenten. Dabei erscheinen vier Merkmale als besonders beachtens-
wert: 

 Erstens evoziert die Differenzierung von einem Expertentum und ei-
nem unterstützten Handlungssystem die Frage, inwieweit die Regime 
die Herausbildung einer Infrastruktur befördern, die den Anforderun-
gen der Nutzer entspricht.  

 Zweitens wurde bemerkt, dass Infrastrukturen über eine individuelle 
Nutzung hinausreichen und in der Regel mit offenen Zeithorizonten 
betrieben werden. Hier stellt sich die Frage, ob beide Regime den An-
forderungen in der Zeitdimension entsprechen.  

 Drittens setzen sich Infrastrukturen in der Regel aus mehreren Kom-
ponenten zusammen. Daher ist zu fragen, ob die Interoperabilität der 
Komponenten durch die Regime gut unterstützt wird.  

 Da die Trägerschaft einer Infrastruktur ressourcenaufwändig ist, stellt 
sich viertens die Frage nach der Effizienz der Regime. 
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Kommerzielles Regime 

Die Namensgebung des ersten Organisationsprinzips verweist auf die pri-
vatwirtschaftliche Rechtsform der Trägerorganisation und ihre wirtschaft-
liche Orientierung. Diese kann unterschiedlich stark ausgeprägt sein und 
in einem mehr oder minder starken Spannungsverhältnis zur Orientierung 
der Nutzer der Publikationsinfrastruktur stehen.11 

Bezüglich der Orientierung an den Anforderungen der Nutzer scheint 
das kommerzielle Regime erst einmal gute Voraussetzungen mitzubrin-
gen, da häufig eine recht enge Rückkopplung zwischen Nutzungsumfang 
und dem Umsatz des Unternehmens besteht. Ein Beispiel bilden hier 
Journale. Verlage rechtfertigen ihre Preise gegenüber Bibliotheken vor al-
lem durch die Qualität der Zeitschrift, die – zumindest der Perspektive 
dieser beiden Akteure nach – ihren Ausdruck im Journale Impact Factor 
und in Zugriffszahlen findet. Entsprechend bemühen sich Verlage um die 
Steigerung beider Faktoren. Dies gelingt nur, wenn der Publikationsort 
für Wissenschaftler in der Rolle des Autors und des Rezipienten attraktiv 
ist. 

Mit Blick auf die Zeitdimension ist eine gute Passung zwischen dem 
kommerziellen Regime und den Anforderungen der Infrastruktur gege-
ben, da die Finanzierungsmodelle wie der Verkauf von Abonnements, 
Zugriffslizenzen oder (institutionelle) Mitgliedschaften nicht von vornhe-
rein zeitlich limitierte Ressourcenflüsse generieren. Versiegen diese Ein-
nahmequellen, besteht allerdings die Gefahr, dass das Interesse von Un-
ternehmen an der Komponente erlischt und keine weiteren Ressourcen zu 
deren Aufrechterhaltung aufgewendet werden. Ein Beispiel dafür sind 
selten genutzte ältere Publikationen, für deren Zugänglichmachung sich 
Verlage in recht unterschiedlichem Umfang engagieren (Taubert 2016c: 
87). 

Bezüglich der Interoperabilität mit anderen Bestandteilen der Infra-
struktur sind im kommerziellen Regime Spannungsverhältnisse angelegt. 
Eine gute Einpassung dürfte immer dann angestrebt werden, sofern sie 
den wirtschaftlichen Interessen der Trägerorganisation dient, während In-
teroperabilität kein Ziel sein dürfte, wenn ausschließlich andere Kompo-
nenten der Infrastruktur davon profitieren. Dies gilt insbesondere dann, 
wenn es sich um Bestandteile handelt, die von Mitbewerbern betrieben 
werden. Ein Beispiel dafür stellen akademische soziale Netzwerke wie 

                                                           
11 Die Handlungsorientierung der Nutzer muss im Grunde von den Trägerorganisationen 
mit antizipiert werden. Siehe zum Verhältnis von wirtschaftlicher und wissenschaftlicher 
Orientierung im Entscheidungshandeln von Verlagen Schimank/Volkmann (2012: 168 ff.) 
und Volkmann et al. (2014: 189). 
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Researchgate und Academia dar, die zwar über flexible Schnittstellen für 
den Datenimport verfügen (und damit die Bereitstellung von Ressourcen 
im Netzwerk erleichtern), nicht aber in ähnlicher Weise den Output von 
Daten unterstützen, von denen vor allem andere Infrastrukturkomponen-
ten profitieren würden. 

Mitteleffizienz dürfte im kommerziellen Regime nur dann gegeben 
sein, wenn die Trägerorganisationen auf einem Markt und unter der Be-
dingung von Wettbewerb ihre Leistungen anbieten. Dies ist aber bei Inf-
rastrukturen häufig nicht oder nur eingeschränkt der Fall und die Publika-
tionsinfrastruktur ist hier keine Ausnahme. Am deutlichsten zeigen sich 
die Effekte des kommerziellen Regimes bei Abwesenheit von Konkur-
renz an der Preisentwicklung für wissenschaftliche Zeitschriften im Be-
reich von Science, Technology und Medicine (STM). Fehlender Wettbe-
werb hat auf der Seite der STM-Verlage zu phantastischen Gewinnen und 
auf der der Bibliotheken zu einer finanziellen Krise geführt.12 

 

Kommunitaristisches Regime  

Zur privatwirtschaftlich-unternehmerischen Trägerschaft gibt es mit der 
unmittelbaren finanziellen Ausstattung der Trägerorganisationen durch 
die öffentliche Hand eine Alternative. Da die notwendigen monetären 
Ressourcen hier kollektiv aufgebracht und die Ressourcen oftmals mit 
Verweis auf (vermeintlich) geteilte Wertvorstellungen gerechtfertigt wer-
den, die ein bestimmtes Wissenschaftsideal akzentuiert,13 bezeichne ich 
das Regime als kommunitaristisch. 

In diesem Regime ist die Bereitstellung von Ressourcen nicht unmit-
telbar an Nutzung gebunden. Die Notwendigkeit, sich an den Bedürfnis-
sen der Wissenschaft zu orientieren, ist daher in vielen Fällen weniger 
zwingend und muss durch flankierende Maßnahmen, wie etwa durch Ein-
bindung der Nutzergruppen14 oder Evaluationen (bei wichtigeren Kompo-
nenten durch den Wissenschaftsrat) hergestellt werden. Daher können die 
bereitgestellten Ressourcen auch an den Anforderungen der Wissen-
schaftler vorbei gehen.15 Aufgrund der Herkunft der Mittel ist das Regi-

                                                           
12 Exemplarisch: Brinzinger (2010).  
13 Am deutlichsten derzeit sicherlich im Programm Responsible Research and Innovation 
(European Commission 2012). Den normativen Deutungshorizont, in den Open Access ein-
gebettet ist, habe ich an anderer Stelle herausgearbeitet (Taubert o.J.). 
14 Siehe diese Anforderung im DFG-Programm Fachinformationsdienste (DFG 2016: 3). 
15 Beispiele finden sich in der Repositorienlandschaft zur Selbstarchivierung von Publika-
tionen. In 20 der 195 Publikationsrepositorien in Deutschland sind weniger als 100 Publika-
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me vergleichsweise anfällig gegenüber wissenschaftspolitischen Prioritä-
ten und Moden. 

Problematisch ist im kommunitaristischen Regime häufig die Über-
führung einer projektförmig finanzierten Struktur in den Regelbetrieb. 
Hier kann es zu Brüchen oder Krisen kommen, wenn es bei Auslaufen 
der Projektfinanzierung unklar ist, wer im Zuge des Weiterbetriebs für 
die finanziellen und personellen Ressourcen aufkommt. Beispiele für eine 
problematische Verstetigung, finden sich bei projektförmig geförderten 
Open-Access-Journalen. 

Eine Stärke des Regimes besteht in der Unterstützung von Interopera-
bilität zwischen unterschiedlichen Komponenten der Publikationsinfra-
struktur. Zwar ist mit der Möglichkeit zu rechnen, dass der Aufbau digi-
taler Infrastrukturkomponenten zu stark von lokalen Anforderungen und 
gewachsenen Strukturen aus gedacht wird. Von großem Vorteil ist aber 
die Abwesenheit von Verwertungsinteressen, sodass die von einer Kom-
ponente bereitgestellten Ressourcen nicht nur von Wissenschaftlern, son-
dern auch von den Trägern anderer Infrastrukturkomponenten über frei 
zugängliche Schnittstellen und unter Nutzung von Open-Content-Lizen-
zen genutzt werden können. 

Im Unterschied zum kommerziellen Regime finden sich wenige An-
haltspunkte, die eine Abschätzung der Effizienz der Mittelverwendung im 
Rahmen des kommunitaristischen Regimes erlaube würden. Gerade im 
Fall einer dauerhaften institutionellen Finanzierung dürfte es aber not-
wendig sein, durch eine entsprechende Rahmung nicht nur für eine An-
wenderorientierung, sondern auch für Kostenbewusstsein zu sorgen. 

Das kommerzielle und kommunitaristische Regime wurden hier als 
Alternativen zur Trägerschaft von Komponenten der Publikationsinfra-
struktur vorgestellt. Tatsächlich wirken sie aber bei der Informationsver-
sorgung der Wissenschaft aber zusammen. Mit dem Beitrag ging darum, 
zu zeigen, dass beide Regime charakteristische Eigenschaften haben, die 
aus der Sicht der Nutzer als Stärken oder Schwächen verstanden werden 
können. Die Beforschung dieser Regime und deren Wirkung auf die Ge-
stalt digitaler Infrastrukturen innerhalb der Wissenschaft und darüber hi-
naus steht allerdings noch aus. 
 
 
 
 
 

                                                                                                                       
tionen hinterlegt (Abfrage in OpenDOAR [http://www.opendoar.org/] vom 24.5.2017). Der 
damit erzielte Nutzungsumfang rechtfertigt kaum den Betrieb eines Dokumentenservers. 
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Campus‐Management‐Systeme  
Prozessorientierte Anwendungssoftware für die Organisation  
von Studium und Lehre 

 
 
 

Die Bezeichnung Campus-Management-
System (CMS, auch CaMS) begann 
sich ab Ende der 1990er Jahre für eine 
damals neue Generation von hochschul-
spezifischer Anwendungssoftware im 
deutschsprachigen Raum zu verbreiten 
(Alt/Auth 2010). Das im folgenden ver-
wendete Akronym CMS ist nicht unum-

stritten, da es in der Informationstechnologie (IT) auch für andere Typen 
von Anwendungssoftware gebräuchlich ist (bspw. Configuration oder 
Content Management System), hat sich aber in Literatur und Praxis weit-
gehend durchgesetzt (Auth/Künstler 2016).  

Der spezifische Anwendungsbereich, für den CMS konzipiert sind, ist 
die Verwaltung von Studium und Lehre an Hochschulen im tertiären Be-
reich (neben Universitäten also auch Kunst- und Fachhochschulen, Be-
rufsakademien u.a.). Dazu gehören insbesondere Planungs-, Steuerungs- 
und Dokumentationsaufgaben, die durch den Einsatz eines CMS effekti-
ver (bspw. weniger Bearbeitungsfehler) und effizienter (bspw. kürzere 
Bearbeitungszeiten) ablaufen sollen. Mit diesen Zielen wurden an den 
Hochschulen bereits vor Aufkommen der CMS Anwendungssysteme 
(AWS) eingesetzt, die bis dahin meist als Hochschulinformations- oder 
Hochschulverwaltungssysteme bezeichnet wurden. Auch heute noch wer-
den diese Bezeichnungen nebeneinander und häufig synonym verwendet. 

Der Begriff CMS hat seinen Ursprung in einem Produktnamen des 
Softwareherstellers SAP, der unter der Bezeichnung „SAP Campus Ma-
nagement“ ab 1999 eine Branchenlösung für Hochschulen auf Basis des 
Enterprise Resource Planning (ERP) Systems SAP R/3 anbot und heute 
unter der Bezeichnung „SAP Student Lifecycle Management“ (SLCM) 
vermarktet (Auth 2015). Neben dem deutschsprachigen Raum wird der 
Begriff auch in anderen Ländern verwendet. Allerdings bevorzugt man 
im englischsprachigen Raum sowohl an Hochschulen1 als auch an Schu-

                                                           
1 bspw. Yale University Student Information System, http://www.yale.edu/sis/ 

Gunnar Auth 
Leipzig 
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len2 den Begriff des Student Information Systems, wobei auch die Begrif-
fe University Information System und CMS anzutreffen sind (Alt/ Auth 
2016). 
 

1.  Entstehungskontext  
 
Das Aufkommen der CMS als neue Generation von Hochschulsoftware 
steht nicht nur zeitlich, sondern auch inhaltlich in engem Zusammenhang 
mit der sog. Bologna-Reform, für deren Umsetzung die Bologna-Erklä-
rung vom 19. Juni 1999 als Startschuss angesehen werden kann. Die Um-
setzung der Reform mit der Umstellung auf gestufte Studiengänge führte 
in den Hochschulen zu einem starken Anstieg der mit Studium und Lehre 
verknüpften Verwaltungsaufgaben.  

Diverse neue Aufgaben, die hinzukamen, waren etwa die Erstellung 
und Pflege von Modulhandbüchern, die Planung und Durchführung stu-
dienbegleitender Prüfungen, das Führen von ECTS3-Konten, die Erstel-
lung neuer Zeugnisdokumente wie Transcript of Records und Diploma 
Supplement sowie die begleitende Qualitätssicherung durch Akkreditie-
rung. Aus akademischer Sicht war die Umstellung vor allem durch die 
Einführung eines zweistufigen Systems von Studienabschlüssen (under-
graduate/graduate) geprägt, die eine inhaltliche Neugestaltung der Curri-
cula unter Einhaltung der Bologna-Vorgaben erforderte.  

Schnell wurde dabei deutlich, dass Funktionsumfang und Datenstruk-
turen der bisherigen Hochschulverwaltungssysteme der Vielzahl an neuen 
Anforderungen nicht gewachsen waren. So stellte bspw. die Abbildung 
und Verwaltung von aus mehreren Lehrveranstaltungen unterschiedlichen 
Typs bestehenden Modulen die bisherigen Systeme vor erhebliche Prob-
leme. 

Steigenden Verwaltungsaufwand verursachten zudem die stark wach-
senden Studierendenzahlen, die von 1981 bis 2001 in Deutschland insge-
samt von rund 1,12 Mio auf 1,87 Mio zunahmen, mithin ein Wachstum 
von 60 Prozent (StatBA 2017). Den gestiegenen Verwaltungsaufwand 
mussten die Hochschulen ohne proportionale Erhöhung von Grundfinan-
zierung und Stellenausstattung bewältigen (bspw. Küpper 2000, Wissen-
schaftsrat 2000), sodass die Erwartungen an Effizienz und Effektivität der 
Verwaltungsprozesse laufend zunahmen (Nolden 2009) – eine Entwick-
lung, die bis heute anhält. Verstärkend wirkte auf diese Erwartungen ein 

                                                           
2 bspw. Raytown Student Information System, https://sisk12.raytownschools.org/ 
3 European Credit Transfer System 
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wahrgenommener Rückstand der Hochschulen gegenüber der Wirtschaft 
bei der Erschließung von Optimierungspotenzialen durch den Einsatz von 
Informationstechnologie (Sinz 1998) bzw. Software (Gerling et al. 2005).  

Parallel zur Entwicklung des Bedarfs der Hochschulen an Software-
unterstützung beeinflusste auch der technologische Fortschritt die Entste-
hung der CMS, hier insbesondere die Verbreitung des Internets in den 
Hochschulverwaltungen, aber auch Entwicklungen im Bereich des Work-
flow- und Dokumentenmanagements (bspw. Entwicklung und Verbrei-
tung des PDF-Dateiformats ab 1993) etc. Im Bereich der AWS setzten 
sich mit der Client-Server-Architektur, der Geschäftsprozessorientierung 
(Sinz 1998) und der Serviceorientierung (Sinz 1995) neue Gestaltungs-
prinzipien für AWS-Architekturen durch.  

Schließlich lässt sich auch im zunehmenden Wettbewerb der Hoch-
schulen untereinander ein weiterer Auslöser für die Entstehung der CMS 
sehen. Durch deren Einsatz lassen sich Serviceprozesse im Bereich von 
Studium und Lehre beschleunigen sowie transparenter (bspw. Notenüber-
blick), komfortabler (bspw. zeit- und ortsunabhängige Servicenutzung) 
und zuverlässiger (bspw. weniger Eingabefehler durch Entfall von Mehr-
facheingabe) gestalten (vgl. Bieletzke/Beise 2009). Insbesondere Studie-
rende und Dozierende nehmen dies als eine spürbare Steigerung der Ser-
vicequalität wahr, wodurch ein Beitrag zur Steigerung der Attraktivität 
einer Hochschule geleistet wird (vgl. Hellriegel 2009, Alt/Auth 2010).  

 

2.  Studentischer Lebenszyklus als (ein) kennzeichnendes 
Merkmal 

 
Von den älteren Hochschulinformationssystemen unterscheiden sich 
CMS primär durch vier Hauptmerkmale (Alt/Auth 2010, Auth 2015):  

1. CMS werden gezielt als kommerzielle Standardsoftwareprodukte für 
den Einsatz an möglichst vielen Hochschulen entwickelt, die modular 
aufgebaut und individuell anpassbar sind – im Gegensatz zu Syste-
men, die in der Vergangenheit für eine bestimmte Hochschule als In-
dividualsoftware entwickelte wurden; 

2. Unter funktionalen Gesichtspunkten deckt ein CMS sämtliche operati-
ven Funktionalitäten (horizontale Integration) sowie alle entschei-
dungsunterstützenden Funktionalitäten (vertikale Integration) einer 
Hochschule entlang des sog. Studentischen Lebenszyklus (häufig 
auch engl. Student Life Cycle) ab; 
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3. Dazu realisieren CMS Prinzipien integrierter AWS (u.a. zentrale, kon-
sistente Datenverwaltung, einheitliche Benutzerschnittstelle sowie 
funktionsübergreifende Abläufe im Sinne von Geschäftsprozessen); 

4. Neben Verwaltungsmitarbeitern und Lehrenden zielen CMS zusätz-
lich auf Studierende als wichtige Nutzergruppe, die durch Internet-ba-
sierte Self-Service-Funktionalitäten bei der Organisation ihres Studi-
ums unterstützt werden. 

Die Unterstützung des Studentischen Lebenszyklus (SLZ) wurde von 
SAP so erfolgreich als Vorteil seines CMS-Produkts vermarktet, dass in 
der Folge alle anderen CMS-Hersteller ihre Produkte ebenfalls daran aus-
richteten. Das Konzept des SLZ ist offensichtlich eine Übertragung des 
aus dem Marketing bzw. dem Kundenbeziehungsmanagement bekannten 
Kundenlebenszyklusmodells auf den Hochschulbereich, das zugleich eine 
stärkere Kundenorientierung der Hochschulen impliziert.  

Analog zu seinem betriebswirtschaftlichen Pendant dient der SLZ zur 
Strukturierung der komplexen Schnittstelle zum Kunden bzw. Studenten 
und zur systematischen Identifikation IT-basierter Verbesserungspotenzi-
ale. So ist in der Literatur auch der Begriff des „Student Relationship Ma-
nagement“ zu finden (Hilbert et al. 2007), der den Studierenden explizit 
als Kunden für die Leistung „akademische Bildung“ ansieht und auf die 
verbesserte, in Form des Alumnistatus möglichst lebenslange Bindung 
des Studierenden an seine Hochschule abzielt. 

Anhand der Beziehungsintensität zwischen Studierendem und Hoch-
schule über den Zeitverlauf lässt sich die Studentenbeziehung in eine Rei-
he aufeinanderfolgender Phasen gliedern:  

 Die Beziehung beginnt mit der (1) Annäherung im Zuge der Studien-
fach- bzw. Studienortswahl und der Bewerbung.  

 Mit der Immatrikulation und Aufnahme des Studiums beginnt die (2) 
Sozialisation,  

 worauf in der (3) Gefährdungsphase ein Studienabbruch bzw. Fach-/ 
Ortswechsel folgen kann.  

 Mit dem Ablegen erster Prüfungen und zunehmendem Wissenserwerb 
beginnt die (4) Wachstumsphase bis zum Studienabschluss,  

 gefolgt von Eintritt in das Berufsleben und dem Übergang in die (5) 
Abstinenzphase. Diese kann durch (6) Reaktivierungsphasen unter-
brochen werden, wenn der Absolvent für ein weiterführendes Studi-
um, eine Weiterbildungsmaßnahme oder Alumniaktivität an die 
Hochschule zurückkehrt.  
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Aus Sicht der Hochschule beginnt anschließend der Zyklus mit der Be-
werbungsphase für den nächsten Jahrgang von vorne.  
 

3.  Aktuelles Marktumfeld für CMS‐Produkte 
 
Während über einen langen Zeitraum der Software-Hersteller HIS mit 
staatlicher Unterstützung als einziger Anbieter von Hochschulsoftware 
faktisch ein Monopol hatte, änderte sich diese Situation im Zuge der Bo-
logna-Reform. Neben der bereits erwähnten Firma SAP trat um 2005 die 
Firma Datenlotsen mit ihrem Produkt CampusNet in den Markt ein, das 
aus einem Entwicklungsprojekt mit der Universität Hamburg entstanden 
ist. Weitere Hersteller kamen mit eigenen Produkten hinzu, sodass sich 
Hochschulen heute nicht nur für die Einführung eines (neuen) CMS, son-
dern auch für eine bestimmte Software entscheiden müssen.  

Ob es sich bei den angebotenen CMS-Produkten tatsächlich um Stan-
dardsoftware im engeren Sinne handelt, wird bis heute diskutiert, da ne-
ben einer umfänglichen Konfiguration und Parametrisierung im Rahmen 
von Einführungsprojekten häufig auch aufwendigere Anpassungen durch 
Programmierung notwendig sind, um die spezifischen Anforderungen ei-
ner Hochschule zu erfüllen (Spitta et al. 2015). Letztlich handelt es sich 
um einen eher kleinen Kreis von Anbietern mit einer überschaubaren An-
zahl von Produkten, der aber durchaus eine gewisse Dynamik aufweist. 
So bemüht sich derzeit bspw. der niederländische Software-Anbieter 
UNIT4 um den Markteintritt mit einer lokalisierten Version seines in an-
deren Ländern bereits im Einsatz befindlichen Produkts „Unit4 Student 
Management“. 

Trotz des vergleichsweise überschaubaren Produktangebots bemühen 
sich die Hersteller um Differenzierungsmerkmale und haben ihre Produk-
te unterschiedlich positioniert. So lassen sich grob drei Kategorien von 
CMS-Produkten unterscheiden: 

 CMS-Komplettlösungen unterstützen den gesamten SLZ mit einem 
breiten Informationsumfang und einem universellen Anspruch; 

 CMS-Speziallösungen fokussieren auf die Unterstützung bestimmter 
Prozesse (bspw. Prüfungsverwaltung, Alumni), Fachdisziplinen 
(bspw. Medizin) oder Hochschultypen (bspw. Fachhochschulen); 

 Newcomer sind neu auf dem Markt, eine bestimmte Positionierung 
noch nicht absehbar. 
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Anhand dieser Kategorien zeigt Übersicht 1 einen aktuellen Überblick 
der in Deutschland tätigen Anbieter und deren Produkte (alphabetisch 
sortiert nach Produktnamen).  
 
Übersicht 1: Aktuelles CMS‐Produktangebot im deutschsprachigen Raum 

Produkt (Hersteller) Anwender (Auswahl) 

Komplettlösungen 
academyFIVE (Simovative) U Speyer, Cologne Business School, U St. Gallen 

CampusNet (Datenlotsen) U Hamburg, U Leipzig, HS Osnabrück 

CAMPUSonline (TU Graz) TU München, U Bayreuth, U Köln 

HISinOne (HIS) 
FAU Erlangen-Nürnberg, U Konstanz,  
HS Niederrhein 

it.education (Basis SAP SLCM) 
(itelligence) 

TU Berlin, U Ulm, FH Frankfurt/M. 

SAP SLCM (SAP) 
FU Berlin, Frankfurt University of Applied Sci-
ences, BA Sachsen 

CAS Campus (CAS Software) KIT, U Bochum, FH Aachen  
Speziallösungen 
Antrago Academy (RR Software) HSF Meißen, VFHS Thüringen, HS Weserbergland 

CampusCore (CampusCore) U Ulm (Graduiertenschule), Kunst- u. Musik-HS 

CLX.Evento / CLX.Planer  
(Veranstaltungsplanung) (Crealogix) 

U Magdeburg, KU Eichstätt-Ingolstadt,  
Zürcher HAW 

daylight (daylight) Interkantonale HS für Heilpädagogik Zürich 

FACTScience MedCampus  
(QLEO Science) 

Universitätskliniken Jena, Hamburg, Frankfurt/M. 

FH Complete (FH Technikum Wien) Österreichische FHs 

FlexNow (Prüfungsverwaltung)  
(Institut für Hochschulsoftware) 

U Bamberg, U Göttingen, FH Nürtingen 

KSL Student Life Cycle (KSL Team) U Bern 

MathPlan (Veranstaltungsplanung) 
(MathPlan) 

RWTH Aachen, TU Berlin, TU München 

PRIMUSS Campus IT  
(Primuss-Verbund) 

HS Hof, TH Ingolstadt, Ev. HS Freiburg 

S-PLUS (Raumplanung) (Scientia) EAH Jena, HAW Ostfalia, HS Mittweida 

TraiNex (Trainings-Online  
Gesellschaft für E-Portale) 

FHM Bielefeld, VWA Ostwestfalen-Lippe 

Newcomer 

Unit4 Student Management (Unit4) 
U Cambridge (UK), U Bristol (UK),  
Vernon College (USA)  

OMNITRACKER Campus  
Management Center (Omninet) 

unbek. 

OpenCampus (OpenCampus) 
TU München, U München, U Würzburg  
(jeweils Graduiertenschulen) 
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4.  Die Qual der Wahl 
 
Die Auswahl des für ihre Anforderungen am besten geeigneten Systems 
gestaltet sich für Hochschulen häufig problematisch, trotz der relativen 
Überschaubarkeit des Angebots (Auth 2016). Dafür sorgen die schwieri-
ge Ermittlung und Abstimmung von Anforderungen und Auswahlkrite-
rien. Im Zuge des Hochschulwettbewerbs zunehmend wichtigere, identi-
tätsstiftende und profilbildende Merkmale einer Hochschule treiben die 
Gesamtzahl der Anforderungen schnell in die Höhe. Von den Herstellern 
wird ein hohes Maß an Bereitschaft zur Erfüllung hochschulspezifischer 
Anforderungen erwartet.  

Damit entsteht sowohl für die Hochschule als auch die Hersteller im 
Rahmen von Vergabeverfahren ein Bearbeitungsaufwand, der zusammen 
mit hohem Termin- und Kostendruck zu fehlerhaften, missverständlichen 
und inkonsistenten Leistungsbeschreibungen führt, welche wiederum die 
Grundlage für unzutreffende Schätzungen bzgl. Implementierungszeit 
und -kosten bilden.  

Hinzu kommt die begrenzte Machbarkeit von aussagekräftigen Tests. 
Realitätsnahe Tests würden die Abbildung hochschulspezifischer Struktu-
ren und die Befüllung mit anonymisierten Echdaten erfordern. Eine sol-
cher Aufwand ist angesichts des starken Kosten- und Zeitdrucks kaum zu 
  
Übersicht 2: Auswahlkriterien für CMS‐Produkte 

1 Fachlich-funk�onale Kriterien

1.1 Unterstützung 
der definierten 
Prozesse

1.2 Prozessübergreifende 
Unterstützung bspw. 
Dokumentenmanagement

1.3 Allgemeine 
Funk�onalität bspw. 
Rollen- & Rechtesteuerung

2 Technische Kriterien

2.1 Effizienz bspw. 
Performance

2.2 Zuverlässigkeit 
bspw. Stabilität 2.3 Sicherheit

2.4 Kompa�bilität 
bspw. 
Schni�stellen

2.5 Flexibilität,  
Wartbarkeit & 
Support

3 Qualita�ve Kriterien

3.1 Benutzbarkeit 
bspw. Ergonomie 3.2 Datenschutz

3.3 Interna�onali-
sierbarkeit bspw. 
Sprachen

3.4 Dokumenta�on

4 Anbieterbezogene Kriterien

4.1 Kunden-
orien�erung

4.2 Umsetzungs-
kompetenz bspw. 
Referenzen

4.3 Mitarbeiter-
kompetenz & 
-verfügbarkeit

4.4 Unternehmens-
entwicklung

5 Wirtscha�liche Kriterien

5.1 Ini�ale 
Einführungskosten

5.2 Laufende 
Betriebskosten

5.3 Kosten der 
Weiterentwicklung

5.4 Wachstums-
kosten bspw. 
zusätzliche Nutzer

3.5 Schulung & 
Support

4.5 Produkt-
strategie
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leisten. Abhilfe können hier die Durchführung eines Vorprojekts zur Aus-
schreibungsvorbereitung sowie eine größere Bereitschaft seitens der 
Hochschule schaffen, ihre vorherrschenden Abläufe und Prozesse stärker 
zu hinterfragen und zu vereinheitlichen sowie sich dabei an Referenzpro-
zessen der Hersteller zu orientieren. Alternativ sind für die Einführung ei-
nes stark individualisierten CMS Finanzmittel, Personal und Zeitbudget 
in realistischer Höhe vorzusehen. 

Obwohl die originäre Leistungsfähigkeit des Software-Produkts 
durchaus einen starken Einfluss auf das Gelingen eines Einführungspro-
jektes ausübt, stellt die Beschränkung des Blicks auf die Produktmerkma-
le ein häufig unterschätztes Risiko dar. Die Eignung und Leistungsfähig-
keit des Anbieters, ohne dessen Mitwirkung ein Einführungsprojekt nicht 
zu bewältigen ist, sind daher ebenso bei der Auswahlentscheidung zu be-
achten. Diese und weitere Kriterien für eine CMS-Auswahl sind in Über-
sicht 2 zusammengefasst. 

 

5.  Implikationen der CMS‐Einführung für die 
Hochschulentwicklung 

 
Überlegungen zur Einführung oder Wechsel eines CMS werden in der 
Praxis häufig bevorzugt aus Projektperspektive angestellt, was in der Fol-
ge den Fokus der CMS-bezogenen Planungen und Entscheidungen auf 
das Projektgeschehen und die Erreichung operationaler Projektziele 
(bspw. Termine) begrenzt. Dies zeigt sich auch in der Literatur zu CMS, 
in der Arbeiten zu projektbezogenen Fragestellungen einen erkennbaren 
Schwerpunkt bilden (Auth/Künstler 2016). Verlagert sich zudem der in-
haltliche Schwerpunkt der CMS-Projekte unter Zeit- und Kostendruck 
auf die (zeit)plangemäße Inbetriebnahme des „IT-Systems“ CMS, droht 
die weitreichende Veränderungswirkung dieses IT-Projekts auf die Ge-
samtorganisation Hochschule aus dem Blickfeld zu geraten.  

Diese einseitige Wahrnehmung der CMS-Einführung als IT-Projekt 
ist mittlerweile prinzipiell als erfolgsgefährdend bekannt. Dennoch wer-
den bei CMS-Projekten in der Hochschulpraxis Einflussfaktoren und 
Wirkzusammenhänge sowohl im Detail als auch im Gesamtkontext nicht 
immer ausreichend berücksichtigt. Dabei ist zu beobachten, dass aus ge-
sicherten Erkenntnissen und bewährten Methoden aus relevanten Wissen-
schaftsgebieten (bspw. Sozial- und Wirtschaftswissenschaften) einerseits 
sowie anerkannten Empfehlungswerken aus der Praxis (bspw. internatio-
nale Standards und Normen) andererseits zu wenig Nutzen gezogen wird. 

Einen naheliegenden Anknüpfungspunkt an geeignete Konzepte aus 
Theorie und Praxis bietet die Charakterisierung der CMS als integrierte, 
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prozessorientierte AWS nach dem Verständnis der Wirtschaftsinformatik. 
Davon ausgehend wird nachfolgend die CMS-Einführung aus drei weite-
ren Perspektiven beleuchtet (darunter auch die bereits erwähnte IT-Pro-
jektperspektive), um so insgesamt zu einem umfassenderen Verständnis 
der Implikation auf die Hochschulentwicklung zu gelangen. 

 

5. 1. CMS‐Einführung als Gestaltung eines Anwendungssystems 
 
AWS dienen der automatisierten Durchführung von Aufgaben der Infor-
mationsverarbeitung eines abgegrenzten Aufgabenbereichs (Ferstl/Sinz 
2008: 4). Sie bestehen aus Teilsystemen, die sich grob in Anwendungs-
software, Systemsoftware und Hardwaresystem unterscheiden lassen. Zur 
Durchführung ihrer Aufgaben stehen sie in Kommunikationsbeziehungen 
mit menschlichen Aufgabenträgern (Personen) sowie anderen AWS, wo-
durch die arbeitsteilige Durchführung von Aufgaben der Informationsver-
arbeitung erst ermöglicht wird.  

Weitere AWS an Hochschulen sind neben dem CMS typischerweise 
Learning-Management-Systeme (LMS), Forschungsinformationssysteme 
(FIS) und auch ERP-Systeme (DFG 2016). AWS bilden gemeinsam mit 
den sie benutzenden Personen und den durchzuführenden Aufgaben ein 
übergeordnetes Informationssystem (IS) mit sozio-technischem Charak-
ter. Bei der Gestaltung von AWS sind daher immer auch wechselseitige 
Einflüsse zwischen diesen und den Aufgaben und Personen des IS zu be-
trachten.  

Die Abgrenzung der durchzuführenden bzw. zu unterstützenden Auf-
gaben eines bestimmten AWS folgt heute häufig den operativen Prozes-
sen eines bestimmten Funktionsbereichs (Gabriel 2016), man spricht 
dann von prozessorientierten AWS. Betrachtet man CMS als integriertes 
AWS für den Funktionsbereich Campus Management entlang des SLZ, 
so wird klar, dass die konkrete Ausgestaltung des Systems unmittelbare 
Auswirkungen auf die Prozesse der Ablauforganisation, die beteiligten 
Personen sowie die damit zusammenhängenden Teile der Aufbauorgani-
sation haben.  

 

5.2.  CMS‐Einführung als Auslöser für die prozessorientierte 
Organisationsgestaltung 

 
Im Vergleich zu Unternehmen der Privatwirtschaft hat sich die Prozess-
orientierung als Gestaltungsprinzip für Organisationen an den Hochschu-
len erst deutlich später verbreitet. Bis heute sind Hochschulverwaltungen 
eher funktional organisiert, arbeiten nach Geschäftsverteilungsplan statt 
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Prozessbeschreibungen und verfügen nur hin und wieder über dedizierte 
Stellen bzw. Struktureinheiten für Prozessmanagement.  

Vor diesem Hintergrund werden Prozesse eher willkürlich bottom-up 
statt zielgerichtet top-down gestaltet, die Aufbauorganisation nur bedingt 
auf die Prozesse ausgerichtet und eine übergeordnete Strategie eher im-
plizit berücksichtigt. Nicht selten wird im akademischen Bereich von 
Hochschulen zudem die Position vertreten, dass Lehre und Forschung frei 
sein müssen und sich nicht in standardisierte Prozesse pressen lassen.  

Projekte zur Prozessoptimierung können daher an Hochschulen nicht 
mit spontaner Gegenliebe rechnen und treffen sogar auf wachsende Wi-
derstände. Neben der Betrachtung von Prozessen und Strukturen ist daher 
zusätzlich die kulturelle Dimension mit ihren hochschulspezifischen Be-
sonderheiten zu berücksichtigen, insbesondere auch von gegebenenfalls 
hinzugezogener externer Unterstützung bspw. Unternehmensberatungen 
(vgl. Auth 2014).  

Nimmt man dennoch Ziele wie Steigerung von Effizienz, Effektivität 
und Qualität auch für Arbeitsprozesse in Hochschulen als erstrebenswert 
an und betrachtet prozessorientierte Organisationsgestaltung als geeigne-
tes Vorgehen zur Erreichung dieses Ziels, so lässt sich diese mit einer 
CMS-Einführung bzw. einem Wechsel des bisherigen CMS in Gang set-
zen, ohne bereits zuvor in Grundsatzdiskussionen über Prozessmanage-
ment stecken zu bleiben.  

Damit soll nicht der Wert und die Notwendigkeit von Grundsatzdis-
kussionen in Abrede gestellt werden. Vor dem Hintergrund des Charak-
ters der CMS als prozessorientierte AWS müssen sogar zwingend auch 
die abzubildenden Prozesse diskutiert, hinterfragt und vielfach neugestal-
tet werden. Diese Diskussion soll dann aber mit konkretem Bezug zu Ge-
gebenheiten der Realwelt und im Angesicht konkreter Konsequenzen von 
Entscheidungen auf diese geführt werden. Mit einer Hinwendung zum 
Pragmatismus steigen die Erfolgsaussichten für eine CMS-Einführung 
deutlich. 

Das Verständnis für den Zusammenhang zwischen AWS-Gestaltung 
und Organisationsgestaltung ist wesentlich für Erfolg einer CMS-Einfüh-
rung (s. Abschnitt 5.1). Zugleich ermöglicht es die Entwicklung bzw. An-
wendung eines theoretisch fundierten Vorgehens auf methodischer Basis. 
Das Prozessmanagement bietet etablierte Methoden für Prozessmodellie-
rung, -analyse und -entwicklung sowie die Gestaltung einer darauf abge-
stimmten Organisationsstruktur. Diese lassen sich innerhalb eines klar 
umrissenen Rahmens auf die individuellen Gegebenheiten einer bestimm-
ten Hochschule anpassen. Übersicht 3 gibt einen ersten Überblick über 
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wesentliche Rahmenbedingungen einer prozessorientierte Organisations-
gestaltung an Hochschulen: 

 
Übersicht 3: Rahmenbedingungen für die prozessorientierte Organisations‐
gestaltung an Hochschulen 

Personelle  
Restriktionen 

Technische  
Restriktionen 

Rechtliche  
Restriktionen 

 Hochschulpolitische Prozesse 
 Bestehende  

Aufbauorganisation 
 Personalbedarf/-kapazität 
 Qualifikationen 
 Widerstand gegen den  

Wandel 

 Anwendungssoftware 
inkl. Schnittstellen 

 Bestandsdaten 
 Systemsoftware 
 Hardware-System 

inkl. Netz 

 Allgemeine Gesetze,  
Verordnungen etc. 

 Ordnungen der Hochschule 
 Vergaberecht 
 Softwareverträge  

(Einführung/Nutzung) 
 Datenschutz/-sicherheit 

In Anlehnung an Kugeler/Vieting (2012: 232) 

 

5.3.  CMS‐Einführung als IT‐Projekt 
 
Zu Beginn von Abschnitt 5 wurde vor einer einseitigen Betrachtung der 
CMS-Einführung als IT-Projekt gewarnt. Problematisch ist jedoch vor al-
lem eine falsche bzw. verengte Vorstellung von IT-Projekt. Auch hier 
hilft der AWS-Begriff weiter. Ein Projekt zur Einführung eines AWS 
muss bei der Gestaltung der IT-Komponenten4 die Beziehungen zu Auf-
gaben (Prozessen) und Personen berücksichtigen, also eine ganzheitliche 
Gestaltung verfolgen. Nicht hilfreich ist daher die bloße Umkehr einer 
einseitigen Schwerpunktsetzung, etwa: „Eine CMS-Einführung ist kein 
IT-Projekt, sondern ein Organisationsprojekt“. Die in jüngerer Zeit auch 
im Hochschulbereich intensiv geführte Diskussion um die sog. Digitali-
sierung bzw. digitalisierte Prozesse basiert auf diesem umfassenderen 
Verständnis der Wechselwirkung von IT und Organisation und weist da-
mit die richtige Richtung (vgl. Alt et al. 2017). 

Doch auch ohne Rückgriff auf die Digitalisierung lassen sich durch 
Orientierung an und Verwendung von etablierten Methoden und Stan-
dards des Projektmanagements gröbere Versäumnisse bzw. das Überse-
hen wichtiger Handlungsfelder vermeiden. Einen anerkannten Bezugs-
rahmen bilden hier die zehn etablierten5 Teilgebiete des Projektmanage-

                                                           
4 bei CMS typischerweise durch Modellierung, Konfiguration und Parametrisierung, aber 
auch Programmierung. 
5 So bspw. in der internationalen Norm ISO 25010:2012 sowie den Standards Project Manage-
ment Body of Knowlegde (PMBoK) des Project Management Institutes und PRINCE2:2009. 
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ments: das Management von (1) Inhalt und Umfang, (2) Stakeholdern 
(Interessenträger), (3) Personal (Projektmitarbeiter), (4) Terminen, (5) 
Kosten, (6) Qualität, (7) Risiken, (8) Verträgen, (9) Kommunikation und 
(10) der integrierten Sicht auf diese Teilgebiete. 

Aufgrund der Wechselbeziehungen zwischen prozessorientierten 
AWS einerseits und organisatorischen Prozessen und Strukturen anderer-
seits ist eine hochschulweite CMS-Einführung mit Veränderungen unter-
schiedlichen Ausmaßes für viele Hochschulmitarbeiter verbunden. Eben-
falls sollte kritisches Interesse und ggf. Einflussnahme der Studierenden 
antizipiert werden.  

Die auf Mitwirkung aller Hochschulmitglieder ausgelegte akademi-
sche Selbstverwaltung erfordert eine frühzeitige Beteiligung der Be-
troffenen, zugleich resultieren aus Arbeitsweise und -geschwindigkeit der 
Hochschulgremien Rahmenbedingungen und Einflussfaktoren, die bei 
der Projektplanung zu berücksichtigen sind. Das sog. Change Manage-
ment beschäftigt sich mit der Gestaltung erfolgreicher Veränderungspro-
zesse und sollte als weiteres Aufgabengebiet des Projektmanagements 
angemessen Berücksichtigung finden. Auch hier kann auf bewährte Vor-
gehensweisen und gesicherte Erkenntnisse zurückgegriffen werden 
(bspw. Kotter 2015). 

 

5.4.  CMS‐Einführung als Prozess 
 
Diese Perspektive fußt ebenfalls auf dem Verständnis von CMS als 
AWS. Mit der Entscheidung für eine CMS-Einführung ist nicht zuletzt 
die Allokation von knappen Ressourcen der Hochschule verbunden, in 
erster Linie in Form von Personal- und Sachmitteln. Wird die CMS-Ein-
führung nun lediglich aus Projektperspektive betrachtet, so endet die Mit-
telzuordnung mit Abschluss des Einführungsprojekts. Bei Einführung ei-
nes neuen Systems sind darüber hinaus aber fortlaufende Betriebskosten 
für Lizenzen sowie Wartung und Support seitens des Herstellers kaum 
vermeidbar und werden i.d.R. auch berücksichtigt.  

Leicht zu unterschätzen ist dagegen der interne und externe Aufwand 
für Administration, Betrieb und Weiterentwicklung prozessorientierter 
AWS, der in einem Zeitraum von fünf Jahren bis zu 80 Prozent der an-
fänglichen Projektkosten betragen kann (Zarnekowet al. 2004). Aufgrund 
der engen Beziehung zwischen Prozessen und AWS werden durch Ände-
rungen an den Prozessen auch Änderungen an den IT-Komponenten nötig 
bzw. bedingen sich gegenseitig. Zwei Beispiele dafür aus dem CMS-Be-
reich sind die Einführung des Dialogorientierten Serviceverfahrens für 
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Hochschulzulassung (DoSV) und die Umsetzung des neuen Hochschul-
statistikgesetzes. 

Die Einführung eines AWS wird auch als erste Phase des Lebenszyk-
lus für dieses System verstanden, womit sich ein Teilgebiet des IT-Ma-
nagements namens Application Lifecycle Management und auf einer an-
deren Ebene auch das IT Service Management beschäftigen. Beide Ma-
nagementkonzepte sind wiederum als fortlaufende Prozesse anzusehen. 
Bei der Entscheidung für eine CMS-Einführung muss daher auch ein Be-
wusstsein für Konsequenzen über die Projektlaufzeit hinaus vorhanden 
sein. Mit Beginn des Produktivbetriebs muss der CMS-Einsatz daher als 
Prozess betrachtet, explizit gestaltet und dauerhaft mit Ressourcen ausge-
stattet werden.  

 

5.5.  Risiken und Erfolgsfaktoren 
 
Die Sicht auf Risiken und Erfolgsfaktoren lässt sich quasi quer zu den 
bisher genannten Perspektiven verfolgen, da sowohl Risiken als auch Er-
folgsfaktoren in allen Sichten Einfluss haben. Risiken und Erfolgsfakto-
ren lassen sich ihrerseits als zwei Seiten einer Medaille verstehen, wobei 
Risiken durch gezielte Maßnahmen vermieden, während die Wirkeffekte 
von Erfolgsfaktoren ebenso gezielt herbeigeführt oder verstärkt werden 
sollen. 

Entsprechend unterscheiden sich die Vorgehensweisen zum Umgang 
mit beiden. Risiken sind im Rahmen eines kontinuierlichen Risikomana-
gements zunächst zu identifizieren, zu bewerten und priorisieren (häufig 
anhand von Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadensschwere), um so-
dann Maßnahmen zur Vermeidung oder Abmilderung der Konsequenzen 
zu entwickeln, diese umzusetzen und schließlich die Wirksamkeit zu prü-
fen. Detaillierte Vorgehenswesen sind sowohl in Projektmanagement-
Standards beschrieben (bspw. PMBoK, PRINCE2) oder noch umfangrei-
cher als eigene Standards dokumentiert (bspw. ISO 31000:2009, M_o_R 
– Management of Risk). 

Typische Risikokomplexe bei der Einführung von AWS auf Basis von 
Standardsoftware sind u.a.: 

 

1) Technische Schulden 

Der Begriff Technische Schulden bezeichnet metaphorisch die Verpflich-
tungen, die während der Entwicklung und Einführung eines Softwaresys-
tems dadurch entstehen, dass aus Zeit-, Kosten- oder anderen Gründen 
die Qualität vernachlässigt wird. Umgangssprachlich wird dieser Zusam-
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menhang auch durch das Prädikat „quick and dirty“ pointiert ausge-
drückt. Dadurch können bspw. Fehler oder Mängel entstehen, die erst 
nach Projektabschluss erkannt werden und deren Beseitigung dann viel 
höheren Aufwand als zur Entwicklungszeit erfordert (vergleichbar mit 
durch Verzinsung steigenden Schulden).  

Im Kontext komplexer Standardsoftwareprodukte werden auch durch 
Kunden vorgenommene und nicht ausreichend mit dem Hersteller abge-
stimmte Anpassungen und Weiterentwicklungen als ursächlich für den 
Aufbau technischer Schulden gesehen (Ramasubbu/Kemerer 2015). So 
kann es bspw. zu Schwierigkeiten mit dem Erhalt der Funktionstüchtig-
keit der Individualentwicklung kommen, wenn durch den Hersteller im 
Rahmen einer neuen Version des Standardprodukts größere Veränderun-
gen vorgenommen wurden. Das Risiko lässt sich zwar durch die Nutzung 
von durch den Hersteller bereitgestellten Erweiterungsschnittstellen redu-
zieren, allerdings nicht vollständig beseitigen.  

Die exakte Bestimmung der technischen Schulden einer Software ist 
sehr schwierig, allerdings gibt es Qualitätsmetriken, um eine ungefähre 
Abschätzung für die technische Schuld zu errechnen. 
 

2) Systemrisiko 

Mit Systemrisiko wird die Möglichkeit bezeichnet, dass das ausgewählte 
CMS-Produkt wichtige Individualanforderungen des Kunden nicht 
(mehr) erfüllen kann. Obwohl moderne Software-Architekturen darauf 
ausgelegt sind, möglichst flexibel Anpassungen der abgebildeten Prozes-
se zu erlauben, sind dieser Flexibilität auch immer technische Grenzen 
gesetzt. Zudem ist dieses Risiko nicht nur zum Zeitpunkt der Auswahl-
entscheidung in einer Momentaufnahme zu betrachten, sondern die fort-
schreitende technologische Entwicklung, die Dynamik von Arbeitspro-
zessen und andere Gründen führen auch später immer wieder zu neuen 
Anforderungen, an die das System angepasst werden muss (z.B. mobiler 
Zugriff über Smartphone-Apps).  

Lässt der Hersteller neue Anforderungen und technologische Ent-
wicklungen nicht kontinuierlich in seine Produktentwicklung einfließen, 
besteht die Gefahr, dass sein Produkt dadurch in eine technologische 
Sackgasse gerät und letztlich wieder durch ein neues System abgelöst 
werden muss. 
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3) Anbieterrisiko 

Obwohl die originäre Leistungsfähigkeit des Software-Produkts unbe-
stritten einen großen Einfluss auf das Gelingen eines Einführungsprojek-
tes besitzt, stellt die Verengung des Blicks auf die Produktmerkmale auch 
ein großes Risiko dar. Bei der Auswahlentscheidung zu beachten sind 
ebenso die Eignung und Leistungsfähigkeit des Anbieters, ohne dessen 
Mitwirkung ein Einführungsprojekt nicht zu bewältigen ist. Um die Ge-
fahr der Auswahl eines ungeeigneten Anbieters zu reduzieren, sollte die-
ses Risiko explizit bei der Produktauswahl betrachtet werden. 

Im Rahmen eines CMS-Einführungsprojekts kann eine Vielzahl von 
Einzelrisiken auftreten. Die genannten Risikokomplexe sind daher nur als 
Einstiegspunkte für eine detaillierte Risikoanalyse zu verstehen. 

 
Erfolgsfaktoren (EF) sind in Betriebswirtschaftslehre und Wirtschaftsin-
formatik beliebte Forschungsgegenstände, wobei die Aufmerksamkeit 
primär den kritischen EF gilt, die sich durch ihre Beeinflussbarkeit durch 
Entscheidungsträger innerhalb einer Organisation auszeichnen (im Ge-
gensatz zu nicht beeinflussbaren Umweltfaktoren). Studien zu Erfolgs-
faktoren bei der Einführung liegen zu unterschiedlichen Typen von AWS 
vor, wobei hier besonders die den CMS verwandten ERP-Systeme her-
vorzuheben sind. Für die Einführung von CMS identifiziert eine Studie 
von 2016 auf Basis von Fallstudien und Erfahrungsberichten zur CMS-
Einführung sowie der Literatur zu ERP-EF entlang der Phasen eines Vor-
gehensmodells für die Einführung insgesamt 39 EF (Auth/Künstler 
2016). 

 

6.  Zukünftige Entwicklungspotenziale  
 
Ähnlich wie in der Vergangenheit werden sich die CMS-Produkte einer-
seits getrieben von prozessualen Anforderungen der Hochschulen (häufig 
in Reaktion auf politische Vorgaben) und andererseits im Fahrwasser des 
rasanten Fortschritts der IT entwickeln. Die Erwartungen der Nutzer (Stu-
dierende und Hochschulmitarbeiter) könnten dabei sogar noch größeren 
Einfluss gewinnen.  

So spielt die sog. User Experience (UX) in Produktstrategien einiger 
Softwarehersteller eine immer größere Rolle, bei der über die klassische 
Software-Ergonomie hinaus der Anwender auch auf einer emotionalen 
Ebene positiv angesprochen werden soll, um so bspw. die Nutzungsdauer 
zu verlängern oder die Nutzungshäufigkeit zu erhöhen. Im Vergleich zu 
ähnlichen AWS-Typen der Privatwirtschaft (bspw. die bereits genannten 
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ERP-Systeme oder auch sog. Customer Relationship Management- bzw. 
CRM-Systeme) werden CMS wohl auch weiterhin nicht die vorderste 
Spitze der technologischen Entwicklung markieren (Alt/Zimmermann 
2016), sondern eher eine Follower-Strategie umsetzen, die sich stark an 
den Investitionsmöglichkeiten der Hochschulen orientieren dürfte.  

Aufgrund des relativen Abstands zu betrieblichen AWS bei der Um-
setzung aktuellster IT-Konzepte und Innovationen lassen sich Rück-
schlüsse zu potenziellen Entwicklungsschritten ziehen, deren Umsetzung 
entweder bereits erkennbar begonnen hat oder mittelfristig wahrschein-
lich ist. Dazu gehört z.B. die Verbesserung und Anpassung von Benutzer-
oberflächen für die CMS-Nutzung auf unterschiedlichen mobilen Endge-
räten wie Smartphones und Tablets. Mehrere der führenden CMS-Anbie-
ter arbeiten zwar seit geraumer Zeit an entsprechenden Systemerneuerun-
gen, diese sind aber bisher nur an sehr wenigen Hochschulen im Einsatz. 
In dieser Lücke entstehen mittlerweile unabhängig von den etablierten 
CMS-Anbietern neuartige Softwarelösungen wie bspw. die von Studen-
ten entwickelte Smartphone-App UniNow.6 

Derzeit noch wenig beachtet werden die Potenziale eines hochschul-
übergreifenden Datenaustauschs zwischen den CMS unterschiedlicher 
Hochschulen (vgl. Alt/Zimmermann 2016). Anwendungsfälle hierfür wä-
ren bspw. der Wechsel von Studierenden an einen anderen Studienort 
nach Abschluss des Bachelors zur Aufnahme eines Masterstudiums oder 
auch die von Bologna angestrebte internationale Mobilität.  

Das 2015 gestartete EMREX-Projekt,7 in dem die Länder Norwegen, 
Finnland, Dänemark, Schweden und Italien an einem XML-basierten 
Standardaustauschformat arbeiten, könnte hier neue Impulse bringen. 
Technologisch könnte es zudem durch die aktuell vieldiskutierte sog. 
Blockchain-Technologie, auf der bspw. die Online-Währung Bitcoin8 ba-
siert, zu einem größeren Fortschritt kommen. Hierbei werden Daten nicht 
in einer zentralen Datenbank, sondern verteilt auf den Systemen der Nut-
zer mithilfe von kryptografischen Verfahren gespeichert (Burgwinkel 
2017). Dadurch können Daten mit einer eindeutigen, nicht veränderlichen 
Signatur versehen werden, wodurch eine nachträgliche Veränderung der 
Daten nachweisbar ist. Der Verzicht auf den Versand von beglaubigten 
Papierkopien oder gar Originalen von Zeugnissen und Abschlussurkun-
den rückt damit in greifbare Nähe.  

                                                           
6 https://www.uninow.de 
7 http://emrex.eu 
8 https://bitcoin.org 
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Auch wenn der Fokus der Diskussion über Nutzen und Stellenwert 
der IT für Hochschulen jüngst eher von den CMS weg und hin zu Stich-
worten wie „Digitale Bildung“ oder „Digitalisierung der Lehre“ gewan-
dert ist, so ändert dies wenig an der tatsächlichen Bedeutung der prozess-
orientierten AWS für die Leistungsfähigkeit der Hochschulen. Vielmehr 
nimmt diese aufgrund der vielfältigen Wechselbeziehungen zwischen di-
gitalen Services auf Basis eines integrierten Informationsmanagements 
immer weiter zu. Berücksichtigt man zudem die in Abschnitt 5 aufgezeig-
ten Perspektiven, so wird klar, dass Campus Management im Sinne des 
SLZ und im Sinne der digitalen Transformation eine dauerhafte Aufgabe 
der Hochschulen ist, die nicht nur im Rahmen eines befristeten Projekts 
Aufmerksamkeit der Hochschulleitung, Finanzmittel und Personal erfor-
dert (vgl. Auth 2016). 
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Digitalisierung allein löst keine 
Organisationsprobleme 
Warum Einführungsprojekte von Campus‐Management‐Systemen 
mehr als nur IT‐Projekte sind 

 
 
 
 

Organisationen versuchen oftmals, aus-
schließlich mit Digitalisierungsmaßnah-
men organisationale Probleme zu behe-
ben, weil sie davon ausgehen, diese mit 
der Digitalisierung von Prozessen oder 
der Einführung neuer IT-Systeme lösen 
zu können. Diese Annahme ist jedoch 
falsch. Digitalisierung allein löst keine 

Organisationsprobleme. Sie kann zwar nachhaltige Verbesserungen her-
beiführen, aber keine Probleme lösen, die grundlegend in der Organisati-
on verankert sind. Nachhaltig erfolgreiche Veränderungsprozesse dürfen 
daher nicht nur auf Maßnahmen der Digitalisierung fokussieren, sondern 
müssen gleichzeitig auf allen Ebenen der Organisationskultur ansetzen 
und wirken. 
 

1.  Digitalisierung ist kein Allheilmittel 
 
Immer wieder werden in Fachmagazinen, im Internet oder auf Konferen-
zen das Thema Digitalisierung und die damit verbundenen Auswirkungen 
auf bestehende Unternehmen und Organisationen aufgegriffen. Häufig 
heißt es: „Wer den digitalen Wandel verschläft, verpasst den Anschluss 
und wird am Markt nicht dauerhaft bestehen können“ oder „Die Digitali-
sierung bedroht eine Vielzahl der heutigen Arbeitsplätze“. Sicher ist je-
denfalls, dass die Digitalisierung sämtliche Lebensbereiche durchdringt 
und vermutlich alles, was digitalisiert werden kann, auch digitalisiert 
wird (vgl. Fiorina 2000). 

Die Digitale Transformation1 erfolgt dabei in zwei Dimensionen – der 
Digitalisierung von Geschäftsprozessen sowie der Digitalisierung von 
Geschäftsmodellen (Bitkom 2016). Während erstere auf höhere Effizienz, 

                                                           
1 Die Begriffe „Digitalisierung“ und „Digitale Transformation“ werden im Folgenden syno-
nym verwendet. 
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Kostensenkung und eine Verbesserung der Leistungsfähigkeit bestehen-
der Organisationen und Wertschöpfungsprozesse zielt, geht es bei der Di-
gitalisierung von Geschäftsmodellen um die Entwicklung neuer Produkte, 
Dienstleistungen und Innovationen (ebd.). Im Hochschulbereich erfolgt 
die digitale Transformation sowohl in technischer als auch in organisatio-
naler Hinsicht. Sie erfasst dabei unter anderem bestehende Lehr- und 
Lernkonzepte, die Organisation hochschulinterner und externer Zusam-
menarbeit, tradierte Rollenverständnisse und Strukturen der Organisation 
sowie politische Rahmenbedingungen (vgl. Hochschulforum Digitalisie-
rung 2015: 4f.). 

Fälschlicherweise wird jedoch im Rahmen der Diskussionen um das 
Thema Digitalisierung oftmals suggeriert, dass bestehende Organisations-
probleme durch Digitalisierung oder mit der Einführung neuer IT-Tools 
einfach „verschwinden“ würden. Unbestritten und empirisch gut belegt 
sind die zahlreichen Vorteile, die digitale Verfahren und Prozesse mit 
sich bringen können. Mit einem neuen IT-System können beispielsweise 
Prozesse deutlich effizienter gestaltet und die Produktivität erhöht wer-
den. Bereits vorhandene grundlegende Probleme innerhalb der Organisa-
tion werden dadurch aber nicht automatisch beseitigt. Diese bleiben be-
stehen und werden im schlimmsten Fall sogar noch verschärft. 

Bei Projekten zur Einführung neuer IT-Systeme reicht es folglich 
nicht aus, lediglich die informationstechnische Gestaltung vorzunehmen 
– erfolgreiche Einführungsprojekte bedingen immer auch Veränderungs-
prozesse und bedürfen daher auch einer organisatorischen Neuausrich-
tung. Die Reorganisationsmaßnahmen zielen dabei sowohl auf die Auf-
bau- als auch auf die Ablauforganisation und es ist oftmals erforderlich, 
tief in die Organisationskultur einzutauchen und dort anzusetzen. Hierbei 
ist zu beachten, dass die Organisationskultur aus verschiedenen Ebenen 
besteht (vgl. Übersicht 1). Jede Ebene wird von den ihr vorgelagerten 
Ebenen beeinflusst. 

Auf der untersten Ebene befindet sich das grundlegende Wertegefüge, 
bestehend aus allgemein geteilten Grundannahmen, Überzeugungen, 
Denkmustern oder Gefühle der Organisationsmitglieder. Da diese Aspek-
te von den Mitgliedern eher unbewusst gelebt werden, ist diese Ebene so-
wohl für sie selbst als auch für Außenstehende nicht ohne weiteres sicht-
bar (Schein 2003: 31ff.). Die zweite Ebene umfasst die expliziten Werte 
und Normen einer Organisation, wie Richtlinien und Standards, welche 
von der Organisation nach außen kommuniziert werden und von den Mit-
gliedern als richtig empfunden werden (ebd.). Diese Ebene legt den 
Handlungsrahmen seiner Mitglieder fest (vgl. Zell 2017). Die dritte Ebene 
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Übersicht 1: Ebenen der Organisationskultur 

Quelle: Eigene Darstellung, in Anlehnung an Schein (2003) 

 
beinhaltet die praktizierten Verhaltensmuster, Rituale oder den eingeüb-
ten Sprachgebrauch in einer Organisation. Diese Ebene ist von außen 
leichter erkennbar und das Verhalten ist beispielsweise im Alltag zu be-
obachten (Schein 2003: 31ff.). Auf oberster Ebene befindet sich die stra-
tegische und organisationale Ausrichtung einer Organisation bestehend 
aus Vision und Mission oder aber auch Prozessen und Strukturen. 
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grund der spezifischen Organisationsstruktur von Hochschulen sind Ver-
änderungsprozesse zudem unter erschwerten Bedingungen durchzufüh-
ren. Hochschulen sind lose gekoppelte Systeme (vgl. Weick 1976), in de-
nen auch dezentrale Organisationseinheiten über eine gewisse Autonomie 
verfügen. Die Gefahr, dass Top-Down-Entscheidungen der Hochschullei-
tung von einzelnen Akteuren nicht mitgetragen oder sogar torpediert wer-
den, ist somit stets gegeben. 

Einführungsprojekte von Campus Management Systemen (CMS) stel-
len Hochschulen demzufolge vor große Herausforderungen, da die ange-
strebten organisatorischen, strukturellen und technischen Veränderungen 
(vgl. Auth/Künstler 2016: 916) viele verschiedene Akteure mit heteroge-
nen Anforderungen an ein CMS unmittelbar betreffen. Im Folgenden soll 
am Beispiel CMS aufgezeigt werden, warum Digitalisierungsprojekte als 
integrierte Organisations- und IT-Projekte verstanden werden müssen 
und welchen organisationalen und kulturellen Herausforderungen sich 
Hochschulen bei der Umsetzung digitaler Maßnahmen gegenüber sehen. 
 

2.  CMS‐Einführung: Integrierte Reorganisations‐ und IT‐Projekte 
 

Losgelöst von der Frage, ob bei Einführungsprojekten von IT-Anwen-
dungssystemen die bestehenden Prozesse an die IT oder die IT an die 
existierenden Prozesse angepasst werden sollten, gilt, dass die Prozesse 
jeder Hochschule individuell zu betrachten sind. 

Für die Abwicklung der Geschäfts- und Verwaltungsprozesse im Be-
reich Studium und Lehre verwenden Hochschulen in der Regel ein CMS. 
Diese Unterstützungssysteme versorgen die Anwender mit den für sie re-
levanten Informationen zur Durchführung ihrer Aufgaben und Tätigkei-
ten und ermöglichen ferner die Planung, Steuerung und Überwachung der 
Geschäftsprozesse (vgl. Auth/Künstler 2016: 915). Die daraus resultie-
rende Interdependenz zwischen Prozessen und IT-System führt dazu, dass 
für eine erfolgreiche Systemeinführung sowohl die organisationale als 
auch die informationstechnische Ebene berücksichtigt werden müssen. 
Typischerweise erfolgt dabei sowohl die Analyse und eventuelle Reorga-
nisation der aktuellen Prozesse und Strukturen einer Hochschule im Be-
reich Studium und Lehre wie auch eine detaillierte Definition der Anfor-
derungen an das CMS. Dies mündet idealtypisch in einem integrierten 
Reorganisations- und IT-Projekt (Übersicht 2). 

Der erste Schritt eines solchen Projekts ist die Analyse der derzeitigen 
Ist-Organisation. Bei der Analyse können Referenzprozesse unterstützen, 
die beispielsweise von Anbietern kommerzieller CMS vordefiniert sind 
oder z.B. seitens des ZKI vorgelegt wurden (vgl. ZKI 2016). Anhand die- 
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 Übersicht 2: Schema eines integrierten Reorganisations‐ und IT‐Projekts 

 

ser kann die derzeitige Prozesslandschaft der Hochschule erhoben und 
auf Optimierungspotenziale überprüft werden. 

Auf der Analyse aufbauend werden Soll-Prozesse als Fundament der 
zukünftigen Soll-Organisation entworfen. Bei der Gestaltung der Soll-
Prozesse ist zu beachten, dass nicht alle Prozesse von gleicher Bedeutung 
sind. Der Detaillierungsgrad der Prozessbeschreibung sollte die Priorität 
eines Prozesses wiederspiegeln – je wichtiger ein Prozess ist, desto de-
taillierter sollte er dokumentiert sein. Wie Auth anmerkt, kann der Mehr-
wert prozessorientierter Anwendungssysteme erst dann entfaltet werden, 
wenn die Prozesse der Organisation vereinheitlicht und korrekt im Sys-
tem abgebildet werden (vgl. Auth 2015: 449).  
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nisch nicht erfüllbar oder aber in der Realisierung nicht wirtschaftlich 
darstellbar sind. 

Resultierend aus den Soll-Prozessen werden Anforderungen definiert, 
die das zukünftige CMS abdecken soll. Das Ziel ist es, ein CMS auszu-
wählen, das die zukünftigen Soll-Prozesse bestmöglich unterstützt und 
das auch nach der Inbetriebnahme möglichst einfach angepasst werden 
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kann (vgl. Auth 2015: 447). Wenngleich die Mehrheit deutscher Hoch-
schulen die Einführung eines kommerziellen CMS einer Eigenentwick-
lung vorzieht (vgl. Auth/Künstler 2016: 915), ist auch bei der Auswahl 
von Standardsoftware zu bedenken, dass diese nicht ohne jegliche Anpas-
sungen in die bestehende IT-Landschaft der Hochschule integriert werden 
kann.  

Je nach Größe und Schwerpunkt unterscheiden sich die Anforderun-
gen der Hochschulen teilweise sehr stark voneinander (vgl. Radenbach 
2009: 505). Dem sogenannten „Customizing“ wird demnach ein hoher 
Wert beigemessen. Andererseits ist es „aus Effizienz- und Kostengrün-
den, aber u.a. auch im Interesse einer wohlgeordneten Studienorganisati-
on erforderlich …, dass unterschiedlichste Fachbereiche ihre jeweiligen 
Anforderungen soweit aneinander annähern“ (Auth/Künstler 2016: 916), 
dass das CMS die Anforderungen aller Organisationseinheiten vollum-
fänglich abbilden kann. 

Auch wenn man alle vorgenannten „Leitsätze“ für die Verwirklichung 
der angesprochenen Digitalisierungsmaßnahmen beherzigt, sei an dieser 
Stelle daran erinnert, dass dadurch tieferliegende organisationale Proble-
me einer Hochschule nicht automatisch erfasst, respektive gelöst werden. 
Hierzu muss der organisatorische Veränderungsprozess vorangetrieben 
werden. Von den Veränderungen betroffen sind immer die Menschen ei-
ner Organisation. Die Einführung digitaler Werkzeuge ist somit vor allem 
auch ein sozialer Prozess (Degenhardt et al. 2009: 465), der von Men-
schen gesteuert und beeinflusst wird und der letzten Endes Auswirkungen 
auf ihre Arbeit hat. 

Es muss daher sichergestellt werden, dass mit Projektstart alle not-
wendigen Beteiligten in den Prozess eingebunden werden. Dazu zählen 
sowohl Mitglieder der Hochschulleitung wie auch Vertreter der Verwal-
tung, der Fachbereiche oder weiterer Organisationseinheiten. Insgesamt 
sollten möglichst viele unterschiedliche Bereiche der Hochschule in den 
Prozess integriert sein, um eine breite Akzeptanz unter den Akteuren zu 
erzielen und auch sämtliche Anforderungen aus den spezifischen Berei-
chen zu erheben. Um dies zu gewährleisten, muss allen Beteiligten die 
Notwendigkeit der Veränderung klar sein und gleichzeitig der aus der 
Organisationskultur abgeleitete Wille zur Veränderung gegeben sein. Oh-
ne eine ausgeprägte Überzeugung der Beteiligten von der Notwendigkeit 
und Sinnhaftigkeit des Projekts wird das Vorhaben ständig hinterfragt 
werden und die Einführung immer wieder auf Widerstände und Hinder-
nisse stoßen. 

Gleichzeitig sollten klare Regelungen über Rollen, Verantwortlichkei-
ten und Kommunikationswege getroffen werden und Transparenz hin-
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sichtlich des Projektvorgehens hergestellt werden. Damit kann Missver-
ständnissen entgegengewirkt und ein einheitliches Verständnis ermög-
licht werden. Dazu zählt u.a. die klare Formulierung und Kommunikation 
der Projektziele. Der gesamte Veränderungsprozess ist schließlich durch 
ein professionelles Projektmanagement zu begleiten und zu koordinieren. 
In der Praxis ist dies aber nicht immer gegeben (Auth/Künstler 2016: 
916, Kuper/Göcks 2007: 41), sodass viele Projekte sich zeitlich verzö-
gern oder deutlich mehr Budget verbrauchen als ursprünglich geplant. 

Nachdem die Anforderungen an das CMS formuliert sind und die 
Soll-Organisation entworfen wurde, erfolgt die Anbieterauswahl mit an-
schließender Integration und Customizing in die bestehende IT-Land-
schaft der Hochschule. 

Parallel zu der Einführung des CMS müssen hierbei die Ziel-Prozesse 
ausgestaltet und die neue Aufbau-und Ablauforganisation in den Regel-
betrieb überführt werden. Hierfür empfiehlt es sich, zunächst ein Umset-
zungskonzept zu erstellen, in welchem die genaue Vorgehensweise der 
Umsetzung beschrieben ist.  

Dieses Konzept sollte Prioritäten definieren und festhalten, welche 
Prozesse zuerst eingeführt werden und ob die Gesamtumstellung des neu-
en CMS und der Organisation stichtagsbasiert, schrittweise oder im Pa-
rallelbetrieb zum Altsystem erfolgen soll. Es sei angemerkt, dass kein Pa-
tentrezept für eine erfolgreiche Einführung existiert.2  

In der Praxis hat sich in vielen Fällen die schrittweise Einführung be-
währt, da sich die Anwender langsam an das neue CMS und die Abläufe 
gewöhnen können. Dadurch wachsen das Vertrauen der Anwender in das 
neue IT-System und die Akzeptanz hinsichtlich des gesamten Verände-
rungsprozesses. 

Mit der Ausgestaltung der Ziel-Prozesse und der Einführung des neu-
en CMS endet schließlich das Projekt. Die größten Hürden bei der Reor-
ganisation und IT-Umstellung wurden bis hierhin erfolgreich überwun-
den. Nun stehen die Aufrechthaltung aller Systemfunktionen und die be-
darfsweise Anpassung von Aufbau- und Ablauforganisation im Vorder-
grund. Da auch nach Projektende vereinzelt Komplikationen aufkommen 
und Verbesserungspotenziale identifiziert werden, sind entsprechende 
Service- und Support-, aber auch Governance-Strukturen einzurichten. 

 

                                                           
2 Da auch ein „Mischszenario“ durch Kombination der einzelnen Szenarien möglich ist, 
sollten die Verantwortlichen die Vor- und Nachteile der Szenarien vergleichen und das für 
ihre Hochschule sinnvollste Szenario auswählen. 
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3.  Herausforderungen und Erfolgsfaktoren bei CMS‐Projekten 
 
Die Erfahrung zeigt, dass Einführungsprojekte von CMS nie reibungslos 
verlaufen und auch bei umsichtiger Planung Unwägbarkeiten einzukalku-
lieren sind. Trotz ihrer Heterogenität in Aufbau- und Ablauforganisation 
sowie der unterschiedlichen Anforderungen an IT-Systeme ist allen 
Hochschulen gemeinsam, dass es sich bei der Einführung von CMS um 
sehr komplexe Projekte handelt, die zahlreiche Herausforderungen mit 
sich bringen. Zur erfolgreichen Bewältigung dieser Herausforderungen ist 
es notwendig, den Beteiligten zunächst einmal deren Existenz bewusst zu 
machen. Zeitgleich müssen hochschulindividuell Lösungsansätze entwi-
ckelt werden, um diesen Herausforderungen je nach Situation adäquat zu 
begegnen. 

Eine große Gefahr bei CMS-Einführungsprojekten besteht im überzo-
genen Anspruch, sämtliche hochschulspezifischen Modelle, Strukturen 
und Prozesse durch ein neues CMS ohne Anschauung der gegebenen Prio-
ritäten im besten Falle voll automatisiert unterstützen zu lassen. Da CMS-
Projekte aufgrund der Vielzahl an Schnittstellen zu externen Systemen 
und dem hohen Maß an interner Integration und Vernetzung ohnehin 
schon sehr komplex und umfangreich sind, besteht die akute Gefahr, das 
System und das Projekt zu „überfrachten“.  

Dies führt in der Regel nicht nur zu deutlichen Budget- und Zeitaus-
weitungen für ein Projekt, sondern auch zu unrealistischen Erwartungen 
und daraus resultierender Frustration bei Anwendern und Auftraggebern. 
Um diese Überfrachtung zu vermeiden und die Komplexität zu reduzie-
ren, empfiehlt es sich, zunächst kritisch zu prüfen, ob bestimmte Prozesse 
oder Anforderungen überhaupt zwingend abgebildet werden müssen. 
Diese frühe Auseinandersetzung mit der Frage, was das System unbe-
dingt unterstützen muss, kann zu erheblicher Komplexitätsreduktion und 
zu deutlich realistischeren Erwartungshaltungen an ein CMS-Projekt füh-
ren. 

Ein weiteres nicht zu unterschätzendes Risiko in einem CMS-Projekt 
stellen projektfremde Probleme dar. Generell kommt es im Rahmen gro-
ßer Projekte immer wieder vor, dass nicht nur projektbezogene Probleme 
und Fragen aufkommen, sondern schnell auch Probleme oder Grundsatz-
fragen in die Diskussion aufgenommen werden, die mit dem eigentlichen 
Projekt nur am Rande zu tun haben, die Projektbeteiligten aber schon län-
ger beschäftigen. Hierbei handelt es sich oft um Probleme aus den unte-
ren Ebenen der Organisationskultur (vgl. Übersicht 1). Das Projekt dient 
dann als „Bühne“, um diese Themen zu adressieren. Das kann schnell da-
zu führen, dass die eigentliche Aufgabenstellung in den Hintergrund gerät 
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und dadurch nicht nur der zeitliche Aufwand zunimmt, sondern der Pro-
zess von vielen Beteiligten zunehmend als unangenehm und negativ emp-
funden wird.  

Mit einer klaren Zielorientierung und Abgrenzung kann diesem Risi-
ko entgegengewirkt werden. Dem Projektmanager bzw. der Projektmana-
gerin obliegt dabei die Aufgabe, derartige „projektfremde“ Themen da-
hingehend zu moderieren, dass diese differenziert betrachtet, bewertet 
und an die Stelle verschoben werden, die dieses Thema eigentlich behan-
deln sollte. Zu betonen ist hier, dass es oft genau diese Probleme sind, die 
zwar durch Maßnahmen der Digitalisierung nicht gelöst werden können, 
die aber im Sinne einer nachhaltigen Organisationsentwicklung gezielt in 
einen begleitenden Veränderungsprozess überführt werden müssen. 

Betrachtet man die verschiedenen Herausforderungen und bedenkt, 
dass die Einführung eines CMS ein sozialer Prozess ist, wird deutlich, 
dass das Stakeholdermanagement entscheidend für den Erfolg von Ein-
führungsprojekten ist. Es kann nicht deutlich genug gesagt werden, dass 
Personen aus dem wissenschaftlichen und verwaltenden Bereich, mithin 
aus unterschiedlichen organisationskulturellen Kontexten, gleichermaßen 
und gleichwertig in das Projekt einbezogen werden sollten, um eine mög-
lichst breite Akzeptanz und Unterstützung für das Projekt zu erhalten. 
Nur wenn beide Bereiche zur Entwicklung und Einführung beitragen 
können, kann das künftige CMS alle notwendigen Prozesse unterstützen 
und anwenderfreundlich gestaltet werden. 

Ferner ist es notwendig, die Kommunikation zwischen den Beteiligten 
zu fördern, zu koordinieren, fair und transparent zu gestalten und darüber 
hinaus auch Stakeholder aus dem Umfeld einer Hochschule adäquat zu 
informieren. Neben den Hochschulmitarbeitern sind es schließlich die 
Studierenden, die mit dem CMS täglich arbeiten müssen. Daher sollten 
alle relevanten Interessengruppen frühzeitig und systematisch in das Pro-
jekt eingebunden werden. Das ist insbesondere deshalb erforderlich, weil 
durch die Veränderung Verantwortlichkeiten und Aufgaben neu verteilt 
und die Wertigkeit von Aufgaben verändert werden. Wichtig ist auch 
hierbei, das neue Rollengefüge detailliert zu planen, zu dokumentieren 
und zu kommunizieren, damit zum einen eine klare Abgrenzung zwi-
schen den Rollen existiert, und sich die Beteiligten zum anderen einfa-
cher an ihre neue Rolle gewöhnen können. 

Da viele Menschen Angst vor Veränderungen haben und nur ungern 
ihre Komfortzone verlassen, kommt fast zwangsläufig Widerstand bei 
den Beteiligten auf. Durch proaktive Kommunikation können Ängste der 
Betroffenen frühzeitig angesprochen und Unklarheiten beseitigt werden, 
was das Risiko von Widerständen reduziert. Erfahrungsgemäß wird bei 
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Einführungsprojekten von CMS gerade für die Projektphase eher zusätz-
liches Personal eingestellt als Kapazitäten abgebaut. Spiegelt man den 
Beteiligten in diesem Zusammenhang wider, dass die Veränderungen kei-
nen Verlust des Arbeitsplatzes zur Folge haben, ist bereits eine große 
Angst genommen. 
 

4.   Fazit 
 
Bei allen technischen Aspekten, die bei Einführungsprojekten von CMS 
zu berücksichtigen sind und die das einzuführende System abbilden 
muss, fällt ein nicht zu unterschätzender Anteil der Projektarbeit auf die 
Restrukturierung der Aufbau- und Ablauforganisation einer Hochschule. 
Die beiden Größen „IT“ und „Prozesse“ stehen dabei stets in einer Wech-
selwirkung zueinander und dürfen nicht isoliert voneinander betrachtet 
werden. 

Die Einführung von CMS stellt für Hochschulen einen großen Schritt 
auf dem Weg der Digitalisierung dar. Digitalisierung wird zweifelsohne 
stattfinden und alle Bereiche der Gesellschaft und damit auch Hochschu-
len umfassend ergreifen. Inwieweit konkrete Maßnahmen der Digitalisie-
rung aber dazu führen, Hochschulen adäquat für die Herausforderungen 
der Zukunft aufzustellen, wird maßgeblich davon abhängen, inwieweit 
diese Maßnahmen in gezielte Veränderungsprozesse eingebettet werden, 
die auf die Lösung organisationaler Probleme der Hochschulen fokussie-
ren. 
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IT‐Governance an Hochschulen 
Notwendigkeit, Stand und Wege zum Erfolg 

 
 
 
 

Das Thema IT-Governance beschäftigt 
die Hochschulen spätestens seit der Ver-
öffentlichung der Empfehlungen der 
Kommission für Rechenanlagen (KfR) 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
im Jahre 2001 (DFG 2001). Flankiert 
wurde die Forderung nach einem Chief 
Information Officer (CIO) oder einem 

entsprechenden Gremium (ebd.: 7) durch die Ausschreibung „Leistungs-
zentren für Forschungsinformation“ der DFG, mit der u.a. die Konzeption 
und Einführung durchgängiger IT-Governancestrukturen an den deut-
schen Hochschulen gefördert werden sollte. 

Das zehnjährige Jubiläum der ersten Bewilligungen dieser Ausschrei-
bung im Jahr 2014 hat der ZKI e.V.1 zum Anlass genommen, in einer 
Studie die Umsetzung und die Wirkung von IT-Governancestrukturen an 
den deutschen Hochschulen zu untersuchen (Lang/Wimmer 2014). Das 
Ergebnis war – vorsichtig ausgedrückt – sehr ernüchternd und hat ein-
drucksvoll gezeigt, wie wenig die Hochschulen die Notwendigkeit einer 
strategischen Steuerung des Einsatzes von Informations- und Kommuni-
kationstechnik (IuK) erkannt bzw. eine solche erfolgreich etabliert haben. 

Der vorliegende Beitrag bewertet diesen Misserfolg, ordnet ihn in den 
Gesamtkontext IT-Governance in Industrie und Verwaltung ein und ent-
wickelt Lösungsideen. Er ist bewusst aus der Sicht eines Praktikers ge-
schrieben und erhebt nicht den Anspruch, die Ist-Situation sowie einen 
möglichen Lösungsansatz bis ins letzte Detail methodisch zu beschreiben 
oder zu entwickeln. 

 

                                                           
1 Der Verein „Zentren für Kommunikationsverarbeitung in Forschung und Lehre“ (ZKI 
e.V.) ist die Vereinigung der wissenschaftlichen Rechenzentren in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die Mitgliedshochschulen bilden etwa 90 % der Studierenden in Deutschland 
aus. Der ZKI e.V. wurde 1993 gegründet, um den Erfahrungsaustausch unter den Mitglieds-
einrichtungen zu fördern und die zentralen Infrastruktureinrichtungen gegenüber anderen 
Verbänden, der Politik und der Öffentlichkeit zu vertreten. 

Martin Wimmer 
Regensburg 
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1.  Warum IT‐Governance? 
 
Der oben beschriebene Befund könnte zu dem Schluss führen, IT-Gover-
nance sei grenzenlos überbewertet; schließlich würden viele Hochschulen 
offenbar auch ohne sie funktionieren. Blickt man auf die Entstehung der 
Funktion des Chief Information Officers (CIO) in der Industrie und deren 
Auslöser ab ca. 1990 zurück, wird schnell klar, dass der effektive und ef-
fiziente Einsatz von IuK einer professionellen und kontinuierlichen Steu-
erung bedarf.2 Auch hat die DFG in den KfR-Empfehlungen die Forde-
rung nach einer Gesamtsteuerung des IuK-Einsatzes an Hochschulen auf-
rechterhalten und weiter ausdifferenziert (DFG 2006, 2011, 2016). 

Aber warum werden das Fehlen einer IT-Governance und das weitge-
hende Versagen beim Aufbau der notwendigen Strukturen gerade jetzt of-
fensichtlich? Antworten auf diese Frage liefert ein Blick auf die Anforde-
rungen an die Hochschul-IT, die sich in den letzten Jahren durch die Di-
gitalisierung erheblich gewandelt haben: 

 Bot IT in der Vergangenheit lediglich eine Ergänzung zur Präsenzleh-
re, so ist mit der fortschreitenden Digitalisierung – u.a. mit dem inzwi-
schen flächendeckenden Einsatz von E-Learningsystemen – die IT tief in 
den Kernbereich Lehre eingedrungen. Gleiches gilt für die Bereitstellung 
von Literatur; viele Angebote sind nur noch digital verfügbar. 

 Die Digitalisierung der Forschung und die damit verbundene Forde-
rung nach der nachhaltigen Speicherung und Bereitstellung von For-
schungsdaten stellen an viele Fachdisziplinen Anforderungen, die nur 
hochschulweit oder hochschulübergreifend erfüllt werden können. Die 
bloße Langzeitspeicherung der Daten ist dabei aber wertlos. Vielmehr 
muss auch die IT-Umgebung für die Interpretation und die Auswertung 
langfristig gesichert werden (Ackermann et al. 2017). Ohne hochschul-
weite IT-Konzepte für die Unterstützung der Forschung werden Förder-
anträge nicht mehr bewilligt (Allianz 2010). 

 Die Bologna-Reform hat in weiten Bereichen des Studierenden- und 
Studiengangsmanagements zu zusätzlichen Anforderungen an die Ver-
waltung geführt, die nur mit einer durchgängigen IT-Unterstützung des 
Student-Lifecylces erfüllbar sind. 

 In der Vergangenheit wurden viele IT-Verfahren zur Unterstützung 
der Verwaltung eingeführt. Dies hat sich zur durchgängigen und medien-
bruchfreien IT-Unterstützung von Verwaltungsprozessen weiterentwi-

                                                           
2 Hierzu existieren zahlreiche Studien, vgl. etwa Tiemeyer (2007: 30). 
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ckelt, von denen viele Prozessschritte außerhalb der Verwaltung geleistet 
werden müssen. 

 Die IT-Ressourcen der Hochschulen (sowohl Sach- wie Personalmit-
tel) haben nicht mit den steigenden Anforderungen Schritt gehalten. Die 
sich daraus ergebende Suche nach Optimierungspotenzialen zeigt sich et-
wa in der Diskussion um das Outsourcing von Leistungen, z.B. Nutzung 
von Cloud-Angeboten oder kooperative Erbringung von Diensten mit an-
deren Hochschulen. Dies setzt an jeder Hochschule eine gezielte Steue-
rung voraus, welche Dienste wo zu welchem Zeitpunkt „eingekauft“ wer-
den. 

Auf die steigenden Anforderungen an die IT-Governance und ihre damit 
zunehmende Notwendigkeit wird noch einzugehen sein. 

 

2.  Was ist IT‐Governance? 
 
Vor dem Einstieg in die hochschulspezifische Diskussion der Realisie-
rung einer erfolgreichen IT-Governance erscheint eine Definition sinn-
voll. Leider findet sich weder in der Literatur noch in den einschlägigen 
Normen eine einheitliche Definition des Begriffs „IT-Governance“.3 Er-
gänzend ist auf die Abgrenzung zwischen IT-Governance und IT Service-
management einzugehen. 

Als Definition wird daher vorgeschlagen: Als IT-Governance werden 
die Organisation und die Prozesse bezeichnet, die den Einsatz von IT in 
einem Unternehmen steuern. Ziel ist der möglichst effektive und effizien-
te Einsatz von IT zur Erreichung der Unternehmensziele; sie liegt in der 
Verantwortung der Unternehmensleitung. 

 

2.1.  Aufgaben der IT‐Governance 
 
Grundlegender Handlungsleitfaden für die IT-Governance sind die strate-
gischen Ziele der Entität, in der sie wirkt. Aus der in einer Firmen- bzw. 
Hochschulstrategie erarbeiteten grundsätzlichen Ausrichtung werden die 
Ziele für den Einsatz von IuK abgeleitet. 

Die IT-Governance muss die Verbindung zwischen IuK-Einsatz und 
dem Kerngeschäft herstellen und diese dauerhaft aufrechterhalten. Die Be- 

                                                           
3 Vgl. hierzu ISACA (2012) und Simonsson/Johnson (2005). Da sich seit dem Versuch ei-
ner konsolidierten Definition von Simonsson und Johnson (2005) die einschlägigen Normen 
und Frameworks wie CObIT (ISACA 2012) und ITIL (Cabinet Office 2011) wesentlich 
weiterentwickelt haben, erscheint ein Rückgriff auf diese Definition wenig sinnvoll. 
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 Übersicht 1: Kernaufgaben der IT‐Governance 

 
dürfnisse der Nutzerinnen und Nutzer müssen erfasst und bei der Ent-
wicklung bzw. Weiterentwicklung der IuK-Dienste berücksichtigt wer-
den. Hierfür müssen die notwendigen Prozesse etabliert und eine entspre-
chende Organisation aufgebaut werden.  

Letztlich ist es auch Aufgabe der IT-Governance, dafür Sorge zu tra-
gen, dass für Aufbau, Betrieb und Weiterentwicklung der IuK Dienste die 
notwendigen Ressourcen (Personal und Sachmittel) dauerhaft zur Verfü-
gung stehen. 

 

2.2  Abgrenzung zum IT‐Servicemanagement 
 
Spätestens mit der Einführung von ITIL V3 (OGC 2007) steht ein in sich 
geschlossener Rahmen für den Aufbau, den Betrieb und die Weiterent-
wicklung von IT-Diensten zur Verfügung. Der Fokus von ITIL ist dabei – 
wenn auch gelegentlich anders dargestellt – die Sichtweise des IT-
Dienstleisters. Auch wenn sich ITIL4 in den letzten Jahren zum Quasi-
standard für das IT-Servicemanagement entwickelt hat, existieren zahl-
reiche weitere Frameworks. Hierauf soll nicht weiter eingegangen wer-
den. Im Grunde lassen sich alle IT-Servicemanagementframeworks auf 
vier Kernaufgaben reduzieren: 

                                                           
4 Entgegen dem hier dargestellten, aus CObIT 5 (ISACA 2012) abgeleiteten vierstufigem 
Vorgehen, geht ITIL 2011 Edition (Cabinet Office 2011) von einem fünfstufigem Ablauf 
aus. ITIL betont ergänzend die Herausforderungen bei der Überführung neuer IT-Dienste in 
den Regelbetrieb. 

IT Governance
Analyse
(hinsichtlich

IT-Unterstützungspotential und
-bedarf)

Anforderungen aus dem Kerngeschä�

Entscheidung
(IT-Unterstützung beauftragen,

Sourcingfrage klären,
Ressourcen bereitstellen)

Evaluierung
(Zielerreichung, Wertbeitrag etc.)

IT-Dienstleister (extern oder intern)
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 Planen der IT-Dienste auf Basis vorgegebener Anforderungen (Funk-
tionalität und Leistungsfähigkeit), 

 Entwicklung, Aufbau und Integration der IT-Dienste, 

 Betrieb der IT-Dienste (wichtig ist hierbei neben dem möglichst stö-
rungsfreien Betrieb auch die umfassende Gewinnung von Erkenntnis-
sen zur Beurteilung von Qualität und Weiterentwicklungsbedarf der 
Dienste) und 

 Beurteilung der Dienste hinsichtlich der vereinbarten Funktionalität, 
der Leistungsfähigkeit und des Weiterentwicklungspotentials u.a, auf 
Basis der im Betrieb gesammelten Erfahrungen und gewonnenen Er-
kenntnisse. 
 

Übersicht 2: IT‐Servicemanagement 

 
 

3.  Situation an den Hochschulen 
 
Wie einleitend dargestellt, wurde in den KfR-Empfehlungen 2001 (DFG 
2001) für die Hochschulen der Aufbau einer durchgängigen IT-Gover-
nance erstmal in der Breite gefordert. Die Erfahrungen und die systemati-
schen Untersuchungen der letzten Jahre (Lang/Wimmer 2014; von der 
Heyde/Breiter 2015) haben gezeigt dass IT-Governance an den deutschen 
Hochschulen alles andere als ein Erfolgsmodell ist. 

Dieses – im Grunde vernichtende – Ergebnis bedarf einer detaillierten 
Analyse. Den Rahmen hierfür bilden zwei Befunde. Einerseits kann die 
Notwendigkeit des IT-Einsatzes nicht in Gänze in Frage gestellt werden, 
andererseits muss die oben dargestellte Entwicklungstendenz – Digitali-
sierung von Lehre, Forschung und Verwaltung – als gegeben vorausge-
setzt werden. 

Bei hochschulinternen Diskussionen des Themas IT-Governance wird 
von vielen Seiten gerne das Argument bemüht, Hochschulen seien, auch 
wegen der grundgesetzlich garantierten Freiheit von Forschung und Leh-
re, etwas Besonderes; in Industrie und öffentlicher Verwaltung erfolgrei-

IT Servicemanagement

Planen Aufbauen Betreiben Beurteilen
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che Modelle einer IT-Governance seien, wenn überhaupt, nur sehr einge-
schränkt auf Hochschulen übertragbar. 

Zu überprüfen wäre nun, ob es Besonderheiten der Hochschulen gibt, 
die zu gänzlich anderen Rahmenbedingungen führen als in Industrie und 
Verwaltung. Für die weitere Argumentation wird von der Grundaufgabe 
des IT-Einsatzes in Organisationen ausgegangen: IT ist kein Selbstzweck, 
sondern soll die Kernaufgaben der Organisation, hier der Hochschulen, 
möglichst effektiv und effizient unterstützen. 

Nach allgemeinem Verständnis sind die Kernaufgaben der Hochschu-
le Lehre, Forschung und Weiterbildung (vgl. hierzu exemplarisch Art. 2 
Abs. 1 BayHSchG). Zu welchen Kerngeschäftsprozessen führen diese 
Kernaufgaben und welche administrativen Supportprozesse ergeben sich 
hieraus? 

 Lehre: Der Bereich Lehre umfasst alle Prozesse von der Information 
eines/r potentiellen Studierenden über mögliche Studienangebote, die Im-
matrikulation, das Management von Lehrveranstaltungen, Prüfungen und 
Studiengängen bis hin zur Graduierung und der Kontaktpflege zu den 
Alumni (vgl. ZKI 2016). 

 Forschung: Für den Bereich Forschung wäre zu diskutieren, wie weit-
gehend er zu betrachten ist. Umfasst er nur die eigentliche Forschung 
(systematischer Wissensgewinn und dessen Publikation) oder auch die 
Bereiche Mitteleinwerbung, Management von Forschungsvorhaben und 
Dokumentation der Forschungsleistung (vgl. WR 2016). 

 Weiterbildung: Im Grunde unterscheiden sich Weiterbildungsangebo-
te aus IT-Sicht von Studienangeboten nur durch einen veränderten Zulas-
sungsprozess und die Finanzierung. 

 Administrative Supportprozesse: Wie jede Behörde oder jedes Unter-
nehmen muss eine Hochschule ihre Ressourcen (Personal, Sachmittel, 
Liegenschaften etc.) verwalten und steuern, Gegenstände und Leistungen 
einkaufen und aggregierte Informationen zur Entscheidungsunterstützun-
gen bereitstellen können. 

Im Weiteren wird der Betrachtungshorizont bewusst auf Prozesse und 
IuK-Dienste reduziert, die die gesamte Hochschule betreffen. Hochgradig 
fachspezifische Dienste fließen ebenso wenig in die Überlegungen ein, 
wie IuK, die selbst Forschungsinhalt ist. 

Die IT-Anwendungen und -Systeme für Basisdienste und die adminis-
trativen Supportprozesse sind in Hochschulen, Behörden und Firmen 
weitgehend identisch. Hier kann auf parametrierbare Standardanwendun-
gen zurückgegriffen werden. Die Prozesse in den Kernbereichen Lehre 
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 Übersicht 3: IT‐Dienste an Hochschulen 

 
und Forschung hingegen sind unstrittig hochschulspezifisch. Dies führt 
zu hochschul- und teilweise fachspezifischen Anwendungen. Allerdings 
unterscheiden sich auch die spezifischen Prozesse von einem produzie-
renden Unternehmen und einem reinen Dienstleistungsunternehmen, oh-
ne dass dies zu gänzlich divergierenden IT-Governancestrukturen führen 
würde. Die bloße Andersartigkeit der Anwendungslandschaft rechtfertigt 
noch nicht die Aussage, die klassischen IT-Governancekonzepte wären 
für Hochschulen untauglich. 

Daher bedarf es einer weitergehenden Analyse der Governancestruk-
turen der Hochschulen an sich und ihrer geschichtlichen Entwicklung. 
Die Hochschulen in Deutschland berufen sich in ihrem Selbstverständnis 
in der Regel auf die Humboldtschen Ideale. Ein kurzer Blick auf die Uni-
versitätsreformen Wilhelm von Humboldts und ihr Umfeld erscheint da-
her sinnvoll. Wilhelm von Humboldt war 1809 und 1810 Chef der Sekti-
on Kultus und Unterricht im preußischen Innenministerium. Im ge-
schichtlichen Zusammenhang der Auflösung der alten Universitäten in 
Frankreich durch Napoleon am Ende des 18. Jahrhunderts und der teil-
weise desolaten Lage der deutschen Universitäten entschied sich von 
Humboldt für das Konzept einer Universität, in der die Wissenschaft aus-
schließlich der Wahrheit dienen, sowie Lehre und Forschung gleichbe-
rechtigt verankert sein sollten. Im Kontext von Governance und der Ent-
wicklung der Hochschulen sind jedoch die weitergehenden Überlegungen 
von Humboldts bemerkenswert.  

Um einer erneuten Korrumpierung des Wissenschaftssystems vorzu-
beugen, sollte ein Gremium (sog. „Wissenschaftliche Deputation“) etab-
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liert werden, das die Sektion Kultus und Unterricht im Innenministerium 
berät, nicht aber selbst entscheiden konnte. Die letzte Entscheidungskom-
petenz sollte beim Staat verbleiben. Zeitgleich zielten die sog. Stein-Har-
denberg‘schen Reformen auf eine Modernisierung der preußischen Ver-
waltungsstrukturen. Im Kontext des Übergangs von der stratifizierten zur 
funktional differenzierten Gesellschaft stellten diese Reformen die Orien-
tierung von Herkunft auf Qualifikation und Erfahrung um. (Becker 2004; 
Frie 2004) Übertragen auf die IT-Governance an Hochschulen hieße dies, 
sie einem eigens hierfür ausgewähltem und ausgebildetem Personal5 zu 
übertragen, das in die Entscheidungsprozesse zureichend eingebunden ist. 

Dies widerspricht allerdings den Untersuchungsbefunden zur Realität 
an den Hochschulen. Bisher haben sich, so überhaupt eine definierte und 
publizierte IT-Governancestruktur an einer Hochschule existiert, im Gro-
ßen und Ganzen drei Modelle herauskristallisiert: 

 Einer der gewählten Vizepräsidentinnen6 oder einem der gewählten 
Vizepräsidenten wird die Gesamtverantwortung zusätzlich oder aus-
schließlich übertragen. 

 Es wird ein IT-Governancegremium, häufig unter dem Vorsitz einer 
Vizepräsidentin oder eines Vizepräsidenten, eingerichtet. 

 Die Leiterin oder der Leiter einer der zentralen Einrichtungen – häufig 
des Rechenzentrums7 – nimmt die CIO-Funktion wahr. 

Alle drei Konstrukte bergen mehr oder weniger auffällige, systembeding-
te Defizite. Den ersten beide Modellen ist gemein, dass – häufig nur für 
wenige Jahre – gewählte Personen die wichtige Aufgabe der Steuerung 
des IT-Einsatzes an der Hochschule übernehmen sollen. Dies kann – auch 
hierfür gibt es gute Beispiele – hervorragend funktionieren, ist aber stark 
von der Affinität, der Kompetenz und dem persönlichen Engagement der 
handelnden Person abhängig.  

Eine Gremienlösung kommt dem System Hochschule zwar sehr entge-
gen (vgl. Hechler/Pasternack 2012: 23ff.). Die vielfältigen, unten beschrie-
benen Aufgaben einer bzw. eines erfolgreichen CIO führen aber dazu, dass 
sie durch ein Gremium offensichtlich nicht geleistet werden können. 

                                                           
5 Zum Management von Hochschulen allgemein vgl. auch Hechler/Pasternack (2012). 
6 Der besseren Lesbarkeit halber wird im weiteren Text von einer Präsidialverfassung aus-
gegangen. Die Hochschulen mit einer Rektoratsverfassung sind gleichermaßen angespro-
chen. 
7 Der Begriff Rechenzentrum steht hier für jede Art eines zentralen IT-Dienstleisters in der 
Hochschule, gleich ob diese noch den historischen Namen oder einen Namen wie IT-Servi-
cezentrum, Information- Kommunikations- und Medienzentrum o.ä. trägt. 
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Die Lösung, die IT-Governance in die Hände einer Leiterin bzw. ei-
nes Leiters einer zentralen Einrichtung zu legen, kommt dem Stein-Har-
denberg’schen Verständnis sehr nahe, schließlich wurde sie oder er we-
gen Fähigkeiten und Erfahrungen in der IT-Steuerung ausgewählt. Das 
Funktionieren dieses Ansatzes setzt aber voraus, dass eine konsequente 
und konsistente Einbindung in die hochschulinternen Entscheidungspro-
zesse erfolgt. Dies findet leider in der Regel nicht statt. 

Da sehr wenige Fälle bekannt bei denen Hochschul-IT gänzlich schei-
tert, obwohl die Mehrheit der deutschen Hochschulen nicht über eine 
publizierte IT-Governance verfügt, stellt sich die Frage, wie der IT-Ein-
satz dort gesteuert wird. Mangels entsprechender Erhebungen können 
hier nur Thesen aufgestellt werden: Entweder funktioniert die IT dort nur 
zufällig und ungesteuert oder die Leiterinnen und Leiter der Rechenzen-
tren füllen an diesen Hochschulen die existierende Lücke. 

 

4.  Herausforderungen und Lösungsvorschlag 
 
Die oben dargestellte, gestiegene Bedeutung von modernen IuK-Diensten 
für die Hochschulen führt dazu, dass IT heute ein essentieller Bestandteil 
jeder Hochschule ist. Durch die Notwendigheit, dass die Hochschulen die 
ihnen zur Verfügung stehenden Mittel effizient einsetzen müssen, müssen 
sie sich den Herausforderungen des Aufbaus einer leistungsfähigen IT-
Governance stellen. 

Zusätzlich Bedeutung gewinnt die Steuerung eines effizienten IT-Ein-
satzes durch die in den letzten Jahren vollzogene „Industrialisierung“ der 
IT. Hierunter zu verstehen ist, dass zahlreiche IT-Angebote (z.B. E-Mail, 
Collaboration, Austausch von Dokumenten und Plattformen für die ge-
meinsame Arbeit) von Dienstleistern durch die Nutzung von Skalierungs-
effekten zu deutlich reduzierten Kosten „produziert“ und angeboten wer-
den können. Diese Skalierungseffekte könnten auch genutzt werden, 
wenn eine Hochschule8 die entsprechenden Dienste für mehrere Hoch-
schulen betreiben und anbieten würde. 

Sichtbar werden durch diese Herausforderungen das Fehlen von IT-
Goverancestrukturen und die daraus resultierenden Entwicklungshemm-
nisse in den Bereichen Lehre, Forschung und adäquate Ausstattung der 
Rechenzentren. 

Die Kooperation mit anderen Hochschulen zur gemeinsamen Erbrin-
gung von Diensten oder der Einkauf von Diensten setzt aber an jeder 

                                                           
8 Zur Herausforderung der IT-Governance in Hochschulverbünden vgl. von der Heyde (2016). 
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Hochschule eine existierende Sourcingstrategie und die Fähigkeit zur ge-
zielten Steuerung der eigenen Bedarfe sowie externer Serviceerbringer 
voraus. Genau dies zählt zu den Aufgaben der IT-Governance (vgl. 3.1). 

Wie dargestellt hat der Aufbau einer flächendeckenden IT-Governan-
ce in den etablierten Hochschulstrukturen in den letzten mehr als 15 Jah-
ren überwiegend nicht funktioniert. Daher muss über neue Konzepte 
nachgedacht werden. Die Anforderungen an die IT-Governance und die 
sie treibende Person (CIO) sind dabei: 

 Fähigkeit und Kompetenz, die fachlichen Anforderungen der Hoch-
schule zu erheben und zu dokumentieren, um daraus die notwendigen 
IT-Dienstleistungen und deren Integration abzuleiten. Hierzu sind ein 
fundiertes Verständnis von Geschäftsprozessen und Erfahrungen im 
Management von IT-Architekturen notwendig. 

 Entscheidung über die Art der Diensteerbringung: durch hochschulin-
terne IT-Dienstleister, in Kooperation mit anderen Hochschulen, 
durch externe Dienstleister oder durch die Nutzung von Cloud-
Angeboten. 

 Steuerung der IT-Dienstleister und Überwachung der korrekten Leis-
tungserbringung. 

 Beteiligung an den Ressourcenentscheidungen der Hochschule (Per-
sonal- und Sachmittel) sowie die Fähigkeit, die Chancen aus der IT-
Nutzung und den hierfür notwendigen Personal- und Mitteleinsatz 
zielorientiert in den Entscheidungsprozess einzubringen.9 

 Die Erfahrungen aus Industrie und Verwaltung haben gezeigt, dass 
die Aufgaben des CIOs nicht im Nebenamt geleistet werden können 
und es der Kontinuität der Handelnden bedarf. 

Für Hochschulen führt dies zu dem Ergebnis, dass eine gewählte Vizeprä-
sidentin bzw. ein gewählter Vizepräsident die Herausforderung nicht im 
Nebenamt erfolgreich bewältigen kann. 

Daher wird vorgeschlagen für die Leitung der IT-Governance eine 
Rolle ähnlich der der Kanzlerin oder des Kanzlers10 zu schaffen, deren 

                                                           
9 Damit erfolgt bewusst eine Distanzierung vom auch in der Industrie nicht anzutreffenden 
Bild des „allmächtigen“ CIOs, das offenbar die Grundlage der Forderung nach dem „Gene-
ralverantwortlichen“ oder dem „Gremium mit umfassender Entscheidungskompetenz“ in 
den KfR-Empfehlungen 2001 (DFG 2001: 4) war. Wichtig sind ein genügender eigener Ge-
staltungsspielraum, die Möglichkeit, weitreichende Entscheidungen in der Hochschulleitung 
herbei zu führen und am Entscheidungsprozess kontinuierlich beteiligt zu sein (vgl. Metzger 
2006). 
10 bzw. der an manchen Hochschulen existierenden Vizepräsidentinnen bzw. Vizepräsidenten 
für Verwaltung und Personal 
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Inhaberin bzw. Inhaber hauptamtliches Mitglied der Hochschulleitung 
und damit in alle notwendigen Entscheidungsstrukturen eingebunden ist. 
Um die notwendige Kontinuität sicherzustellen, ist eine unbefristete 
Übertragung der Aufgabe anzustreben. Mindestens aber sind ähnlich lan-
ge Wahlperioden wie der der Kanzlerin bzw. des Kanzlers notwendig. 

Synergiepotentiale können gehoben werden, wenn der oder dem CIO 
die Leitung des inneruniversitären IT-Dienstleisters (Rechenzentrum) 
übertragen würde (Vereinigung der strategischen und der operativen Ver-
antwortung). 

 

5.  Zusammenfassung 
 
Der gestiegene Stellenwert der IT, auch an den Hochschulen, hat von 
zahlreichen Seiten (DFG 2001, 2006, 2011, 2016) die richtige Forderung 
nach einer leistungsfähigen IT-Governancen an den Hochschulen entste-
hen lassen. 

Die Erfahrungen der letzten Jahre zeigen ebenso wie empirische Stu-
dien (Lang/Wimmer 2014; Hotzel et al. 2015; von der Heyde/Breiter 
2015), dass das Thema IT-Governance an den Hochschulen nur sehr un-
zureichend angekommen ist. Unbeschadet der Notwendigkeit einer syste-
matischen Ursachenforschung kann als These aufgestellt werden, dass die 
bisherigen Konzepte wenig tauglich sind. Der oft gehörte Satz, der Erfolg 
der IT-Governance sei dem Engagement einzelner Personen zu verdan-
ken, belegt die Aussage, dass die Orientierung an den fachlichen und or-
ganisatorischen Fähigkeiten als Entscheidungskriterium für die Beset-
zung von Rollen die Hochschulen zumindest an dieser Stelle noch nicht 
erreicht hat. 

Ein möglicher Lösungsweg scheint zu sein, für die Leitung der IT-
Governance eine Stelle für ein neues, hauptamtliches Mitglied der Hoch-
schulleitung zu etablieren, das zum Anwalt der effektiven und effizienten 
Digitalisierung ihrer bzw. seiner Hochschule wird. 
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Digitalisierung und Ent‐/Bürokratisierung 
 
 
 
 

Da die Digitalisierung als solche zahl-
reiche Gesellschafts- und Lebensberei-
che berührt, ist sie entsprechend auch 
Gegenstand zahlreicher Forschungsfel-
der, so seit geraumer Zeit auch der 
Hochschulforschung. Allerdings lässt 
sich bei näherer Betrachtung eine Un-
wucht entdecken: Quantitativ dominie-

ren Forschungen zu digitalen oder digital gestützten Lehr-Lern-Methoden 
incl. der dafür nötigen Didaktik. Daneben befassen sich zahlreiche Arbei-
ten aus verschiedenen Disziplinen mit den neuen digitalen Möglichkeiten 
im Forschungsprozess sowie bei der Ergebnisverwertung (Datenbanken, 
open access, Altmetrics usw.). Vergleichsweise wenig vertreten sind or-
ganisationsanalytische Arbeiten zur Digitalisierung an Hochschulen. Dies 
verwundert, wenn man bedenkt, dass die Digitalisierung alle hochschuli-
schen Funktionsbereiche durchdringt, deren Kommunikation untereinan-
der prägt und so einen organisationsbereichsübergreifenden Analysean-
satz benötigt.  

 

1.   Digitalisierung und Entbürokratisierungserwartungen 
 

Die Digitalisierung an Hochschulen im allgemeinen wird mit zahlreichen 
Erwartungen verknüpft:  

 Die Lehre werde durch neue Formate, Didaktiken und Kommunikati-
onsplattformen verbessert.  

 Die Forschung profitiere durch das Forschungsdatenmanagement, 
neue Kollaborationsinstrumente und weitreichende elektronische 
Verbreitungskanäle. Dies befördere den inner- sowie interdisziplinä-
ren Austausch und ermögliche breit angelegten (auch außerwissen-
schaftlichen) Ergebnistransfer.  

 Die Verwaltung könne durch elektronische Kommunikationswege 
und synchrone Datenbestände effizienter arbeiten.  

Im besonderen verspricht man sich von der Digitalisierung hochschuli-
scher Prozesse eine Kompensation jener Aufwandssteigerungen, die 

Steffen Zierold 
Peggy Trautwein 
Halle‐Wittenberg 



die hochschule 1/2017 84 

durch die jüngsten Hochschulreformen entstanden sind. Das betrifft ins-
besondere Datenerhebungen, -zugriffe, -analysen und -weitermeldungen. 
Diese sind Basis für zahlreiche Instrumente, die sowohl im Zuge des neu-
en Steuerungsmodells (Governance-Reform) als auch des Bologna-Pro-
zesses (Studienstrukturreform) eingeführt wurden. So werden leistungs-
orientierte Mittelverteilung (LOM), Lehrevaluationen, Akkreditierungs-
verfahren, Forschungsevaluationen, Rankings, Monitorings usw. erst 
durch ein umfängliches Datenmanagement möglich.  

Mit den Digitalisierungsprozesssen an Hochschulen ist einerseits die 
Erwartung verbunden, dass mit den genannten Entwicklungen verbunde-
ne Aufwandssteigerungen für Lehrende durch effizienzoptimierte elek-
tronische Systeme weitgehend neutralisiert werden können. Andererseits 
keimte die Hoffnung auf, dass daneben Entlastungen erzeugt werden 
können, die verbleibende Aufwandssteigerungen sogar überkompensie-
ren. Immerhin sollte die mit dem sog. Neuen Steuerungsmodell verbun-
dene Abkehr vom klassischen Modell bürokratischer Organisation Entbü-
rokratisierungen – also Entlastungen von administrativen Aufgaben – be-
wirken, statt Mehrbelastungen zu produzieren.  

Dem steht eine verbreitete Wahrnehmung gegenüber: Wissenschaft-
ler.innen beschreiben häufig eine gegenteilige Entwicklung, für die all-
gemein der Begriff „Bürokratisierung“ einigungsfähig ist (vgl. Pasternack 
et al. 2017: 41–46, 74–78, m.w.N.).  

Bürokratie zeichnet sich durch festgelegte Regelungen aus, welche 
die Bearbeitung regelgeleiteter und damit nachvollziehbarer und routini-
sierbarer Vorgänge erlauben. Kennzeichen der Bürokratie sind hierarchi-
sche Organisation, Kompetenzzuweisungen, Unpersönlichkeit und 
Schriftlichkeit. „Bürokratisierung“ bezeichnet eine – subjektiv als un-
sachgemäß empfundene – Zuspitzung und Erweiterung bürokratischer 
Regelungen. Ein objektives Maß für Bürokratisierung existiert nicht. 

Digitalisierung stellt im hiesigen Zusammenhang auf elektronische 
Anwendungssysteme ab, die zur umfassenden Unterstützung vornehm-
lich administrativer Prozesse an Hochschulen eingesetzt werden. An 
Hochschulen werden diese als Campus-Management-Systeme (CaMS) 
bezeichnet. CaMS sind Bestandteil des gesamten elektronischen Hoch-
schulökosystems.1  

Sobald man die Digitalisierung wissenschaftsunterstützender Prozesse 
im Lichte der neueren Anforderungen, die im Zuge des neuen Steue-
rungsmodells und des Bologna-Prozesses entstanden sind, betrachtet, 

                                                           
1 vgl. Daniel Hechler/Peer Pasternack: Das elektronische Hochschulökosystem, in diesem 
Heft 
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stellt man fest: Zum einen gilt die Gestaltung der Digitalisierung wissen-
schaftsunterstützender Prozesse in den Hochschulen als weithin subopti-
mal, und zwar bei Nutzern wie bei Administratoren. Zum anderen ist das 
Wissen über die Möglichkeiten optimaler Gestaltung eingeschränkter, als 
es der state of the art in anderen Anwendungsfeldern vermuten lässt.  

Verknüpft man vor dem Hintergrund reformbedingt veränderter 
Hochschulsteuerungsmodalitäten die ‚neue‘ Digitalisierung mit dem ‚al-
ten‘ Dauerthema Bürokratisierung, so stellen sich zwei Fragen:  

 Inwieweit wird die an Digitalisierungsprozesse geknüpfte Erwartung 
einer Entlastung der wissenschaftlichen Leistungsebene von organisa-
torischen – gemeinhin als Bürokratie wahrgenommenenen – Aufga-
ben erfüllt?  

 Kann die Mehrbelastung der Wissenschaftler.innen, wie sie häufig im 
Zusammenhang mit den NPM- und Bologna-Reformen beklagt wird, 
durch Digitalisierung neutralisiert werden? 

Zur Prüfung der empirischen Evidenz oder aber Unangemessenheit der 
Wahrnehmungen gesteigerter Administrationslasten durch Digitalisierung 
wurde ermittelt, inwiefern Struktur und Funktion zwischen Verwaltung 
sowie wissenschaftlicher Leistungsebene übereinstimmen bzw. wo sie 
divergieren: 

 Zunächst wurden folgende Fragen bearbeitet: Nach welchen Prozess-
mustern vollzieht sich Bürokratisierung und welche Mechanismen wer-
den dabei wirksam? Was sind die Gründe für das Entstehen und die Zu-
nahme von Bürokratie? Welche Wege existieren, dem zu entgehen? Wel-
che Grundprinzipien der Bürokratievermeidung bzw. Entbürokratisierung 
gibt es? Zur Beantwortung wurden einschlägige Arbeiten der Bürokrati-
sierungs- und Verwaltungsliteratur2 ausgewertet und dies anschließend 
mit hochschulspezifischen Organisationscharakteristika verknüpft. Lei-
tend war dabei die Frage, ob Expertenorganisationen bestimmte Elemente 
eigen sind, die allgemeine Bürokratisierungsmomente begünstigen.  

 Zum Spezialfall CaMS wurden sodann einschlägige empirische Un-
tersuchungen, Erfahrungs- und Projektberichte sowie problemzentrierte 
Analysen ausgewertet.3 Es ergibt sich: CaMS wurden zum einen parallel 
zu, aber im Grundsatz nicht wegen der Verwaltungsreformen eingeführt. 
Zum anderen aber dementieren sie bislang das zentrale Versprechen der 
Verwaltungsreformen – bürokratische Entlastungen zu produzieren. Zu 

                                                           
2 insbesondere Weber (1980 [1921/22]), Mayntz (1997), Derlien/Böhme/Heindl (2011), 
Franz (2013), Kühl (2015) 
3 vgl. ausführlich Pasternack et al. (2017: 49–72, m.w.N.) 
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prüfen war daher, inwieweit die empirisch zu beobachtenden Entwick-
lungen im Zusammenhang der CaMS Prozessmuster enthalten und sich 
nach Mechanismen vollziehen, die auch aus anderen Bürokratisierungs-
prozessen bekannt sind. Dadurch wurde die Voraussetzung geschaffen, 
Ursachen und Erklärungen für die Wahrnehmungen gesteigerter Admi-
nistrationslasten zu extrahieren. Diese Erkenntnisse wurden mit Ergeb-
nissen aus empirischen Feldzugängen zusammengeführt und im folgen-
den aufeinander bezogen. 

 Sodann wurde die Ist-Situation hinsichtlich an Hochschulen einge-
setzten Softwarelösungen an 20 deutschen Hochschulen via Desktop-
Research incl. arrondierender telefonischer Nachfragen erhoben. An diese 
explorativen Schritte schlossen sich 15 Interviews mit Wissenschaft-
ler.innen, administrativen Angestellten sowie ein Workshop mit Digitali-
sierungsexperten an, um qualitativ Problemlagen und Ursacheneinschät-
zungen zu ermitteln.4 

 

2.  Enttäuschte Entlastungserwartungen? Eine Ursachenaufklärung 
 

Als zentrales Problem lässt sich identifizieren, dass an Hochschulen Res-
sourcenverluste insbesondere dort auftreten, wo Entbürokratisierungszie-
le und Digitalisierung aufeinandertreffen – beim elektronischen Hoch-
schulökosystem. Genauer: Dort, wo digitalisierungsgestützte Entlastun-
gen annociert werden und damit die reformbedingten Aufgabenaufwüch-
se zumindest teilweise kompensiert werden sollen, kommt es zu stetigen 
Reibungen im Betrieb des elektronischen Hochschulökosystems. Ein In-
strument, das in diesem Zusammenhang mit hohen Erwartungen an die 
Effektivierung und Effizienzsteigerungen organisatorischer Prozesse be-
frachtet ist, sind Campus-Management-Systeme (CaMS). 

Dem Betrieb solch komplexer Systeme sind bestimmte Reibungen 
und daran geknüpfte Ressourcenverluste zwar in gewissem Maße inhä-
rent und daher nie vollständig zu eliminieren. Die empirischen Befunde 
verweisen allerdings auf Determinanten und Entwicklungen, deren Ge-
staltung noch Optimierungspotenziale bergen. 

Zunächst kann eine Mehrbelastung der Lehrenden mit organisatori-
schen Tätigkeiten durch Digitalisierungsprozesse nicht umstandslos un-
terstellt werden. Die Einführung eines Campus-Management-Systems 
lässt per se noch keinen Rückschluss auf veränderte Aufwände zu. Doch 
lassen sich Umsetzungsprobleme identifizieren.  
                                                           
4 Kodierung: HSL = Hochschullehrer.in; HVW = Hochschulverwaltungsmitarbeiter.in; Di-
giExp = Digitalisierungsexperte 
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2.1.  Geringe Integriertheit von Campus‐Management‐Systemen 
 

Viele Campus-Management-Systeme werden anbieterseitig als „inte-
griert“ annociert bzw. werden im Hochschulbetrieb als „integriert“ ver-
standen. Allerdings verdient sich ein System dabei bereits den Titel „in-
tegriert“, wenn es nur einige wenige Funktionalitäten kombiniert bzw. in-
tegriert. Als logische Folge sind an den Hochschulen mehrere (bzw. zahl-
reiche) Systeme mit jeweils eigener Nutzeroberfläche, Usability und un-
terschiedlichen Zugangsdaten im Einsatz.  

Als Ursachen für diese Situation lassen sich aus unserer Empirie fol-
gende Punkte identifizieren:  

 Die Systeme sind historisch gewachsen. Sie tragen verschiedenen 
hochschulischen und elektronischen Entwicklungsdynamiken Rechnung, 
was der Idee integrierter Systeme zumindest nicht förderlich ist. Da auch 
künftig unterschiedliche Entwicklungsdynamiken im inner- und außer-
hochschulischen Bereich zu erwarten sind, lässt sich an dieser Ursache 
zumindest grundsätzlich wenig ändern. 

 Ist ein komplexes elektronisches System, wie es CaMS darstellen, erst 
einmal eingeführt, lassen sich dessen Strukturen nicht ohne weiteres ver-
ändern. Ein späteres Umschwenken auf eine Alternative wird mit der Zeit 
zunehmend aufwendiger, da sich Rückkopplungen und Hindernisse auf-
bauen (Lock-in-Effekt). Fehlen im bestehenden System bestimmte Funk-
tionen oder Schnittstellen, kann nicht ohne weiteres auf ein alternatives 
System gewechselt werden. In der Folge werden häufig Bastellösungen 
geschaffen, die das existierende System bzw. existierende Systeme er-
gänzen.  

 Kennzeichen eines integrierten CaMS ist ein zentraler Datenbestand. 
Einen solchen hochschulweit zu erstellen und zu pflegen ist nicht trivial. 
Unterschiedliche, an den Hochschulen parallel laufende Systeme basieren 
häufig auf je spezifischen Systemarchitekturen bzw. Datenbankstruk-
turen. Das heißt, für eine Integration der Daten in einen zentralen Pool 
sind Übersetzungen bzw. Konvertierungen der unterschiedlichen Seman-
tiken notwendig. Der damit verbundene enorme Ressourcenaufwand und 
ein nur schwer prognostizierbares Kosten-/Nutzen-Verhältnis – letztlich 
Fragen der Effizienz – hemmen die Einführung zentralisierter Datenbe-
stände an Hochschulen. Da diese aber Voraussetzung für ein integriertes 
CaMS ist, bleibt es häufig bei mehreren Einzelsystemen, die als Bastellö-
sungen wahrgenommen werden. (Vogler 2006: 139)  

 Die Differenz zwischen dynamischer Softwareentwicklung und den 
langwierigen, bürokratischen Regeln folgenden hochschulischen Ent-
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scheidungserzeugung hemmt die Implementations- und Anpassungsge-
schwindigkeit elektronischer Systeme an Hochschulen.  

 Das grundsätzliche Problem bei der Ablösung von Legacy-Systemen5 
(Grieger/Güldali/Sauer 2013) ist der gewachsene Funktionsumfang. Lie-
fen bereits vor der Implementation eines (vermeintlich) integrierten 
CaMS einzelne Systeme an Hochschulen, so werden diese im Fortgang 
der Entwicklung häufig nicht unbedingt ersetzt. Auch wenn ein weiträu-
miger Ersatz durch die neue Software gewährleistet ist, verbleiben häufig 
einzelne Funktionen und Schnittstellen, die zwar im alten System vor-
handen waren, es aber im neuen System nicht mehr sind. In der Konse-
quenz bleiben einzelne alte Systeme entweder erhalten und laufen neben 
der Einführung eines Moduls mit ähnlicher Funktion des neu integrierten 
Systems (vgl. Vogler 2006: 138), oder das neu integrierte System wird 
ohne das betreffende Modul in Betrieb genommen (CExp1). In der Praxis 
laufen dann (weitere) Systeme parallel bzw. als Insellösungen. 

 Stark standardisierbare und routinisierbare Vorgänge lassen sich ver-
gleichsweise gut innerhalb eines CaMS abbilden bzw. nutzerfreundlich 
umsetzen. Bei Vorgängen mit Ermessensspielräumen und hochschulspe-
zifischen oder fakultätseigenen Aufgaben ist dies nur bedingt der Fall. 
(Schreiter/Alt 2013: 322–330) Für solche nur bedingt standardisierbaren 
Aufgaben greifen Hochschulen dann auf Bastellösungen und Eigenent-
wicklungen zurück, auf die sie jederzeit flexibel Einfluss nehmen können. 
Oft mangelt es diesen Systemen allerdings an Nutzerfreundlichkeit, die 
sich auch im Fehlen von Schnittstellen bzw. des Ineinandergreifens von 
Teilsystemen zeigt. 

 Fachbereiche sind strukturell voneinander getrennte und weitgehend 
eigenständig funktionierende Organisationseinheiten. Dies spiegelt sich 
im Einsatz von Softwarelösungen wider, die parallel zu hochschulweiten 
Systemen bzw. Systemen anderer Fachbereiche eingesetzt werden und 
nicht zwangsläufig mit den unterschiedlichen CaMS-Funktionalitäten 
verknüpft sind. Die Ursache dessen ist, dass die Funktionalitäten der 
hochschulzentral angebotenen Lösungen als für die eigenen Zwecke un-
zulänglich erachtet werden. 

 Es besteht eine beträchtliche Heterogenität der Usergroups und in de-
ren Nutzungsverhalten. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, die Syste-
me spezifisch zu gestalten. Im Hinblick auf individuelle Gewohnheiten 

                                                           
5 Der Begriff beschreibt in der Informationstechnologie ein in der Organisation historisch 
gewachsenes etabliertes Altsystem, das hinsichtlich der technischen Entwicklung nicht 
mehr dem aktuellen Stand entspricht.  
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und Präferenzen lassen sich einerseits starke Differenzen der digitalen 
Affinität konstatieren – z.B. Web-1.0- oder Web-2.0-orientiert und sich 
z.B. nach Fächern, Hochschultyp, Qualifikationsniveau oder Verwal-
tungsorganisation unterscheidend. Andererseits verbindet sich dies mit 
hohen Erwartungshaltungen der Anwender an die Systeme (WsExp6). 

 Werden alle Stakeholder in Digitalisierungsprojekte einbezogen, so 
treffen auch kulturelle Unterschiede – etwa zwischen Wissenschaft und 
Verwaltung – aufeinander. Dies erhöht das Risiko, dass sachfremde Kon-
flikte ausgetragen werden, die (teils seit langem) unabhängig von elekt-
ronischen Systemen existieren, deren Lösung aber nicht Aufgabe eines 
Digitalisierungsprojekts sein kann. Elektronische Systeme können, so 
sehr dezidiert einer der Experten auf unserem Workshop, keine organisa-
tionalen Probleme lösen. 

 

2.2.  Koordinations‐ und Kommunikationskosten 
 
Folgt man den Aussagen der von uns befragten Hochschulangehörigen, 
so mangele es in der Praxis an Kommunikation und Koordination inner-
halb der sowie zwischen den verschiedenen Hochschulebenen (HVW1, 
HVW2, HVW5): Dieser Klassiker der hochschulinternen Kritik steht 
auch beim Thema Digitalisierung gleichberechtigt neben dem anderen 
Klassiker, an der Hochschule werde man mit Informationen überhäuft, 
die in Gänze kaum verarbeitbar seien. Der analytische Blick auf diese Pa-
rallelität führt zu den an Hochschulen anzutreffenden Koordinations- und 
Kommunikationsmodi und den mit ihnen verbundenen Kommunikations-
kosten.  

Die an Hochschulen typischerweise angewandte Problembearbei-
tungspraxis ist durch eine „negative Koordination“7 gekennzeichnet (vgl. 
Bogumil/Jann 2009: 144). Dabei geht die Initiative zur Problembearbei-
tung von einer zentralen Einheit aus und bleibt während des gesamten 
Prozesses auf diese fixiert. Damit die Problemlösungsfähigkeit nicht ein-
geschränkt bzw. durch andere Akteure ‚gestört‘ wird, werden letztere so 

                                                           
6 Ergebnis eines Workshops, der am 6. Oktober 2016 an der Martin-Luther-Universität in 
Halle (Saale) stattfand. Siehe Bericht und Dokumentation der Hauptreferate unter http:// 
www.hof.uni-halle.de/veranstaltungen/workshop-mehr-digitalisierte-hochschulprozesse/. Aus-
sagen, die ein konsensuales Ergebnis der Diskussion und keiner Einzelperson klar zuzuord-
nen sind, werden mit dem Kürzel WsExp für Workshop-Experten nachgewiesen. 
7 Die Begriffe „positive“ und „negative“ Koordination gehen auf Fritz W. Scharpf (1973) 
zurück, der damit Vorgehensweisen zur Optimierung dezentraler Koordinationskapazitäten 
von Organisationen beschreibt.  
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spät wie möglich und/oder nur dann einbezogen, wenn diese von den Fol-
gen der Problembearbeitung negativ betroffen sind oder künftig sein 
könnten. 

Negative Koordination wird durch die interne Differenzierung der 
Hochschulen begünstigt: Diese führt in der Regel zu einer Überidentifika-
tion mit den und Priorisierung der Aufgaben im eigenen Zuständigkeits-
bereich, der eigenen Abteilung, des eigenen Instituts etc. Um die eigene 
Priorisierung und favorisierte sowie routinisierte Lösungswege nicht zu 
gefährden, wird die Kommunikation mit Dritten auf ein Minimum redu-
ziert (Türk 1976: 203). Dieses Vorgehen kann je nach Aufgabenbereich 
effektiv sein und effizienzsteigernd wirken. Im Hinblick auf in die Hoch-
schulen integrierte Systeme, die hohe Anforderungen an hochschulweite 
Kommunikation stellen, wirkt der Kommunikationsmangel aber dysfunk-
tional. Den vermeintlich geringen Koordinationskosten stehen hohe Fol-
gekosten gegenüber (Bogumil/Jann 2009: 144).  

Was bei negativer Koordination zunächst nach Einsparung von Koor-
dinationskosten aussieht, verkehrt sich schließlich ins Gegenteil: Die un-
terlassene Koordination erzeugt später verstärkte vertikale und horizonta-
le Koordinierungsnotwendigkeiten (vgl. Mayntz 1997: 86). Sowohl für 
die Implementationsphase als auch für den Dauerbetrieb komplexer Sys-
teme ist zumindest aufgabenfeldbezogen eine fakultäts- und instituts-
übergreifende Zusammenarbeit im Sinne einer „positiven Koordination“ 
notwendig. Idealerweise werden dabei alle Entscheidungsbereiche des 
gesamten Problemzusammenhangs von vornherein in die Problemlösung 
involviert und unterstützen einander. 

Werden die höheren Koordinationskosten positiver Koordination den 
Folgekosten nichterfolgter (negativer) Koordination und verpassten 
Funktionalitätsgewinnen gegenübergestellt, so zeigt sich: Die Bilanz po-
sitiver Koordination kann vergleichsweise günstiger ausfallen (vgl. Bogu-
mil/Jann 2009: 144f.). Dafür wären dann alle relevanten Hochschulebe-
nen und -akteure einzubeziehen sowie Strukturen und Schnittstellen zu 
schaffen, um den Mehrwert bzw. die Entlastung für jeden Einzelnen zu 
kommunizieren und erfahrbar zu machen.  

Zugleich aber ist mit einem immerwährenden Dilemma umzugehen: 
Soll sich eine Hochschule entwickeln, ist man auf die Mitarbeit der Wis-
senschaftler.innen angewiesen. Werden diese nicht einbezogen, entsteht 
die Gefahr, dass sie zielignorantes Verhalten ausbilden. Je mehr sie aber 
einbezogen werden, umso größer sind die Möglichkeiten, um Verände-
rungsansinnen aktiv zu unterlaufen. Denn als Expertenorganisationen 
stellen Hochschulen einen spezifischen Organisationstyp dar. Die Träger 
des wichtigsten Organisationskapitals – des Wissens – sind die der Hoch-
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schule angehörenden Experten. Charakteristisch ist daher eine hohe Au-
tonomie der Wissenschaftler.innen. Diese stellt einerseits eine funktionale 
Notwendigkeit der Wissensarbeit dar, andererseits entsteht Konfliktpo-
tenzial dort, wo individuelle Autonomie auf organisationale Steuerungs-
absichten stößt (Pellert 1999: 77ff.). Letzteres kann bei komplexen Sys-
temen wie CaMS angenommen werden. 

Soll aber zur Vermeidung solcher Konflikte partizipativ vorgegangen 
werden, indem man alle Usergroups eines Systems berücksichtigt und 
einbezieht, droht die Gefahr einer Überfrachtung des Systems mit Erwar-
tungen. Die Überfrachtung drückt sich in Ansprüchen aus, die technisch 
oder finanziell nicht gleichzeitig realisierbar sind:  

 Nutzerorientierte Systemgestaltungen bedürfen der Verarbeitung des 
Erfahrungswissens der Nutzer. Dafür gibt es Beispiele, wenn Nutzergrup-
pen im Sinne eines agilen Gestaltungsprozesses in Gestaltung und das 
Design von Systemen einbezogen werden – bspw. über Design-Thinking-
Veranstaltungen oder Test Cases (DigiExp). So nehmen insbesondere Er-
gonomie und Design der Systeme heute eine ganz andere Rolle als noch 
vor 15 Jahren ein, doch dauert dieser Anpassungsprozess noch an. 

 Angesichts der unterschiedlich ausgeprägten Digitalisierungsaffinitä-
ten stellt sich die Frage, inwieweit es möglich ist, alle Nutzer und deren 
individuelle Wünsche einzubeziehen. Zumindest im privatwirtschaftli-
chen Bereich gibt es erfolgreiche Top-Down-Beispiele – inwieweit sol-
che Vergleiche passend bzw. geeignet sind, bleibe diskutabel (DigiExp).  

 Werden alle User auf gleiche Designs, Prozessroutinen und Funktio-
nen verpflichtet, besteht – in Abhängigkeit von der Digitalisierungsaffini-
tät – die Gefahr von Über- und Unterforderung jeweils einzelner Nutzer-
gruppen. Zugleich sind Flexibilisierung und Individualisierung nur einge-
schränkt gegeben.  

 

2.3.  Unterschätzte Änderungsdynamiken  
 

Hochschulen unterliegen Änderungsdynamiken. Dadurch kommt es zu 
permanenten Reorganisationen. Damit diese nicht in stetig wiederkehren-
den Belastungswahrnehmungen münden, die allgemeinhin unter „Büro-
kratisierung“ verbucht und kommuniziert werden, dürfen die Reorganisa-
tionen nicht als ad hoc erstellte Bastellösungen erfolgen. Die Vorausset-
zung dafür ist, nötige Anpassungsmodi in bearbeitbare Vorgänge zu über-
setzen. Letzteres sollte Gegenstand einer Systemimplementationsphase 
sein, deren Umfang und Ressourcenbedarf aber häufig unterschätzt wird 
(E&Y 2012: 44). Das stellt ein hohes Risiko für eine erfolgreiche Einfüh-
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rung dar, denn die Implementierung setzt zunächst aufwändige Prozess-
erhebungen und das Erstellen detaillierter Anforderungskataloge voraus. 
Idealtypisch lassen sich hierbei zwei Vorgehensweisen unterscheiden:  

 Wird nach dem Prinzip „system-first“ verfahren, wählen die Hoch-
schulen zunächst einen Systemanbieter aus. Anschließend werden die 
Ist-Prozesse analysiert und deren Abbildung entsprechend der Sys-
temgegebenheiten angepasst bzw. Systemmodellierungen vorgenom-
men. 

 Beim Prinzip „process-first“ wird in einem Vorprojekt ein systemun-
abhängiges Organisationskonzept erarbeitet. Basierend darauf erfolgt 
die Auswahl eines Anbieters, der das Konzept bestmöglich in digitale 
Systemgestaltung umsetzen kann. (Ebd.: 39) 

Studien verweisen darauf, dass sich insbesondere für Hochschulen das 
„process-first-Verfahren“ empfiehlt (ebd.: 45; Schreiter/Alt 2013: 330). 

Da das Projektmanagement der Einführungsphase inhaltlich und zeit-
lich begrenzt ist, muss es Bestandteil des Projekts sein, den anschließen-
den Dauerbetrieb zu organisieren. Die im Dauerbetrieb anfallenden steti-
gen und wiederkehrenden, aber auch die sich verändernden Aufgaben er-
fordern Strukturen, Zuständigkeiten und Ressourcen, die während der 
Projektphase zu schaffen sind. Andernfalls verlagert sich die Hoffnung, 
dass sich die beabsichtigte (und versprochene) Effizienzsteigerung mit 
dem je aktuellen Schritt einstelle, fortlaufend immer noch einen Schritt 
weiter.  

 

3.  Zusammenfassende Auswertung  
 

Die Wahrnehmung von Bürokratie an den Hochschulen zeichnet sich 
durch einige Charakteristika aus:  

 Bürokratie ist abstrakt gleichsam allgegenwärtig, d.h. ihre Präsenz 
wird fortwährend und umstandslos von den Wissenschaftler.innen 
thematisiert. Es gilt als eine Art soziales Gesetz, dass Bürokratie zu-
nehme. 

 Tendenziell wird Bürokratie als unnötige Bürokratie, als unverhältnis-
mäßig aufwachsende Bürokratisierung wahrgenommen. Tatsächlich 
handelt es sich nicht immer um unnötige Bürokratie, sondern mitunter 
nur um organisatorische Erfordernisse.  

 Lehrende nehmen organisatorische und bürokratische Anforderungen 
nicht getrennt danach wahr, ob diese im Kontext der Lehre, der For-
schung oder wovon auch immer zu erbringen sind. Individuell werden 
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Belastungswahrnehmungen vielmehr nach dem alltagstheoretischen 
Schema „eigentliche Aufgaben (Lehre und Forschung) vs. uneigentli-
che Aufgaben (Verwaltung und Organisation)“ sortiert. 

 Schließlich erweisen sich die jeweils angeführten konkreten Beispiele 
als heterogen: Es gibt sowohl hochschulübergreifend artikulierte Bei-
spiele – z.B. Auseinandersetzungen über Ressourcensicherung, Mit-
telbewirtschaftungen, Akkreditierung, Dienstreiseabrechnungen – und 
nur lokal vorkommende Belastungen.  

Der Digitalisierungsgrad bzw. die Anwendung digitalisierter Arbeits-
weisen ist auf der Organisationsebene in Lehre, Forschung und Administ-
ration unterschiedlich ausgeprägt. Überwiegend adressieren Digitalisie-
rungsanstrengungen bislang die Lehrfunktion, während digitale Assistenz 
für Verwaltungsvorgänge meist als schlichte Übertragung analoger Hand-
lungsroutinen in ein neues Erfassungsmedium daherkommt. Auch die 
zentralen reformbedingten Neuerungen, für die digitale Assistenz mobili-
siert wurden, haben auf der wissenschaftlichen Leistungsebene vor allem 
Skepsis erzeugt:  

 Die Qualitätsmanagement-Bemühungen stoßen dort auf Widerstand, 
wo Qualitätsmanagement nicht als das verstanden wurde und wird, 
was es sein sollte: Qualitätsbedingungsmanagement, d.h. zielgebunde-
nes kontextgestaltendes Organisieren, das den Kernleistungsprozessen 
durch funktionierende Rahmenbedingungen erweiterte Möglichkeiten 
schafft, statt sie einem formalisierten Determinismus zu unterwerfen.  

 Ebenso stehen dem Versprechen der Governancereformen, Entstaatli-
chung ginge mit Entbürokratisierung einher, in der Wahrnehmung 
vieler Wissenschaftler.innen tatsächlich neue Bürokratieanforderun-
gen gegenüber. 

 Ein Effekt der Digitalisierungsprozesse und -strukturen besteht darin, 
dass neue bzw. erweiterte Zugriffe auf das wissenschaftliche Personal 
möglich sind, die im Sinne der Organisationssteuerung durch die Lei-
tungen genutzt werden (können). Damit verändern sich die Kontroll-
mechanismen. Dies führt zu Vermeidungsstrategien der Wissenschaft-
ler.innen, was wiederum als Entwicklungshemmnis der Digitalisie-
rung in der Wissenschaft wirken kann.  

All das untergräbt eine zentrale Voraussetzung für hochschulische Digita-
lisierung: Akzeptanz. Erst wo diese besteht, kann auch Aufgeschlossen-
heit für digital bedingte bzw. elektronisch gestützte Veränderungen von 
Arbeitsabläufen und Organisationskultur entstehen.  
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Wird die an Digitalisierungsprozesse geknüpfte Erwartung einer Ent-
lastung der wissenschaftlichen Leistungsebene von organisatorischen – 
allgemeinhin als Bürokratie wahrgenommenenen – Aufgaben erfüllt? 
Diese eingangs aufgerufene Frage kann nicht bejaht werden. Damit ist 
das Digitalisierungs-Versprechen, Verwaltungs- und Organisationsaufga-
ben würden für Wissenschaftler.innen einfacher handhabbar, bislang 
nicht eingelöst worden. Tatsächlich kommt es zu einer Zunahme organi-
satorischer Kontextaufgaben, die allgemeinhin als Bürokratisierung wahr-
genommen und kommuniziert werden.  

Hier offenbart sich ein Dilemma. Denn selbst wenn die neuen digita-
len Assistenzstrukturen ein hohes Maß an Entlastungswirkung für die 
Lehrenden realisieren, bleibt es doch dabei, dass sich insgesamt die An-
forderungen auch an die Wissenschaftler erhöht haben: Jene Aufgaben, 
die durch die jüngsten Hochschulreformen entstanden sind – das betrifft 
im Digitalisierungszusammenhang insbesondere Datenerhebungen, -zu-
griffe, -analysen und -weitermeldungen, welche die Basis für LOM, 
Lehrevaluationen, Akkreditierungsverfahren, Forschungsevaluationen, 
Rankings, Monitorings usw. sind – führen zu Mehraufwand. Daher lässt 
sich selbst dann, wenn die digitalen Assistenzstrukturen erfolgreich Ent-
lastungswirkungen für die Lehrenden erzeugen, doch nicht der Zustand 
des Nullaufwands für die zuvor jeweils nicht bestehende Anforderung 
wiederherstellen.  

An diesen Befund anschließend, ist auch die Frage Kann die – häufig 
im Zusammenhang mit den NPM- und Bolognareformen beklagte – 
Mehrbelastung der Wissenschaftler.innen durch digitale Assistenz neu-
tralisiert werden? bislang nicht zu bejahen. Das Governancereform-Ver-
sprechen, Entstaatlichung gehe mit Entbürokratisierung einher, wird da-
durch enttäuscht, dass sich für die Lehrenden neue Belastungen ergeben. 
Gleiches gilt für das Studienstrukturreform-Versprechen, die Strukturie-
rung der Studiengänge könne Entlastung von den zuvor nötigen Improvi-
sationsanstrengungen erbringen. Tatsächlich entstanden neue Belastun-
gen bei der Verwaltung des Strukturierten. 

Fazit: Den Hochschulen werden neue Prozesse entweder (reformbe-
dingt) aufgenötigt oder sie halten solche neuen Prozesse für erforderlich, 
um Erwartungen zu begegnen, die so vorher nicht bestanden hatten. Eine 
Strategie, um dem zu begegnen, stellt das Organisieren von Prozessassis-
tenz durch Digitalisierung dar.8 Die Motive dafür sind divers, aber eines 

                                                           
8 Eine weitere Strategie zeigt sich in Form neuer Strukturen und neuer Tätigkeitsrollen (in 
Gestalt von Stabstellen u.ä., zusammenfassend „Hochschulmanagement“ genannt und damit 
begrifflich von der herkömmlichen Hochschulverwaltung abgesetzt).  
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der Motive ist durchaus die Vermeidung einer zusätzlichen Belastung des 
Lehrpersonals. Wahrgenommen werden die Effekte dieses Versuchs aber 
häufig nicht als Ent-, sondern Belastung. Dies steht der Akzeptanz der 
elektronischen Systeme entgegen. Erst wo diese besteht, kann auch Auf-
geschlossenheit für Veränderungen von Arbeitsabläufen und für Weiter-
bildungen (die wiederum generationensensibel gestaltet werden müssen) 
entstehen. 

Als kritisch ist zu bewerten, dass sich durch den Akzeptanzmangel ein 
Kreislauf stabilisieren kann, der die weitgehende Integration bzw. inte-
grierte Nutzung digitaler Assistenzen in Forschung, Lehre und Verwal-
tung an Hochschulen hemmt: Wird eine Mehrbelastung wahrgenommen 
und diese mit elektronischen Systemen im allgemeinen bzw. CaMS im 
speziellen assoziiert, kann dies die Nutzungsbereitschaft mindern oder zu 
Vermeidungsstrategien führen. Wenn Hochschullehrende in der Folge al-
ternative (ggf. analoge) Verfahren anwenden, werden Parallelstrukturen 
zu bestehenden digitalen Assistenzstrukturen betrieben. Dies steht dem 
Bestreben nach hochschulweit einheitlichen oder zumindest zueinander 
kompatiblen Verfahren und damit integrierten bzw. schnittstellenopti-
mierten Systemen entgegen. Solche wären aber für eine nutzerorientierte 
und damit nutzerfreundliche Gestaltung digitaler Unterstützungssysteme 
nötig. Eine derartige Gestaltung wiederum ist Voraussetzung, um Aufga-
benbearbeitungen effizienter und wahrnehmbare Entlastungen – letztlich 
Akzeptanz – zu organisieren. Akzeptanz erweist sich – und damit ist man 
am Beginn des Kreislaufs angelangt – als wesentliche Nutzungsvoraus-
setzung.  

Damit sich dieser Kreislauf nicht stabilisiert, erweisen sich folgende 
Punkte als beachtenswert: 

 Digitale Assistenz für Verwaltungsvorgänge sollte nicht als schlichte 
Übertragung analoger Handlungsroutinen in ein neues Erfassungsmedium 
gedacht werden. Besondere Relevanz erlangt dies, wenn Verwaltungs-
aufgaben im Zuge der digitalen Optionen an die wissenschaftliche Ar-
beitsebene verlagert werden, Wissenschaftler.innen aber typischerweise 
nicht nach Verwaltungslogik bzw. bürokratischen Regeln agieren.  

 Angezeigt ist ein Wechsel von der vorrangig angebots- zu einer strikt 
nutzerorientierten Systemgestaltung und -bereitstellung. Die Bedürfnisse, 
Fertigkeiten, Funktionserfordernisse und Gewohnheiten müssen vom 
Nutzer her gedacht werden. Auf diesem Weg kann erreicht werden, was 
bislang nicht Standard ist: elektronische Systeme mit niedrigschwelligem 
Einstieg, komfortabler und flexibler Nutzung.  
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 Koordinationsprobleme zwischen Individuum und Organisation sind 
dort, wo individuelle Autonomie auf organisationale Steuerungsabsichten 
trifft, nicht grundsätzlich aufzulösen. Digitalisierungsprozesse an Hoch-
schulen sind mit hohen Koordinationsbedarfen verbunden, wobei die po-
sitive Koordination der negativen Koordination vorzuziehen ist. Werden 
die höheren Koordinationskosten positiver Koordination den Folgekosten 
nichterfolgter (bzw. negativer) Koordination und verpassten Funktionali-
tätsgewinnen gegenübergestellt, so zeigt sich: Die Bilanz der Kosten po-
sitiver Koordination kann vergleichsweise günstiger ausfallen (vgl. Bo-
gumil/Jann 2009: 144f.). Dafür gilt es, alle relevanten Hochschulebenen 
und -akteure einzubeziehen sowie Strukturen und Schnittstellen zu schaf-
fen, um den Mehrwert bzw. die Entlastung für jeden Einzelnen zu kom-
munizieren und erfahrbar zu machen. 

 Aufgeschlossenheit für Veränderungen von Arbeitsabläufen und Or-
ganisationskulturen geht entlastenden bzw. entbürokratisierenden Wir-
kungen voraus. Vor diesem Hintergrund sind die neuen (elektronischen) 
Mechanismen zur Kontrolle des wissenschaftlichen Personals sehr zu-
rückhaltend einzusetzen, da diese deren Aufgeschlossenheit und Akzep-
tanz gegenüber den elektronischen Systemen behindern können.  

 Die teils zu beobachtenden Aufgabenverschiebungen, die durch die 
Digitalisierung begünstigt werden, sollten einerseits vor dem Hintergrund 
benötigter Akzeptanz als auch hinsichtlich des Risikos beeinträchtigter 
Arbeitsmotivation der Wissenschaftler.innen reflektiert werden.  

 Hochschulische Änderungsdynamiken erfordern permanente Reorga-
nisationen (auch) der elektronischen Systeme. Damit diese nicht in steti-
gen Belastungswahrnehmungen – empfundener Bürokratisierung – mün-
den, dürfen die Reorganisationen nicht als ad hoc erstellte Bastellösungen 
erfolgen. Die Voraussetzungen dafür sind in der Systemimplementations-
phase zu schaffen und in den Dauerbetrieb zu überfühen. Dabei gilt es 
auch, Prozessabbildungen in einem CaMS denen der realen Praxis statt 
die Praxis dem System anzupassen (process first).  
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Digitalisiertes Lehren und Lernen als organisatio‐
nales Problem in den deutschen Hochschulen 

 
 
 
 
 

Seit rund zwei Jahrzehnten zählt die 
Digitalisierung der Lehre zu den The-
men der Hochschulentwicklung, die die 
Agenda zahlreicher Hochschulen prä-
gen. Mindestens ebenso lange steht die 
– wenngleich empirisch nicht abgesi-
cherte – subjektive Wahrnehmung im 
Raum, dass die Implementierung von 

E-Learning-Innovationen in der Breite nur schwerfällig voranschreitet. 
Wenig überraschend artikulieren insbesondere Vordenkerinnen und Vor-
denker digitalisierter Lehre gelegentlich entsprechende Eindrücke. Die 
zögerliche Übernahme von Innovationen in diesem Bereich wurde jüngst 
auch von einer Erhebung bezeugt, derzufolge in der (digitalisierten) 
Hochschullehre insbesondere Anwendungen und Technologien prägend 
bleiben, die „teilweise schon vor mehr als 20 Jahren Einzug in die Hoch-
schulen gehalten haben“, darunter Präsentationstools wie PowerPoint o-
der digitale Dokumente und Texte (Schmid et al. 2017: 16).  

So verständlich solche Einschätzungen in Zeiten der Digitalisierung 
aller gesellschaftlichen Bereiche erscheinen, so unklar bleibt zugleich 
doch der Maßstab, der solchen Bewertungen zugrunde liegt. Erfolgsbe-
wertungen hinsichtlich der Implementierung digitalisierter Lehre basieren 
stets auf impliziten oder expliziten Maßstäben des Gebotenen oder zu Er-
wartenden (Kleimann 2009: 76). Die empirische Überprüfung solcher Be-
wertungen setzt nun zweierlei voraus: Zum einen die differenzierte Be-
stimmung, welche Zielzustände das Hochschulsystem bzw. einzelne 
Hochschulen in Sachen digitalisierter Lehre künftig annehmen sollten, 
zum anderen die Definition von aussagekräftigen Indikatoren zur Prüfung 
der Zielerreichung. 

Trotz der Unbestimmtheit der Zielzustände und der daraus resultie-
renden Schwierigkeiten, den Implementierungsgrad digitalisierter Lehre 
kennzahlenenbasiert zu messen und zu bewerten, wird in diesem Beitrag 
pragmatisch von der Annahme ausgegangen, dass viele E-Learning-Inno-
vationen sich im Hochschulalltag mit eher geringer Geschwindigkeit ver-

Klaus Wannemacher 
Hannover 
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breiten und dass vielfältige Hemmnisse und Herausforderungen eine rei-
bungslosere und raschere Implementierung entsprechender Innovationen 
behindern (Schmid et al. 2017: 24–27). 

Hemmende Faktoren sind beispielsweise auf der Ebene von Metho-
dik, Technik, Organisation, Recht sowie Fähigkeiten und Einstellungen 
der Studierenden und der Lehrenden zu verorten. Erst eine verstärkte wis-
senschaftliche Auseinandersetzung mit Fragen der Entwicklung und Be-
reitstellung digitalisierter Lernformen und eine Ausweitung der interdis-
ziplinären Forschung zur digitalen Hochschulbildung könnten in dieser 
Hinsicht zu belastbaren Ergebnissen führen. Eine breitere Forschung zur 
digitalen Hochschulbildung würde überdies das Feld für zielsichere Inter-
ventionen auf der Steuerungsebene bereiten. Sie könnte nicht zuletzt Leh-
rende dazu befähigen, die unterkomplexen Kausalitätskonstrukte des pä-
dagogischen Alltags kritisch zu überprüfen und ihre Komplexität zu stei-
gern (Kleimann 2009: 87).  

Während der im Rahmen von Forschungsprojekten zur digitalen 
Hochschulbildung erzielte wissenschaftliche Kenntnisstand generell aus-
baufähig bleibt, vermitteln verschiedene empirische Studien einen heuris-
tischen Eindruck vom Stand der Implementierung digitalisierter Lehre 
und von aktuellen Herausforderungen aus der Sicht unterschiedlicher Ak-
teure. Diese Untersuchungen erlauben es, Hypothesen zu Problemlagen 
im Bereich der digitalen Hochschulbildung und mögliche Lösungsvor-
schläge zu formulieren. Eine besondere Bedeutung bei der Implementie-
rung digitaler Medien in der Lehre kommt den Organisationsstrukturen 
an den Hochschulen zu. Im Rahmen einer bundesweiten Vollerhebung, 
die das HIS-Institut für Hochschulentwicklung (HIS-HE) im Auftrag der 
Themengruppe „Governance & Policies“ im Hochschulforum Digitalisie-
rung durchgeführt hat, wurde im Frühjahr 2016 der aktuelle Stand der Or-
ganisation digitalisierter Lehre an deutschen Hochschulen untersucht.  

Im Mittelpunkt dieser internetbasierten Vollerhebung standen der 
Stellenwert, die Leitidee, die organisatorische Verankerung sowie der 
quantitative und qualitative Status der digitalisierten Lehre. Adressatin-
nen und Adressaten der Studie waren die zentralen Serviceeinrichtungen 
für digitalisierte Lehr- und Lernformen sowie alternativ die Vizepräsiden-
tinnen und Vizepräsidenten oder Prorektorinnen und Prorektoren für Stu-
dium und Lehre (zu Methode und Ergebnissen der folgenden Angaben 
siehe ausführlich Wannemacher 2016).  

Im Rahmen dieses Beitrags werden anhand der Resultate dieser quan-
titativen Befragung die bisher erreichten Leistungsstände in den genann-
ten Bereichen erörtert. Dabei werden insbesondere organisationale Prob-
leme aus dem Bereich der digitalisierten Lehre in den deutschen Hoch-
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schulen adressiert. Ausgewählte Resultate dieser Studie bilden den roten 
Faden für die folgende Diskussion unterschiedlicher Problemlagen und 
für mögliche Lösungsvorschläge. Die Studienergebnisse werden in den 
Kontext der Befunde weiterer Erhebungen zur digitalen Hochschulbil-
dung sowie der allgemeinen Diskussion um die Implementierung digitali-
sierter Lehre an den Hochschulen gerückt, um Entwicklungslinien und 
aussichtsreiche Interventionsmöglichkeiten aufzuzeigen. 

 

Allgemeine Rahmenbedingungen für digitalisierte Hochschullehre 
 
Die Rahmenbedingungen für die Nutzung digitalisierter Lehre an deut-
schen Hochschulen stellen sich prinzipiell eher förderlich dar. Verschie-
dene Erhebungen wie der „Studienqualitätsmonitor“ des Deutschen Zent-
rums für Hochschul- und Wissenschaftsforschung oder der „Monitor Di-
gitale Bildung“ der Bertelsmann Stiftung zeigen, dass die technische 
Ausstattung an Hochschulen als Grundlage für digitalisierte Lehr- und 
Lernformen u.a. durch Studierende vergleichsweise günstig bewertet wer-
den (Willige 2015: 15f.; Schmid et al. 2017: 14, 28). Gleichwohl wird ge-
legentlich eine zu wenig professionelle Betreuung der digitalen Infra-
struktur an den Hochschulen zum Problem (ebd.: 25f.).  

Die HIS-HE-Studie zur Organisation der digitalisierten Lehre an deut-
schen Hochschulen dokumentiert, dass organisatorische Infrastrukturen 
für digitalisierte Lehre an sehr vielen Hochschulen vorhanden sind, häu-
fig in Form eigenständiger zentraler Serviceeinrichtungen, mittels Dienst-
leistungen von Rechen- und Medienzentren oder durch dezentrale Servi-
ceeinrichtungen. Nur an 16 Prozent der befragten Hochschulen existierte 
keinerlei Serviceeinrichtung für digitalisierte Lehre (s. Übersicht 1). Die-
se Strukturen differieren allerdings abhängig von Hochschultyp, -träger-
schaft und -größe erheblich. Am häufigsten waren eigenständige zentrale 
Serviceeinrichtungen sowie E-Learning-Serviceeinrichtungen im Rechen- 
und Medienzentrum beispielsweise an Universitäten und an staatlichen 
Hochschulen verbreitet. Unklar bleibt zudem, ob und in welchem Um-
fang die Serviceeinrichtungen die Lehrenden mit ihren Angeboten errei-
chen.  

Einer 2017 durchgeführten Erhebung zur Nutzung und dem Nutzen 
digitalen Lernens in Schule, Ausbildung, Hochschule und Weiterbildung 
zufolge betrachten viele Lehrende gerade die Beratungsangebote solcher 
Einrichtungen als „wichtige Herausforderung“. 38 Prozent der befragten 
Lehrenden gaben an, es fehle an didaktischer Beratung zur digitalen Leh-
re an der Hochschule (Schmid et al. 2017: 26, 28). Nur 36 Prozent der 
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Lehrenden erklärten, „Fort- und Weiterbildungskurse“ für digitalisierte 
Lehre mehrfach genutzt zu haben (ebd.: 33).  

Gängige Beratungs-, Support- und Wissenstransferformen für digitali-
sierte Lehre arbeiten meist mit Handlungsempfehlungen, die eine (drasti-
sche) Reduktion der Komplexität der Problemlage erfordern. Sie sollen 
ihre Klienten befähigen, „trotz hoher kognitiver Unsicherheit in unüber-
sichtlichen Situationen mit gutem Gewissen nach modifizierten Kausal-
plänen handeln zu können.“ (Kleimann 2009: 84) Nicht immer scheinen 
diese Beratungsangebote jedoch ausreichend adressatengerecht konzipiert 
zu sein. Eine Untersuchung zu den Hintergründen des divergierenden 
Adoptionsverhaltens von Lehrenden im Bereich technologischer Innova-
tionen verweist auf die Notwendigkeit differenzierter technischer und 
(medien-)didaktischer Unterstützungsangebote für das akademische Lehr-
personal. Unterstützungsangebote sollten verstärkt an den jeweiligen An-
forderungen und Bedarfen unterschiedlicher E-Learning-Übernehmerty-
pen ausgerichtet werden (Fischer 2013: 239–244). 

 
Übersicht 1: Organisatorische Verankerung der digitalen Lehre*  

*n=167; Mehrfachnennungen möglich 
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Relevanz und Leitidee digitalisierter Hochschullehre 
 
Die befragten Hochschulen maßen digitalisierten Lehr- und Lernformen 
überwiegend mittlere bis große Bedeutung bei (62 Prozent der Hochschu-
len attestierten der digitalen Lehre einen leicht überdurchschnittlichen, 
hohen oder sehr hohen Stellenwert, s. Wannemacher 2016: 17; vgl. 
Schmid et al. 2017: 30f.). Dies galt insbesondere für Universitäten und 
Fachhochschulen, für größere Hochschulen sowie für private Hochschu-
len. Stabsstellen E-Learning und E-Learning-Dienstleisterinnen und 
Dienstleister schrieben digitalisierter Lehre wesentlich häufiger hohe Be-
deutung zu als Hochschulleitungen und Lehrende. Dies dürfte nicht zu-
letzt dem hohen Identifikationsgrad des entsprechenden Personals mit 
dem eigenen Aufgabenfeld geschuldet sein.  

Als Leitidee der digitalisierten Lehre (Ist-Zustand) benannt wurde 
doppelt so häufig ein punktuelles Anreicherungskonzept (73 Prozent) wie 
ein Blended Learning-Ansatz (d. h. die systematische Integration digitaler 
Komponenten in die Präsenzlehre, 36 Prozent, s. Wannemacher 2016: 
19). Einen Blended Learning-Ansatz gaben am häufigsten private Hoch-
schulen als Leitidee an. Der Umstand, dass inzwischen eine große Grup-
pe der Befragten davon ausgeht, dass digitalisierte Lehre zur Lösung ak-
tueller Herausforderungen beitragen kann (42 Prozent, s. Übersicht 2), 
lässt zugleich darauf schließen, dass die mit diesem Entwicklungsfeld ver- 

  
Übersicht 2: Leitidee der digitalen Lehre (Ist‐Zustand)* 

* n=170; Mehrfachnennungen möglich 
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knüpften Möglichkeiten der Hochschulentwicklung mittlerweile breiter 
wahrgenommen werden (z. B. im Hinblick auf die Erhöhung des Studien-
erfolgs, die bedarfsorientierte Gestaltung des Studiums oder die Interna-
tionalisierung). Je stärker die Implementierung digitalisierter Lehrformen 
im Einzelfall mit anderen hochschulstrategischen Zielsetzungen gekop-
pelt wird, desto nachhaltiger dürften sich die Prozesse der Übernahme 
von E-Learning-Innovationen gestalten. 

Trotz der eher günstigen Bewertungen der organisatorischen Infra-
strukturen, scheinen anspruchsvollere Formen der digitalisierten Lehre in 
den deutschen Hochschulen weiterhin nur eine begrenzte Rolle zu spie-
len. Das Dominieren eines punktuellen Anreicherungskonzepts als Leit-
idee digitaler Lehre (Ist-Zustand), d.h. die punktuelle Anreicherung ein-
zelner Präsenzveranstaltungen um digitale Elemente, zeigt zugleich, dass 
aufwändigere Ansätze digitalisierter Lehre bislang vergleichsweise selten 
als Leitidee wirksam werden. Dies muss nicht grundsätzlich von Nachteil 
sein: Auch weniger anspruchsvolle digitalisierte Lernangebote können 
auf digitalen Plattformen die Hochschulen „dabei unterstützen, Lehre als 
Gemeinschaftsaufgabe wahrzunehmen.“ (Wissenschaftsrat 2017: 22) 

Der bereits erwähnte „Monitor Digitale Bildung“ bestätigt den Ein-
druck, dass innovative digitalisierte Lernformate, wie zum Beispiel sozia-
les und kollaboratives Lernen, Simulationen und Planspiele, E-Portfolios, 
Video Lectures oder auch elektronische Tests und Prüfungen „nicht weit 
verbreitet“ sind. Sie verzeichnen eine Nutzungshäufigkeit überwiegend 
im unteren zwei- oder im einstelligen Prozentbereich. Am ehesten wen-
den sich die Lehrenden der Digitalisierung aktiv „im Kontext des klassi-
schen Vortrags bzw. der Vorlesung [zu], unterstützt durch PowerPoint, 
Videokomponenten, Lernmanagementsysteme und PDFs.“ (Schmid et al. 
2017: 15f.)  

 

Weiterentwicklung der digitalisierten Lehre 
 
Als zentrale und wirkungsvollste Hebel für eine Weiterentwicklung der 
digitalisierten Lehre werden die Unterstützung der Lehrenden und die 
hochschulübergreifende Kooperation betrachtet. Als Ziele dieser Weiter-
entwicklung werden überdurchschnittlich häufig die Verbesserung der 
Rahmenbedingungen und Angebote für Lehrende (58 Prozent), eine bes-
sere individuelle Beratung und Unterstützung Lehrender (56 Prozent), ein 
besseres Informationsangebot für Lehrende sowie die Kooperation mit 
anderen Hochschulen (58 Prozent, s. Übersicht 3) genannt. Der fast 
durchgängige Fokus auf einer stärkeren Unterstützung der Lehrenden im 
Bereich der digitalisierten Lehre belegt, dass diesem Handlungsfeld – 
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auch unabhängig von Faktoren wie Hochschultyp, -trägerschaft und -grö-
ße – allgemein hohe Bedeutung beigemessen wird. Nur Hochschulen ab 
30.000 Studierende und Kunst-, Musik-, Film- und Medienhochschulen 
hoben diese Zielsetzung seltener hervor.  

Das Antwortverhalten lässt im Umkehrschluss die Frage zu, ob Leh-
rende von den bereits bestehenden Unterstützungsangeboten in ausrei-
chendem Maß erreicht werden. Die Befunde des „Monitor Digitale Bil-
dung“ lassen daran zweifeln (Schmid et al. 2017: 26, 28). In jedem Fall 
stellt die angestrebte Weiterentwicklung der Beratungs-, Support- und 
Wissenstransferformen für digitalisierte Lehre die Hochschulen vor ge-
wisse Herausforderungen. Es erscheint sinnvoll, dass Hochschulen inten-
siver als bislang die Resultate der Forschung bei der Übernahme von E-
Learning-Innovationen in der Hochschullehre berücksichtigen.  

Diese konnte u.a. zeigen, dass die sehr unterschiedlichen Grundorien-
tierungen und Kernprofile der Übernehmer von E-Learning-Innovationen, 
denen sich Hochschullehrende zuordnen lassen, Beratungsangebote erfor-
derlich machen, die den typenbezogen voneinander stark abweichenden 
Motivstrukturen und Anforderungen des akademischen Lehrpersonals ge-
recht werden (Fischer 2013: 222–227). Dies erscheint auch deshalb wich-
tig, da die „bewährten“ Reputationsmechanismen im Wissenschaftsbe-
reich (vgl. Wissenschaftsrat 2017: 31f.) die Übernahme von E-Learning-
Innovationen kaum begünstigen. Besonderer Angebote bedarf es bei-
spielsweise für Lehrende mit einer ausgeprägten Risikowahrnehmung im 
Hinblick auf digitalisierte Lehre (Fischer 2013: 149, 227). Hinsichtlich 
der Kosten- und Finanzierungsstrukturen gilt es, auf den hohen Anteil an 
befristeten Projektstellen zu reagieren und diesen mittelfristig zu reduzie-
ren (Wissenschaftsrat 2017: 25, 33f.).  

Zudem berührt der Beratungsbedarf im Bereich digitalisierter Lehre 
sehr unterschiedliche (didaktische, technische, mediengestalterische, ju-
ristische) Aspekte, die nur durch hochgradig spezialisierte Beratungsan-
gebote abgedeckt werden können. Viele Hochschulen können solche An-
gebote nicht aus eigener Kraft bereitstellen, sondern würden in diesem 
Feld von Verbundstrukturen profitieren. Im juristischen Bereich wirft di-
gitalisierte Lehre beispielsweise Fragen im Verwaltungsrecht, Dienst-
recht, Kapazitätsrecht (Anrechnung des Aufwands für digitale Lehre auf 
das Lehrdeputat), Urheberrecht (Nutzungsrechte für digitales Lernmateri-
al), Datenschutz, Prüfungsrecht und Wettbewerbsrecht auf, die sich viel-
fach auf Landesebene leichter als auf der Ebene einzelner Hochschulen 
beantworten lassen (Faller 2015).  

In zusätzlichen Bemerkungen und Hinweisen, die in einem Freitext-
feld am Ende der HIS-HE-Befragung mitgeteilt werden konnten, wurde 
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zudem auf Lern- und Medienkompetenzdefizite bei den – nur selten digi-
tal hochaffinen – Studierenden hingewiesen (Wannemacher 2016: 36, 
vgl. Persike & Friedrich 2016: 18ff.). Diese Hinweise bezeugen, dass 
Lehrende nicht zuletzt in die Lage versetzt werden müssen, die Studieren-
den zur aktiven Nutzung digitalisierter Lernformen zu befähigen und zu 
ermutigen.  

 
Übersicht 3: Ziele zur künftigen Weiterentwicklung der digitalen Lehre (Soll‐
Zustand) 

*n=168; Mehrfachnennungen möglich 
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Ressourcen und weitere Herausforderungen 
 
In Bezug auf den quantitativen Status der digitalen Lehre weist die Erhe-
bung zur „Organisation digitaler Lehre in den deutschen Hochschulen“ 
einen durchgängig hohen Anteil an befristeten Projektstellen aus. Durch-
schnittlich standen innerhalb einer zentralen Serviceeinrichtung für digi-
talisierte Lehre 1,7 Haushalts- und 2,6 Projektstellen zur Verfügung, zu 
denen weitere Stellenkontingente hinzukommen konnten (Wannemacher 
2016: 28f.). Der hohe Anteil an befristeten Stellen führt dazu, dass Hoch-
schulen Unterstützungsangebote für digitalisierte Lehre potenziell nicht 
nachhaltig und in gleichbleibender Qualität anbieten können. Angesichts 
des Charakters der Lehre als Daueraufgabe von Hochschulen erscheint ei-
ne solche einseitige Finanzierungsstruktur der zentralen Serviceeinrich-
tungen nur begrenzt zielführend (vgl. Themengruppe Change Manage-
ment 2016: 15f.; Wissenschaftsrat 2017: 25, 33f.).  

Die Wahrnehmung von Herausforderungen im Bereich der digitali-
sierten Lehre differierte stark nach Hochschultyp, -trägerschaft und -grö-
ße. Generell wurden Herausforderungen am häufigsten bei den Personal-
ressourcen und auf der budgetären Ebene verortet. Während staatliche 
und private Hochschulen sowie größere Hochschulen Herausforderungen 
am ehesten auf einer strategischen Ebene verorteten, traten diese u.a. für 
kleinere Hochschulen auf der infrastrukturellen und technischen Ebene in 
den Vordergrund (Wannemacher 2016: 30-32).  

Das Antwortverhalten dürfte auch den hohen personellen und zeitli-
chen Aufwand z.B. bei Contententwicklung oder dem individuellen Feed-
back für digital erbrachte Studienleistungen für Studierende widerspie-
geln. Diesem steht aus Sicht mancher Lehrender ein begrenzter Mehrwert 
der digitalisierten Lehre gegenüber. Auf budgetärer Ebene dürften unter 
anderdem hohe Beschaffungskosten für digitale Lerninhalte eine Rolle 
spielen.  

Die in einzelnen Hochschulsegmenten voneinander abweichenden 
Einschätzungen korrelieren deutlich mit der unterschiedlichen Ressour-
cenausstattung von Hochschulen. Das Antwortverhalten kleinerer Hoch-
schulen deutet darauf hin, dass für die infrastrukturellen und technischen 
Herausforderungen, die die digitalisierte Lehre mit sich bringt, insbeson-
dere in diesem Hochschulsegment nach besonderen Lösungen gesucht 
werden sollte.  

Die Einrichtung oder Stärkung landesweiter Verbundeinrichtungen 
für digitalisierte Lehre oder eine stärkere hochschulübergreifende Koope-
ration bei der Bereitstellung von Beratungs- und Informationsangeboten 
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für Lehrende könnte insbesondere mittelgroße und kleinere Hochschulen 
in dem Bestreben unterstützen, chronisch knappe Ressourcen zu schonen. 

 

Kompensation von Digitalisierungshemmnissen durch bessere 
organisationale Rahmenbedingungen? 
 
Die quantitative Befragung zur Organisation der digitalisierten Lehre 
lässt erkennen, dass im Allgemeinen günstige Rahmenbedingungen für 
die Nutzung digitalisierter Lehre an deutschen Hochschulen bestehen. 
Die Erhebung dokumentiert, dass an sehr vielen Hochschulen zentrale 
oder dezentrale Unterstützungsinfrastrukturen für digitalisierte Lehre 
grundsätzlich vorhanden sind.  

Diese Unterstützungsangebote erleichtern es Lehrenden, die eigene 
Lehrpraxis anzupassen, um Studierende zur Nutzung digitalisierter Lern-
formen anzuregen und diese besser in digitalisierten Lernprozessen be-
gleiten zu können. Bei der Formulierung der Leitidee digitalisierter Lehre 
werden mit dem „punktuellen Anreicherungskonzept“ hingegen vielfach 
eher vorsichtige, deutlich zurückhaltende Ansprüche erhoben, die den 
weit gefächerten Erwartungshaltungen unterschiedlicher Akteursgruppen 
an der Hochschule Rechnung tragen.  

Auf der Ebene des hochschulstrategischen Managements haben sich 
vielfältige Ansätze zu einer stärkeren Verankerung digitalisierter Bil-
dungsangebote herausgebildet. Hochschulen haben verschiedene Profil-
bildungsoptionen zur Digitalisierung der Lehre entwickelt und mehr oder 
minder erfolgreich erprobt.  

Entsprechende Ansätze können sehr unterschiedlich gelagert sein und 
reichen von der Internationalisierung, der anwendungsorientierten und 
forschungsorientierten Lehre, der Heterogenisierung bis zur akademi-
schen Weiterbildung (Schmid & Baeßler 2016: 10ff.). Zur Realisierung 
dieser Strategieoptionen werden gängige hochschulinterne Steuerungsme-
chanismen wie z.B. Zielvereinbarungen oder wettbewerbliche Ansätze 
genutzt. Kleimann weist jedoch einschränkend darauf hin, dass ange-
sichts der Erfolgsungewissheit allen bildungstechnologischen Handelns, 
das sich nicht auf naturgesetzliche Wirkungsmechanismen verlassen 
kann, eine „zielerreichungsgewisse Beeinflussung von Organisationen 
oder Personen in Bezug auf ihren Einsatz von und für E-Learning auch 
über Zielvereinbarungen, Wettbewerbe und die verschiedenen Formen 
von Kontextsteuerung nicht zu haben ist.“ (Kleimann 2009: 86f.) 

Im Bereich des taktischen und operativen Hochschulmanagements 
können vielfältige Hürden und Hemmnisse auftreten, die aus einer man-
gelnden Nutzenwahrnehmung digitalisierter Lehre durch Lehrende, aus 
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ungünstigen Wechselwirkungen zwischen den Akteuren auf verschiede-
nen hochschulinternen Ebenen oder auch aus einer unzureichenden Abfe-
derung der Implementierung von E-Learning-Innovationen durch Maß-
nahmen einer begleitenden Organisationsentwicklung (Themengruppe 
Change Management & Organisationsentwicklung 2016) herrühren kön-
nen.  

Die Bestrebungen vieler Hochschulen, die Rahmenbedingungen für 
digitalisierte Lehre zu verbessern und verstärkt individuelle Beratungsan-
gebote für Lehrende bereitzustellen, sind zu begrüßen. Entsprechende 
Unterstützungsmaßnahmen sollten jedoch möglichst eng an die Erkennt-
nisse der neueren bildungstechnologischen Forschung rückgekoppelt 
werden, um die „unterkomplexen Kausalitätskonstrukte des pädagogi-
schen Alltags komplexitätssteigernd irritieren zu können“ (Kleimann 
2009: 87).  

Zugleich sollten die Beratungs-, Support- und Wissenstransferformen 
entlang der sehr unterschiedlichen Grundorientierungen und Kernprofile 
der Übernehmer von E-Learning-Innovationen ausdifferenziert werden, 
um den stark divergierenden Motivstrukturen des akademischen Lehrper-
sonals gerecht zu werden.  

Wenn es schließlich auf lange Sicht gelingt, digitalisierte Bildung 
auch jenseits der klassischen Formate der Hochschullehre neu zu denken 
und zur Geltung zu bringen, besteht Aussicht darauf, die negative Korre-
lation zwischen günstigen organisationalen Rahmenbedingungen und ei-
ner zögerlichen Übernahme der digitalisierten Lehre zu durchbrechen und 
unter Lehrenden und Lernenden eine neue Dynamik des digitalisierten 
Lehrens und Lernens zu entfalten. 
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Hochschulbildung 4.0 als Herausforderung  
für die Organisation des Studiums und die 
Institution Hochschule 

 
 
 
 

Direkt auf eine Berufstätigkeit zuge-
schnittene Qualifikationen zu vermitteln 
– das ist nicht die Aufgabe von Univer-
sitäten in Deutschland. Ihre Stärke liegt 
traditionell darin, wissenschaftliches 
Denken und Arbeiten zu schulen, 
grundlegendes und spezialisiertes Fach-
wissen zu vermitteln und dabei die Stu-

dierenden zu konstruktiv-kritischen, gesellschaftlich engagierten Persön-
lichkeiten zu entwickeln. Durch Vorlesungen und Seminare fachlich-me-
thodisch geschult sollen Absolventen dabei auch auf hochqualifizierte 
Tätigkeiten in Berufsfeldern, die für ihre jeweilige Fachdisziplin relevant 
sind, vorbereitet werden.  

Diese traditionelle Distanz des Studiums zu den Anforderungen des 
Arbeitsmarktes wird vor allem durch zwei Entwicklungen zunehmend in 
Frage gestellt. Das Studium an einer Hochschule hat sich erstens zur 
wichtigsten Qualifikationsform für den Arbeitsmarkt entwickelt. Mehr als 
die Hälfte eines Schuljahrgangs zieht es an die Hochschulen: Rund 
500.000 junge Menschen werden sich 2016 an deutschen Hochschulen 
einschreiben, um sich mit einem Studium auf ihre Berufstätigkeit vorzu-
bereiten. Diese Funktion erfüllt ein Studium aus der Sicht vieler Studie-
render aber nur unzureichend: Beschäftigungsfähigkeit und Praxisbezug 
des Studiums wird von vielen Studierenden durch alle Fächer hindurch 
als ungenügend bewertet. Arbeitgeber beklagen, dass das deutsche Bil-
dungssystem insgesamt betrachtet zu viel theoretisches und zu wenig be-
rufspraktisches Wissen vermittelt (DIHK 2015: 9; 15, BDA 2017: 47f). 
Die steigenden Studierendenzahlen werden teilweise als Akademiker-
schwemme bezeichnet, auch wenn neue Studien kein rückläufiges Inte-
resse der Wirtschaft an Studierenden belegen (Konegen-Grenier/Winde 
2017: 72–77). 

Zweitens ist unklar, inwieweit das bisherige Bildungskonzept der 
Hochschulen als Vorbereitung auf eine neue, in allen Bereichen digitali-
sierte Arbeitswelt trägt. Die Studienanfänger des Jahres 2016 werden 

Mathias Winde 
Berlin 
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zwischen 2020 und 2025 ihre erste Stelle antreten und bis etwa 2060 im 
Arbeitsmarkt verbleiben. Durch künstliche Intelligenz, Automatisierung 
und Digitalisierung werden alle Berufsfelder und alle Tätigkeitsstufen in 
diesem Zeitraum einer rasanten Änderung unterworfen werden. Muss 
sich das Studium in Form und Inhalt ändern, um auf die zukünftige Ar-
beitswelt vorzubereiten? Wenn ja, in welcher Form?  

Der folgende Artikel beschreibt zunächst die Charakteristika der Ar-
beitswelt 4.0 in Bezug auf Akademiker, führt anschließend Konsequen-
zen für die Hochschulbildung aus und stellt abschließend mögliche orga-
nisatorische Entwicklungsmöglichkeiten für Hochschulen vor. Er beruht 
auf einer Unternehmensbefragung zur Arbeitswelt 4.0 und den darauf 
aufbauenden Analysen, die den Schwerpunkt des Hochschul-Bildungs-
Reports 2016 bildeten (Stifterverband 2016).  
 

1.  Charakteristika einer Arbeitswelt 4.0 
 
Ein starkes Plädoyer dafür, dass Hochschulbildung neu interpretiert wer-
den sollte, kommt von den Unternehmen. Sie gehen davon aus, dass die 
Arbeitswelt der Zukunft von neuen Produkten und Dienstleistungen ge-
trieben wird, die mithilfe neuer, digitalisierter Produktionsverfahren 
und -technologien hergestellt werden (BDI 2015: 17–21). Für die neuen 
Produkte und Dienstleistungen benötigen die Unternehmen das entspre-
chende Wissen: 84 Prozent der Firmen geben an, dass Forschung in ih-
rem Unternehmen wichtiger werden wird. 58 Prozent stimmen (eher) zu, 
dass sie intensiver mit Hochschulen zusammenarbeiten werden (Stifter-
verband 2016: 8). Studierende können sich nach dieser Befragung darauf 
einstellen, dass Unternehmen in Zukunft einen größeren Wert auf über-
fachliche Kompetenzen und einen geringeren Wert auf fachliches Grund-
lagenwissen legen werden. Praxiswissen, Fremdsprachen- und Digital-
kenntnisse werden deutlich wichtiger.  

Die Technisierung der Arbeitswelt ist kein neues Phänomen. Neu ist 
aber, dass sie sich nicht mehr nur ganz überwiegend auf manuelle Tätig-
keiten auswirkt, sondern dass sie sich auf den gesamten Bereich der ana-
lytisch-intellektuellen Arbeit erstreckt (BMAS 2015, BMWi 2014). Sechs 
Haupttrends charakterisieren diese Entwicklung:  

1. Hochschulabsolventen des Jahres 2020 werden in eine Arbeitswelt 
einsteigen, in der akademische Routinetätigkeiten nach und nach digi-
talisiert werden. Etwa ein Viertel der Tätigkeiten von Akademikern 
lassen sich durch Computerleistung ersetzen. Ein großer Teil der aka-
demischen Tätigkeiten wird darüber hinaus in Zukunft digital unter-
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stützt; die Mensch-Maschine-Interaktion nimmt zu (Frey/Osborne 
2013). Dies gilt nicht nur für industrienahe Berufe wie Ingenieure o-
der Naturwissenschaftler, sondern auch für Berufe wie Richter, Jour-
nalist, Lehrer oder Personaler.  

2. Die Arbeitswelt der Zukunft wird in nahezu allen Berufsfeldern durch 
die digitale Sammlung, Analyse, Aufbereitung, automatische Ver-
knüpfung und Bereitstellung von Daten unterstützt werden. Akademi-
sche Tätigkeiten werden sich hin zu Konzeption, Kontrolle und Be-
wertung von automatisierten Analysen verlagern. Für den Arbeitneh-
mer werden Fähigkeiten wie Selbstorganisation, kreatives Nachden-
ken und Arbeiten, (komplexe) grundlegende Problemlösung und das 
kritische Hinterfragen und Bewerten von Informationen wichtiger. 
Digitale Fähigkeiten, statistische Kompetenzen und der Umgang mit 
der digitalen Analyse großer Datenmengen sowie die kritische Beur-
teilung der Ergebnisse werden über alle Berufsgruppen hinweg neue 
Querschnittskompetenzen in der Arbeitswelt 4.0, das gilt auch für die 
Produktionsbereiche in der Industrie (Spath 2013: 123). 

3. Durch den Wegfall von Routinetätigkeiten und die zunehmende Digi-
talisierung der gesamten Arbeitswelt werden die Tätigkeiten komple-
xer und das Niveau steigt: Forschungsbasierte Tätigkeiten durchdrin-
gen die Arbeitswelt und akademische Qualifikationen werden immer 
häufiger benötigt (Wolter et al. 2015: 48); neue, digitalisierte Berufs-
bilder entstehen.  

4. Big Data bietet großes Potenzial für Forschung und Erkenntnisprozes-
se: Theorien lassen sich schneller datengestützt überprüfen, große Da-
tenmengen ermöglichen durch neuartige Verknüpfungen neue Hypo-
thesen und Denkmodelle. Durch die Digitalisierung hat die Erhebung 
und Analyse von Daten im privatwirtschaftlichen Bereich einen enor-
men Zuwachs erfahren und Akademiker außerhalb von Wissen-
schaftseinrichtungen werden zunehmend forschungs-/datenbasiert ar-
beiten. Für Hochschulen und Forschungseinrichtungen werden diese 
privaten Partner immer wichtiger: Schon heute gewinnen Kooperatio-
nen an Bedeutung, bei denen Unternehmen Wissenschaftseinrichtun-
gen den Zugang zu forschungsrelevanten Datensätzen zur Verfügung 
stellen. Das Aufweichen institutioneller Grenzen in Forschung und 
Entwicklung bietet große Chancen für die Wissensgenerierung.  

5. Für die Ausbildung bedeuten diese Entwicklungen, dass beruflich 
Qualifizierte mehr akademische Qualifikationen und Akademiker 
mehr anwendungsorientiertes Wissen benötigen, der Wissenschaftsrat 
hat dazu in zwei ausführlichen Empfehlungen Stellung bezogen (WR 
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2014, 2015). Die Durchlässigkeit zwischen beruflicher und akademi-
scher Bildung wird größer werden und vice versa (BDA/Stifterver-
band/HRK 2015: 2). Für beruflich Qualifizierte wie für akademisch 
Qualifizierte nimmt die Bedeutung von akademischer Weiterbildung 
während der Berufstätigkeit zu.  

6. Die Arbeitnehmer bestimmen ihre Arbeitswelt und ihre Bildungspfa-
de stärker als bisher selbst: Selbständiges und vernetztes kollaborati-
ves Arbeiten gewinnt in und außerhalb von Unternehmen an Bedeu-
tung. Die Generation junger Akademiker wird mit ihren veränderten 
Wertvorstellungen und mit ihrer digitalen Affinität die Arbeitswelt 
verändern (Continental 2014: 10–11). Sie werden ihrerseits zu Chan-
ge Agents für die digitale Arbeit der Zukunft.  

 

2.  Kompetenzen für eine digitalisierte Arbeitswelt  
 
Die Arbeitswelt 4.0 verlangt keine radikale Abkehr von den bisherigen 
Bildungszielen, sondern eher eine Ergänzung und Weiterentwicklung der 
klassischen akademischen Bildungsziele. Die Fachkompetenzen bilden 
weiterhin den Ausgangspunkt für ein umfassendes und stärker praxisori-
entiertes und persönlichkeitsbildendes Studium (Kreulich et al. 2015: 13–
19). Für die Arbeitswelt 4.0 werden der Anwendungsbezug (aufgrund der 
zunehmenden Verzahnung akademischer und beruflicher Kompetenzen) 
sowie die Persönlichkeitsbildung (aufgrund der neuen, kollaborativen 
Formen des Arbeitens) wichtiger als bisher.  

Digitale Kompetenz ist disziplinübergreifend eine neue Querschnitts-
kompetenz, die jedoch in allen Fachbereichen ihre spezifischen Ausprä-
gungen hat. Auch Geisteswissenschaftlern sollte es ermöglicht werden, in 
ihrem Studium Statistikkenntnisse zu erwerben. Es geht dabei nicht nur 
um neue akademische Inhalte, sondern auch um neue Vermittlungsfor-
men, die sich aus der veränderten Wissensproduktion und -verteilung der 
Arbeitswelt ableiten.  

Bereitet die derzeitige Hochschulbildung ausreichend auf diese neue 
Arbeitswelt vor? Und wenn nicht, wie sollte sich die Kompetenzvermitt-
lung an Hochschulen verändern? Eine Befragung von Unternehmen zeigt, 
dass diese eine Neujustierung der Hochschulbildung für sinnvoll ansehen 
(Stifterverband 2016). Nur 7 Prozent der befragten Unternehmen geben 
an, dass Hochschulen Didaktik, Inhalte und Studienaufbau unverändert 
lassen sollten. Besonders viele Unternehmen sehen Veränderungsbedarf 
in der Informatik (59 Prozent der Unternehmen), den Ingenieurwissen-
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schaften (55 Prozent) und den Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissen-
schaften (48 Prozent).  

Besonders bei zwei Punkten sehen Unternehmen Handlungsbedarf: 
bei der Didaktik sowie bei der Möglichkeit, an unterschiedlichen Lernor-
ten zu studieren (siehe Übersicht 1). 70 Prozent stimmen der Aussage 
(stark) zu, dass praktische und theoretische Lerninhalte stärker verknüpft 
werden müssen. 61 Prozent sind der Ansicht, dass Lernen an unterschied-
lichen Lernorten stärker ermöglicht werden muss. Deutliche Zustimmung 
gibt es auch zu einem individuelleren, interaktiven und digital gestützten 
Lehren und Lernen. Dabei gehen die Unternehmen nicht so weit, das Mo-
dell einer Online-Universität zu favorisieren: Sie sind weder in der Mehr-
heit für eine Verringerung von Präsenzveranstaltungen (43 Prozent), noch 
sprechen sie sich für den Ersatz klassischer Vorlesungen durch Online-
Formate aus (28 Prozent).  
 
Übersicht 1: Wissensvermittlung für die Arbeitswelt 4.0 – die Sicht der 
Unternehmen 

Quelle: Stifterverband (2016) 

 
Die Unternehmen wurden auch gefragt, welche Bildungsträger bezie-
hungsweise Lernorte in Bezug auf die Arbeitswelt der Zukunft im Be-
reich der tertiären Bildung wichtiger werden. Das Ergebnis: Besonders 
die beruflichen Lernorte werden nach Ansicht der Befragten für die 
Hochschulbildung wichtiger. Je rund die Hälfte der Unternehmen geben 
an, dass die Bedeutung der Berufs(fach-)schulen und des eigenen Unter-
nehmens als Lernort (signifikant) zunehmen wird. In diesen Aussagen 
spiegelt sich auch der immer höhere Stellenwert wider, den duale Studi-
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engänge für Unternehmen besitzen. Die Mehrzahl der Unternehmen geht 
davon aus, dass auch private Hochschulen einen Bedeutungszuwachs bei 
der Hochschulbildung erfahren werden. Staatliche Hochschulen, die der-
zeit die mit Abstand größte Bedeutung in der Hochschulbildung aufwei-
sen, wird kein weiterer (signifikanter) Bedeutungszuwachs zugetraut. Im 
Gegenteil: Jedes dritte Unternehmen (33 Prozent) geht davon aus, dass 
staatliche Hochschulen an Bedeutung verlieren. 
 

3.  Institutionelle Veränderungsdimensionen für eine 
Hochschulbildung 4.0 

 
Der Lernort Hochschule bleibt für Studierende der Ort zur Vermittlung 
von Fachkulturen. Er bleibt der zentrale Knotenpunkt, der Zeit und Raum 
gibt, die Prägung zum Fach herzustellen und die Identifizierung mit me-
thodischem Denken zu unterstützen. Ein Lernort allein jedoch kann die 
Vermittlung dieser vielfältigen Kompetenzen immer weniger leisten. 
Auch die Ausbildung in einem Stück wird zukünftig immer weniger die 
Antwort auf die neuen Herausforderungen sein.  

Vielmehr entsteht idealerweise durch ein räumliches und zeitliches 
Strecken der Inhalte, also lebenslanges Lernen und eine stärkere Vertei-
lung der Kompetenzvermittlung auf verschiedene Lernorte, ein Lernar-
rangement, das mit der Arbeitswelt der Zukunft mitwächst: Studierende 
werden gut auf ihren Eintritt in diese vorbereitet und Arbeitnehmern wird 
es ermöglicht, ihre Kompetenzen laufend zu erweitern (Dräger et al. 
2014). Um Studium und Arbeitswelt besser zu verknüpfen, sehen sich 
Unternehmen zunehmend als Teil der akademischen Bildung: Die Hälfte 
der Unternehmen sagt, dass die Bedeutung des eigenen Unternehmens als 
Lernort in der Arbeitswelt 4.0 deutlich zunehmen wird. 

Um für die Anforderungen der Arbeitswelt 4.0 das Studium studieren-
den- und arbeitsmarktorientiert weiterzuentwickeln, sollten Universitäten 
und Fachhochschulen vier Veränderungsdimensionen der Lehre und des 
Lernens in den Blick nehmen: 

1. Individuelle Dimension: Studiengänge sollten individueller werden, 
indem Wahlmöglichkeiten erhöht und unterschiedliche Schwerpunkt-
setzungen ermöglicht werden. Studierenden sollten spezifische Bil-
dungspfade eröffnet werden. Dieser größere Wahlbereich steht auf 
dem Fundament einer fokussierten fachlichen Grundlagenausbildung. 
Damit können Hochschulen auch der stärkeren Heterogenität der Stu-
dierenden gerecht werden: Der Vielfalt der Studierendenschaft sollte 
mit einer Vielfalt der Studienmodule begegnet werden. Bereits heute 
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bieten Hochschulen individualisierte Studienmodelle an, beispielswei-
se die Leuphana das Studium individuale oder die Universität des 
Saarlandes den Bachelor plus MINT. Die Individualisierung des Stu-
diums macht es nötig, vor, während und nach dem Studium kontinu-
ierlich zu beraten. Kompetenzcoaching sollte ein wesentlicher Be-
standteil der Konfiguration zukünftiger Studienangebote sein. Eine 
gute Möglichkeit, die individuelle Kompetenzentwicklung nachzuhal-
ten, sind Kompetenzportfolios, die bereits an einigen Hochschulen er-
folgreich eingeführt wurden.  

2. Räumliche/institutionelle Dimension: Hochschulen sollten stärker die 
Chancen von Kooperationen nutzen. Nicht mehr alle Inhalte müssen 
von der Hochschule vermittelt werden, an welcher der Studierende 
eingeschrieben ist. Unternehmen können ergänzende praxisorientierte 
Lernorte sein, wenn die Praxisphase in das Curriculum sinnvoll einge-
bettet ist (HRK 2014: 68ff.; Meyer-Guckel e.a. 2015: 99–104). Ande-
re Hochschulen können das eigene Repertoire ebenfalls sinnvoll er-
gänzen und erweitern. Als Partnerinstitutionen bieten sich andere 
Hochschulen vor Ort an, insbesondere auch Hochschulen anderen 
Typs. Ein großes Potenzial liegt darüber hinaus in Kooperationen mit 
ausländischen Hochschulen und mit Online-Hochschulen. Beispiele 
für Lernortdifferenzierungen sind neben den dualen Studiengängen 
auch die Kooperationsstudiengänge der Universität und der Hoch-
schule Jena oder die Kooperationsstrategie Innovative LernOrte der 
Ostbayerischen Technischen Hochschule Amberg-Weiden.  

3. Didaktische Dimension: Es ist notwendig, die Didaktik an Hochschu-
len durch digital gestütztes und forschendes Lehren und Lernen wei-
terzuentwickeln. Bereits durch die Bologna-Reform wurde eine di-
daktische Kehrtwende hin zur Kompetenzorientierung eingeleitet: 
Statt der Vermittlung von Faktenwissen steht die Handlungsfähigkeit 
im Vordergrund. Die Digitalisierung hat das Potenzial, die Lehre wei-
ter vom konsumierenden hin zum aktiven und kreierenden Lernen zu 
verschieben. Gut eingesetzt bieten beispielsweise Blended-Learning-
Formate einen viel höheren Kompetenzerwerb als einfache Videos 
(vergleiche zu unterschiedlichen digitalisierten Lernszenarien Hoch-
schulforum Digitalisierung 2016a: 61ff.). Derzeit fehlt es allerdings 
noch an solchen aktivierenden digitalen Formaten. Darüber hinaus er-
lebt das forschende Lernen, bei dem Studierende alle Phasen eines 
Forschungsprozesses miterleben und -gestalten können (Rueß et al. 
2013), zu Recht eine Renaissance.  
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4. Zeitliche Dimension: Durch Digitalisierung werden sich berufliche 
Anforderungsprofile schneller und umfassender verändern als bisher. 
Akademische Wissensbestände sind nicht nur leichter verfügbar als 
bisher, sie sind auch einem rasanten Veralterungsprozess unterworfen. 
Lebenslanges akademisches Lernen sollte zukünftig durch ein deut-
lich größeres Angebot an berufsbegleitenden und digitalisierten Stu-
diengängen ermöglicht werden (Hochschulforum Digitalisierung 
2016b: 18). 

 

4.  Fazit 
 
Hochschulen stehen in den kommenden Jahren vor der Herausforderung, 
ihren Studierenden fachliche, berufsorientierte und persönlichkeitsbilden-
de Kompetenzen zu vermitteln. Das für Hochschulen besonders Heraus-
fordernde ist dabei, dass alle drei Kompetenzbereiche für jedes Fach neu 
durchdacht werden müssen. In allen Kompetenzbereichen spielen digitale 
Fähigkeiten als Querschnittskompetenzen in Zukunft eine entscheidende 
Rolle. Neben den Hochschulen sind Unternehmen und andere Bildungs-
partner aufgefordert, in Zukunft eine größere Verantwortung für Hoch-
schulbildung zu übernehmen und zusammen mit Hochschulen Lehr-/ 
Lernnetzwerke aufzubauen.  
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(Aus)Bildungsvoraussetzungen digitalisierter 
Arbeit 
 

 
 
 

Digitalisierung treibt zwei zentrale Ent-
wicklungen voran: Informatisierung 
und Automatisierung. Bezeichnet letz-
tere vor allem die automatisierte Ge-
winnung und Auswertung von Daten, so 
markiert Informatisierung „die Transfor-
mation von Informationen in ein Pro-
dukt“ (Schilcher/Dieckamm 2014: 5). 

Eng damit verbunden attestieren Gesellschaftsbeschreibungen unter dem 
Begriff der Wissensgesellschaft dem Wissen massive Bedeutungssteige-
rungen, indem das Wissen dominant neben die traditionellen Produkti-
onsfaktoren Arbeit, Betriebsmittel und Werkstoffe trete. Dabei wiederum 
spielt das wissenschaftliche Wissen eine besondere Rolle: Es ist das Wis-
sen mit dem zugleich jeweils höchsten Gewissheitsgrad und der höchsten 
Risikobehaftung. (Vgl. z.B. Kocyba 2004; Stichweh 2006; Willke 2002) 

Wissensgesellschaftliche Entwicklungen und digitale Medien treiben 
sich wechselseitig voran. Dabei findet zum einen die Diffusion wissen-
schaftlichen Wissens in sämtliche gesellschaftlichen Bereiche vor allem 
durch die Hochschulen statt: Vorrangig aus ihnen gehen, in Gestalt der 
Studienabsolventen/-absolventinnen, die prägenden Akteure künftiger 
Entwicklungen hervor. Zum anderen treffen diese Agenten der Wissens-
diffusion auf eine zunehmend digitalisierte Arbeitswelt, die in technischer 
Hinsicht an einer Wissensfront agiert, die zwar auch von den Hochschu-
len als Forschungseinrichtungen mitbestimmt wird, deren meisten Absol-
venten bislang davon aber unberührt bleiben, da sie nicht den einschlägi-
gen Fächern angehören.  

In den ‚nichteinschlägigen‘ Fächern hingegen werden heute digitali-
sierungsfokussierte Studieninhalte zum großen Teil in gesonderte Studi-
engänge ausgelagert, etwa „Online-Kommunikation“, „Digital Business“ 
oder „Digitale Geistes- und Sozialwissenschaften“.1 Hier besteht die Ge-
fahr, digitale Entwicklung lediglich als neuen Gegenstandsbereich zu be-
greifen, der sich mittels vertrauter Schemata deuten und bearbeiten lässt. 

                                                           
1 http://www.hochschulkompass.de (10.4.2016) 

Sebastian Schneider 
Halle‐Wittenberg 
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Abgeblendet wird dabei der Umstand, dass es sich um eine mediale Re-
volution handelt: Die vertrauten Medien werden dabei zwar nicht abge-
löst, aber durch strukturelle und kulturelle Anpassungen der Gesellschaft 
rekonfiguriert. Die Verankerung des Gebrauchs neuer Medien und ihre 
Einordnung in die bisherigen Verarbeitungsformen werden nicht zuletzt 
durch die Praxis, insbesondere durch Innovateure geleistet. (Vgl. Baecker 
2015) 

Das Problem, das sich aus dieser Anordnung von Digitalisierung der 
Arbeitswelt, deren qualifikatorischen Anforderungen und daraus sich er-
gebenden Notwendigkeiten für die Entwicklung der Hochschulbildung 
ergibt, baut zunächst auf einem sehr praktischen Problem auf: Digitalisie-
rungsprozesse werden nahezu alle künftigen Berufsentwicklungen beglei-
ten und häufig bestimmen. Die qualifikatorische Vorbereitung darauf 
wird demzufolge wesentlich über die Bewältigung beruflicher Anforde-
rungen entscheiden. Analytisch reformuliert heißt das: (a) Hochschulbil-
dung produziert individuell Karrierechancen und systemisch wesentliche 
Ressourcen künftiger Wohlstandsentwicklung und Lebensqualität. (b) 
Daher sind die Zusammenhänge wissensgesellschaftlicher Entwicklungen 
und der Digitalisierung der Arbeitswelt aufzuklären, um deren operative 
Integration im Alltag der Hochschulbildung fundieren zu können.  

Insofern muss der Blick gleichsam von der Zukunft in die Gegenwart 
gerichtet werden: Wahrscheinliche Veränderungen der Arbeitswelt durch 
Digitalisierung sind der Ausgangspunkt, um die gegenwärtige Hoch-
schulbildung auf Veränderungsnotwendigkeiten hin bewerten zu können. 
Denn die in der einschlägigen Debatte tendenzierten Entwicklungsper-
spektiven digitalisierter Arbeit und möglichen Qualifikationsanforderun-
gen sind von einer Vielzahl von Zielkonflikten geprägt und stoßen dabei 
vielfach auch an Grenzen des Qualifikationswandels. Diese Zusammen-
hänge sollen im Folgenden in Hinblick auf (Aus)Bildungdvoraussetzun-
gen digitalisierter Arbeit konkretisiert werden.  
 

1.  Digitalisierungsbedingte Veränderungen der Arbeitswelt 
 
Sollen Zukunftsherausforderungen beschrieben werden, begibt man sich 
in den Bereich der Prognostik. Jede Trendabschätzung für die Zukunft ist 
mit Prognoseunsicherheiten behaftet. Diese ergeben sich daraus, dass 
Prognosen in einer prinzipiell unaufhebbaren Situation unvollständiger 
Information zu generieren sind: Weder sind alle Wirkungszusammenhän-
ge der Gegenwart bekannt, noch lassen sich alle für den Prognosegegen-
stand relevanten Ereignisse der Zukunft voraussehen. Sporadisch oder er-
ratisch eintretende Einzelereignisse sind kaum vorherzusagen. Es gibt 
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kein mechanisches Ableitungsverhältnis von der Entfaltung bestimmter 
Bedingungen zu einer bestimmten Trenddurchsetzung. Irrtümer in der 
Beschreibung, wie sich Rahmenbedingungen entwickeln werden, können 
nicht ausgeschlossen werden.  

In Rechnung zu stellen ist, dass insbesondere quantitative Prognosen 
systematisch unzutreffend sind. Das heißt, sie werden praktisch immer 
durch die Realentwicklungen dementiert: Die prognostizierten Werte 
werden entweder unter- oder überschritten. Das spricht nicht gegen die 
Prognosen. Es ist vielmehr Ausdruck der Dynamik sozialer Entwicklun-
gen, und es ist häufig die Folge von Aktivitäten, die ohne die Prognosen 
nicht unternommen worden wären. 

Fragt man nun nach den möglichen und denkbaren Wandlungstenden-
zen und Gestaltungsmöglichkeiten der Arbeitswelt im Kontext von Digi-
talisierung, so lassen sich zunächst drei zentrale Dimensionen des Wan-
dels herausstellen (vgl. Hirsch-Kreinsen 2014a: 13):  

 die unmittelbare Mensch-Maschine-Interaktion und die damit zu-
sammenhängenden Qualifikationsanforderungen, 

 die Aufgaben und Tätigkeitstrukturen der im System Beschäftigten 
sowie 

 die Arbeitsorganisation als arbeitsteilige Strukturierung von Aufgaben 
und Tätigkeiten in horizontaler und hierarchischer Hinsicht sowie die 
damit verbundene Gestaltung von Kooperation und Kommunikation 
zwischen den im und am System Beschäftigten. 

Ein Blick in die zentralen industriegeschichtlichen Entwicklungen – also 
die Industriellen Revolutionen – zeigt allerdings, dass auch vorangegan-
gene Veränderungen in der Arbeitswelt nicht allein auf die Erfindung und 
Implementierung neuer Antriebstechniken oder Fertigungstechnologien 
beschränkt blieben. Sie hatten ebenso Auswirkungen auf des gesamte 
Produktions- und Beschäftigungssystem – Technik, Arbeitskräfte, Quali-
fikationen, Organisationsformen – und die sozialen Verhältnisse. Aus in-
dustriesoziologischer Perspektive ist durchaus zu hinterfragen, was die 
Veränderungen durch Digitalisierungsprozesse in der Arbeitswelt von vo-
rangegangenen Veränderungen tatsächlich unterscheidet.  

In Abgrenzung zum Paradigmenwechsel der dritten industriellen Re-
volution, welcher insbesondere durch den Einsatz von Elektronik und In-
formationstechnologie zur Automatisierung der Produktion gekennzeich-
net war, wird Arbeiten 4.0 vernetzter, digitaler und flexibler sein (nach-
folgend auch: I4.0). Wie die zukünftige Arbeitswelt im einzelnen ausse-
hen wird, ist allerdings offen. In jedem Falle steht die Digitalisierung für 
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eine neue Stufe der Organisation und Steuerung der gesamten Arbeits-
welt. Dies wird insbesondere an folgenden Entwicklungen deutlich: 

 Dynamisierung der Entwicklungslinien der dritten industriellen Revo-
lution: So verlaufen Automatisierungsschritte disruptiver und risikorei-
cher. Neu erschlossenes technisches Potentenzial ermöglicht, verstärkt 
und beschleunigt bereits im Gang befindliche Entwicklungen und macht 
diese so zum Teil erst real wirksam. 

 Es geht nicht um die Einführung einer neuen Technologie verbunden 
mit einer Anpassung von Arbeitssystemen, sondern um eine Vielzahl 
neuer Technologien und Anwendungsformen – Internet der Dinge/Ver-
netzung, Big Data/Speicherung, Robotics. Basis ist die Verfügbarkeit al-
ler relevanten Informationen in Echtzeit durch Vernetzung. (Vgl. BMWi 
2014; BMAS 2015; Spath 2013) 

 Die Verknüpfung der realen und der digitalen Welt erzeugt neue Ver-
bindungen von Menschen, Objekten und Systemen, etwa als Prosumen-
ten. Durch diese Verbindungen entstehen dynamische, echtzeitoptimierte 
und selbstorganisierende Netzwerke. (Vgl. ebd.) 

Im Kontext von Industrie und Arbeiten 4.0 wird die traditionelle Sicht auf 
den Dualismus zwischen Technik und nichttechnischen resp. sozialen 
Elementen verlassen. Hervorgehoben wird stattdessen der wechselseitige 
Zusammenhang sowie die Verknüpfung von autonomer bzw. teilautono-
mer Technik einerseits und menschlichem Handeln anderseits – bis da-
hin, dass der Technik die Rolle eines handlungsfähigen Akteurs zuge-
schrieben wird. Daher wird aus analytisch-konzeptioneller Sicht von hyb-
riden, nämlich sozio-technischen Systemen gesprochen. In diese spielt 
sich das Aufgaben- und Handlungsverhältnis zwischen Technik und 
Mensch in spezifischer Weise stets erneut ein. (Hirsch-Kreinsen 2014a: 
11; Rammert 2003: 295ff.) 

Hybride Systeme sind durch folgende Merkmale gekennzeichnet: (a) 
Parallelität statt Sequentialität in der Problembearbeitung; (b) Selbstorga-
nisation in einem vorgegebenen Rahmen statt hierarchischer Vorstruktu-
rierung; (c) lockere Kopplung der integrierten Elemente statt fester Ver-
zahnung der Ablaufschritte; (d) situative Verteilung von Aktivitäten auf 
Handeln, Technik und Programme; (e) menschliches Handeln und inter-
aktivitätsgesteuerte Mensch-Maschine-Umwelt-Beziehungen statt Pro-
grammierung durch feste Parameter (Rammert 2003: 307f.). Erst ein der-
artiger analytischer Zugriff auf das Gesamtsystem von Produktion und 
Beschäftigung erlaubt hinreichend begründete Aussagen über Konse-
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quenzen und Gestaltungsmöglichkeiten für Arbeit im Zuge von Digitali-
sierungsprozessen. 

Welche künftigen Veränderungsdynamiken sind aber nun zu erwar-
ten? Entwicklungsprognosen in diesem Kontext haben in hohem Maße 
hypothetischen Charakter und basieren methodisch in der Regel auf aller-
ersten empirischen Evidenzen. Aussagen über Technologie, Arbeitsorga-
nisation und damit verbundene Entwicklungspfade können bisher in gro-
ßen Teilen nicht eindeutig getroffen werden. Erste Ergebnisse empiri-
scher Untersuchungen verweisen jedenfalls auf differenzierte Entwick-
lungen – das macht szenarienabhängige Einschätzungen erforderlich 
(Spath et al. 2015: 116). In der wissenschaftlichen Diskussion herrschen 
insbesondere diametrale Szenarien vor, und zwar für die Ebenen der Ar-
beitsorganisation, der Arbeitsteilung zwischen Mensch und Maschine so-
wie im Hinblick auf Beschäftigungseffekte: 

 Ausgangspunkt sind zunächst die unmittelbaren Mensch-Maschine-
Interaktionen und die damit zusammenhängenden Qualifikationsanforde-
rungen an die Beschäftigten. Als zentrale Herausforderung der Arbeitsge-
staltung erweist sich hier die Frage, inwieweit die Beschäftigten über-
haupt befähigt sind, den besonderen Anforderungen einer digitalen Ar-
beitswelt gerecht zu werden. Denn es kann davon ausgegangen werden, 
dass automatisierte Prozesse in Folge ihrer wachsenden Komplexität und 
ihren inhärenten Unberechenbarkeiten Grenzen ihrer Beherrschbarkeit 
aufweisen. (Hirsch-Kreinsen 2014a: 13ff., 2014b: 2) In diesem Zusam-
menhang lassen sich zwei zentrale Szenarien gegenüberstellen: das sog. 
Werkzeug- oder Spezialisierungsszenario (Expertensysteme für qualifi-
zierte Fachkräfte) und ein Automatisierungsszenario (Einschränkung der 
Autonomie von Fachkräften) (Windelband/Spöttl 2012: 217). 

 Einschätzungen zur künftigen Gestaltung der Aufgaben und Tätig-
keitsstrukturen der unmittelbar am System Beschäftigten bewegen sich 
ebenfalls überwiegend zwischen zwei Polen. Dabei verweisen Ergebnisse 
verschiedener sozialwissenschaftlicher Untersuchungen, insbesondere 
über Automatisierungsarbeit und Arbeit an autonomen Produktionssyste-
men, auf differenzierte Entwicklungen.2 Auf der einen Seite wird eine 
Dequalifizierung und Teilsubstituierung von Tätigkeitsinhalten bei Ar-
beitsplätzen mit niedrigen Qualifikationsanforderungen und für die bishe-
rige Facharbeiterebene befürchtet. Auf der anderen Seite wird eine Quali-
fikationsaufwertung und Tätigkeitsanreicherung erwartet, maßgeblich 

                                                           
2 siehe dazu bspw. Abel et al. (2005), Ittermann (2009), Kinkel et al. (2008) und Spath et al. 
(2013) 
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durch vernetztere und komplexere Arbeitsprozesse. Diese werden insbe-
sondere im Bereich der Überschneidung technischer, organisatorischer 
und sozialer Handlungsfelder erwartet. (Hirsch-Kreinsen 2014a: 16ff., 
2014b: 2) 

 An diese Szenarien schließt sich unmittelbar die Frage nach den lang-
fristigen Beschäftigungseffekten an. Während Studien insbesondere aus 
dem angelsächsischen Raum auf erhebliche Rationalisierungspotenziale 
im Sinne einer zukünftigen Substitution von menschlicher Arbeit durch 
Digitalisierung verweisen (vgl. Frey/Osborne 2013: 38), scheint die über-
wiegende Mehrheit der Industrieunternehmen davon auszugehen, dass die 
menschliche Arbeit zumindest in der industriellen Produktion bedeutsam 
bleiben werde (vgl. Spath et al. 2013: 46f.). 

Die Befunde verweisen auf unterschiedliche Gestaltungsalternativen in 
der Arbeitsorganisation, d.h. hinsichtlich der arbeitsteiligen Strukturie-
rung von Aufgaben und Tätigkeiten in horizontaler und hierarchischer 
Hinsicht sowie der damit verbundenen Gestaltung von Kooperation und 
Kommunikation zwischen den im und am System Beschäftigten. Dabei 
lassen sich ebenfalls zwei divergierende Typen bzw. Muster der zukünfti-
gen Arbeitsorganisation herausstellen:  

 Das erste Szenario beruht auf einem polarisierten Gestaltungsmuster, 
d.h. qualifizierte Experten mit hohem Handlungsspielräumen auf dis-
positiver und einfachen angelernten Tätigkeiten auf operativer Ebene 
(polarisierte Organisation).  

 Das zweite Szenario geht von qualifiziertem Personal mit hohen Au-
tonomiespielräumen auf der dispositiven und der operativen Ebene 
aus – metaphorisch als Schwarm-Organisation (vgl. Neef/Burmeister 
2005) bezeichnet.  

Jedoch ist davon auszugehen, dass die Realität vielschichtiger sein wird. 
Je nach konkreten Anwendungsbedingungen, Systemfunktionen und be-
trieblichen Strukturbedingungen werden sich verschiedene Muster der 
Arbeitsorganisation einspielen. (Hirsch-Kreinsen 2014a: 23ff.) 
 

2.  Qualifikationsrelevante Dimensionen 
 

Änderungen im Bereich der Arbeitsmittel, -gegenstände oder -organisa-
tion führen oftmals zu veränderten Qualifikationsbedarfen. Entsprechend 
der Ungewissheit künftiger Digitalisierungsentwicklungen sind aber auch 
die Aussagen über konkrete Folgen für Qualifizierungsanforderungen 
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nicht eindeutig. Neben grundsätzlichen branchenspezifischen Unterschie-
den ist davon auszugehen, dass es szenarienabhängig divergierende Be-
darfe geben wird (vgl. Hirsch-Kreinsen 2015: 15ff.).  

Indikatoren für entstehende Qualifizierungsbedarfe sind der Komple-
xitätsgrad der Veränderungen, der Beteiligungsgrad der im System Be-
schäftigten am Gestaltungsprozess sowie der Veränderungsgrad der Ar-
beitsmittel, -gegenstände und -organisation (vgl. Pfeiffer 2015: 26). Das 
Gros der in der Literatur dargestellten Qualifizierungsanforderungen geht 
daher zunächst bewusst von eher technologisch zu beschreibenden Facet-
ten von Industrie und Arbeiten 4.0 aus.  

Diese analytische Perspektive soll allerdings nicht implizieren, dass 
sich Qualifikationsanforderungen durch Digitalisierungsprozesse generell 
oder allein von Technologien ableiten lassen. Die bisherigen Konzepte 
von Qualifikationsanforderungen im Zuge von Digitalisierungsprozessen, 
bestimmt durch Automatisierung und Informatisierung von Arbeit, ver-
führen zu einseitigen Deutungen: mit zunehmender Digitalisierung der 
Arbeitsumgebungen würde die Bedeutung körper- und erfahrungsgebun-
dener Formen des Wissens und Handelns abnehmen (Pfeiffer/Suphan 
2015: 14). Hier erscheint eine konzeptionelle Erweiterung notwendig. 
Denn es muss davon ausgegangen werden, dass mit fortschreitender Digi-
talisierung den Beschäftigten vornehmlich alltägliches Bewältigen von 
Komplexität, souveränes Umgehen mit Unwägbarkeiten und richtiges 
Handeln in nicht planbaren Situationen abverlangt werden.  

Neben den formalen Qualifizierungsanforderungen, die sich im enge-
ren Sinne im Zusammenhang mit den technischen Veränderungsphäno-
menen ergeben, erfordert eine zunehmend digitalisierte Arbeitswelt also 
das Einbringen von Erfahrung und lebendigem Arbeitsvermögen. Auch 
spielen sogenannte querliegende Kompetenzanforderungen eine immer 
wichtigere Rolle. Aus der arbeits- und industriesoziologische Perspektive 
lassen sich dazu folgende Ansätze und Befunde benennen: 

 neue Handlungs- und Autonomiespielräume in wissensintensiven Ar-
beitsbereichen, steigende individuelle Anforderungen in Folge eines 
anwachsenden Unsicherheitspotenzials und hoher Flexibilitätserfor-
dernisse (vgl. Abel et al. 2005; Ittermann 2009); 

 Unverzichtbarkeit von Handlungsweisen, die durch Intuition und Ge-
spür geleitet werden, gerade im Umgang mit komplexen Anlagen 
(Böhle et al. 2009); 

 hohe Bedeutung subjektiver Qualifikationselemente wie Erfahrungs-
wissen im Kontext fortschreitender Automatisierung von Produkti-
onsprozessen (Hirsch-Kreinsen 2015); 
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 alltägliches Bewältigen von Komplexität, souveränes Umgehen mit 
Unwägbarkeiten und richtiges Handeln in nicht planbaren Situationen 
(Pfeiffer/Suphan 2015). 

Konzeptionell bieten „Subjektivierendes Arbeitshandeln“ (vgl. Böhle et 
al. 2009) und das Konzept des „lebendigen Arbeitsvermögens“ (vgl. 
Pfeiffer 2004) den größten Kontrast zu formalen Qualifizierungsanforde-
rungen. Beide Ansätze verfügen über eine langjährige empirische Basis.3 
Subjektivierendes Arbeitshandeln ist ein zentrales Merkmal von Arbeits-
vermögen (vgl. Pfeiffer 2003). Arbeitsvermögen  

„bildet die subjektive, habituelle, leibliche Seite der Arbeit, umfasst Erfah-
rungs- und inkorporierte Wissensbestände unterhalb der Ebene formaler Zer-
tifikate und generiert so arbeitsbezogene Handlungsfähigkeit, die es erlaubt, 
individuelle Befähigung in den Arbeitsprozess hinein zu vermitteln“ (Prom-
berger et al. 2008: 74).  

Die wichtigsten Charakteristika subjektivierenden Handelns und Wissens 
sind eine ganzheitliche Wahrnehmung, exploratives und dialogisches 
Vorgehen, Intuition und Gespür sowie eine empathische Beziehung (vgl. 
Böhle et al. 2009). Schlussfolgernd lässt sich formulieren:  

 Angesichts immer schneller aufeinander folgender Veränderungen 
sind bzw. werden nichtfachliche Inhalte entscheidender als bisher – ver-
stärkt sind soziale Kompetenzen gefordert. Querliegende Kompetenzan-
forderungen als Teil einer modernen Beruflichkeit brauchen dabei die 
Dualität der Lernorte. Die eigentliche Zielgruppe für Qualifikationspro-
zesse sind allerdings zunächst nicht die Beschäftigten, sondern deren 
Führungskräfte. 

 In künftigen Arbeitsbiografien sind jeweils zwei bis drei Medienrevo-
lutionen bzw. vergleichbare Anpassungen erwartbar. Deren Charakter 
und spezifische Bedarfe können aber nur stark begrenzt prognostiziert 
werden. Der Anspruch der Vorbereitung auf die zukünftige Arbeitswelt 
durch (Aus-)Bildung einerseits und mehrere erwartbare Medienrevolutio-
nen in individuellen Arbeitsbiografien andererseits stehen somit in einem 
Missverhältnis. 

 

3.  Grenzen des Qualifikationswandels 
 
Die aktuelle Situation an den deutschen Hochschulen ist geprägt durch 
den Dualismus von fachlich grundbildenden und – oftmals schon auf dem 
                                                           
3 siehe dazu auch „Subjektivierung von Arbeit“ in der arbeitssoziologischen Debatte bspw. 
bei Kleemann (2012) und Kleemann/Matuschek/Voß (2003) 
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Bachelorniveau – enger spezialisierten Studiengängen. Bisher existiert 
nur ein limitiertes Angebot an stärker interdisziplinär angelegten Studien-
gängen, dessen Ausbau zwar gefordert wird (vgl. Die Länder/BA 2014), 
aber vor 2020 wohl nicht zu erwarten ist (vgl. BMBF 2013). Mit der Bo-
logna-Reform hat die Kritik seitens des Beschäftigungssystems an der 
deutschen Hochschulbildungslandschaft eine bemerkenswerte Wende 
vollzogen: Monierte man an den alten Studiengängen die Praxisferne und 
die unzureichende Beschäftigungsfähigkeit ihrer Absolventen, so werden 
die Bachelorprogramme wegen ihrer Nähe zur klassischen Berufsausbil-
dung bemängelt. Entsprechend fehle es den heutigen Studierenden ebenso 
an Hintergrundwissen wie substanziellen Fertigkeiten, über die bloße Re-
produktion von bekannten Lösungsmustern hinaus eigenständige Lösun-
gen zu erarbeiten. Im Hintergrund beider Kritiken steht – so ließe sich 
vermuten – das Idealbild der fruchtbaren, erfolgreichen Abweichung, 
sprich: der Innovation. 

Auch jenseits dieser fundamentalen Kritiken lassen sich mit Blick auf 
die Digitalisierung etliche Defizite der gegenwärtigen Studienangebote 
festhalten. Zunächst muss jedoch festgehalten werden, dass die Hoch-
schulbildung bezüglich der digital literacy, wie auch in anderen Hinsich-
ten, auf den vorgängigen Schulausbildungen aufbaut. Hier wird überwie-
gend gemahnt, dass Deutschland im internationalen Vergleich zurückfalle 
bzw. zurückgefallen sei und auch perspektivisch im Bereich der Medien-
kompetenz im internationalen Vergleich nicht über ein mittleres Leis-
tungsniveau hinauskomme (vgl. ICILS 2013; Eurostat 2015).  

Diese Tendenz setzt sich dann in der hochschulischen Ausbildung 
fort. Sie reichen gegenwärtig nicht zur nachhaltigen I4.0-Kompetenzsi-
cherung aus. So decken die Ausbildungen zu produktionstechnologischen 
Berufen nicht das gesamte, bereits heute für die produktionsnahe I4.0-
Arbeit erforderliche Spektrum an Kenntnissen und Fähigkeiten ab. Eben-
so fehlt – zumindest in der Breite – den Hochschulstudiengängen die für 
konvergierende Technologiefelder notwendige interdisziplinäre Ausrich-
tung. Mittels eines curricularen Rahmens, der sich an Schlüsselqualifika-
tionen, Handlungsorientierung, Kompetenzorientierung und Lernfeldkon-
zept orientiert, könnte – für bestehende Berufsbilder – flexibel auf die 
neuen Anforderungen an eine digitalisierte Arbeitswelt reagiert werden. 
(Vgl. Gebhardt et al. 2015; Spath et al. 2015) 

Mit anderen Worten: Die Digitalisierung der Arbeitswelt erfordert ei-
ne Hochschulbildung, die sowohl zur aktuellen Situation passt als auch 
künftige, heute noch nicht wissbare Digitalisierungsentwicklungen integ-
rieren kann. Dabei kann die Hochschullehre niemals vollständig die Ent-
wicklungen an den Fronten der Digitalisierung mitvollziehen, da dem die 
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Trägheit der Curriculumsentwicklung entgegensteht. Vor allem verschärft 
sich die vertraute Spannung zwischen inhaltlicher und zeitlicher Abge-
schlossenheit des Studiums einerseits und inhaltlicher und zeitlicher Of-
fenheit des Berufslebens andererseits. Die Leistung der Hochschulbil-
dung muss demzufolge eine andere sein: Das Studium muss auf alle be-
ruflichen Herausforderungen vorbereiten, ohne sie jedoch kennen und 
vorwegnehmen zu können. Auch unter Bedingungen digitalisierter Ar-
beitswelt kann dies zunächst unter Anknüpfung an traditionelle Vorstel-
lungen geschehen. 

Hochschulbildung war ihrer Idee nach schon immer die Vorbereitung 
auf die Bewältigung des aktuell noch unbekannten Wissens. Grundlage 
dafür bildet die Vorstellung der prinzipiellen Unabschließbarkeit von Bil-
dung wie von Forschung, mithin die Bereitschaft, sich dauerhaft auf das 
Provisorische einzulassen. Abgesichert wird diese Haltung durch metho-
disches Vorgehen, Fehlerfreundlichkeit und die Organisation sozialer An-
erkennung. Diese wissenschaftliche Haltung dürfte angesichts der wach-
senden Komplexität gesellschaftlicher Prozesse nichts an Relevanz für 
die Hochschulbildung verloren haben, im Gegenteil: In einer digitalisier-
ten Wissensgesellschaft mit gestiegener Hochschulbildungsbeteiligung 
entfaltet diese Haltung deutliche Verallgemeinerungs- und Veralltägli-
chungspotenziale.  

Erkennbar ist dies nicht zuletzt daran, dass Schlagworte wie Emplo-
yability deutliche Parallelen zur wissenschaftlichen Haltung aufweisen – 
wenn auch letztlich Beschäftigungsfähigkeit und nicht Wahrheitsfragen 
den Problemhorizont definieren: 

„Schaut man sich genauer an, welcher Art die Kernkompetenzen sind, die of-
fenbar über die Beschäftigungsfähigkeit entscheiden (kritisches und analyti-
sches Denkvermögen, Argumentationsfähigkeit, Fähigkeit zu selbstständigem 
Arbeiten und Lernen, Problemlösungs- und Entscheidungsfähigkeit, Pla-
nungs-, Koordinations- und Managementfähigkeit, kooperatives Arbeitsver-
halten usw.), so wird deutlich, dass die althergebrachten Humboldtschen Tu-
genden der gegenseitigen Befruchtung von Forschung und Lehre auch aus 
heutiger Sicht erstaunlich aktuell sind. Es überrascht, dass sich die Liste der 
für die Beschäftigungsfähigkeit relevanten Kompetenzen auf weiten Strecken 
mit den Kompetenzen deckt, die die moderne Forschung verlangt. [...] Mit 
anderen Worten: Ausbildung durch Forschung kann für die Ausbildung in 
Fachgebieten auch außerhalb der Forschung wertvolle und nützliche Dienste 
leisten.“ (Bourgeois 2002: 41) 

Im Kontext fortschreitender Digitalisierung gilt es, den gemeinsamen 
Kern zu stärken: den produktiven Umgang mit dem Vorläufigen, eine re-
flektierende Anpassungsfähigkeit an sich verändernde Kontexte – ohne 
jedoch die Distanz zwischen Arbeitswelt und Hochschulbildung einzueb-
nen.  
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Hochschulbildung muss insofern von der beruflichen Praxis getrennt 
bleiben, als von den Hochschulabsolventen wissenschaftliche Urteilsfä-
higkeit erwartet wird, also eben die Befähigung, komplexe Sachverhalte 
methodisch geleitet und kritisch zu analysieren und zu bewerten. Die Dis-
tanz zur Welt der Arbeit ist dabei ein zentrales Merkmal solcher Bildung 
– und zwar um die Befähigung zu erwerben, eben diese Welt der Arbeit 
und andere Lebenssphären erfolgreich zu bewältigen (Teichler 2003: 15). 
Nur so können Hochschulen als wissenschaftliche Bildungseinrichtungen 
ihre wesentliche Kompetenz sichern, nicht für Routinetätigkeiten, son-
dern für berufliche Handlungssituationen auszubilden, die grundsätzlich 
durch Ungewissheit und Deutungsoffenheit gekennzeichnet sind. Das 
Handeln in solchen Situationen aber verträgt keine „ingenieuriale An-
wendung von Wissen“ (Oevermann 2005: 23f.).  

Insgesamt dürfte die berufliche Praxis verstärkt weniger bloße techni-
sche Experten fordern, da im professionellen Handeln in den akademi-
schen Berufen der Anteil nicht-standardisierbarer Komponenten zuneh-
men wird. Zudem muss die Gestaltung von Hochschulstudien davon aus-
gehen, dass sich die Absolventen typischerweise in Normenkonflikten zu 
bewegen haben werden – etwa zwischen Gewinn- und Nachhaltigkeits-
orientierung oder zwischen Kollegialität und Organisationseffektivität. 
Das entsprechende Absolventenbild zeichnet einen Akteur, der in kom-
plexen und riskanten Handlungssystemen, die von gleichfalls komplexen 
wie riskanten Umwelten umgeben sind, folgelastige Entscheidungen tref-
fen muss. Diese Entscheidungen, die nicht nur ihn selbst, sondern auch 
andere berühren, erfordern deshalb Situationsanalysen und Komplexitäts-
reduktionen solcher Art, wie sie auf Grund allein fachlicher Kenntnisse 
nicht vornehmbar sind. (Hechler/Pasternack 2016: 287f.) Gefragt sind 
mithin „Knowledge Workers“ mit erweiterter Wissensorientierung und 
der Fähigkeit zur Generierung neuer Wissensformationen (Priddat 2013). 

Das Ziel, die Studiengänge hinreichend zwischen wissenschaftlicher 
Ausbildung und der Befähigung für den Arbeitsmarkt auszubalancieren, 
erzeugt beständig Spannungen zwischen Hochschulen und Beschäfti-
gungssystem. Analytisch lassen sich drei Formen dieser Spannungen un-
terscheiden:  

1. eliminierbare Spannungen: Diese resultieren aus einer suboptimalen 
Praxis, sei diese nun intentional geschaffen (etwa nebenfolgenlastige 
Programme) oder nichtintendiertes Resultat veränderter Kontextbe-
dingungen (einseitige Orientierung an der Ausbildung des wissen-
schaftlichen Nachwuchses). Hier können Verantwortlichkeiten adres-
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siert und Spannungsquellen ohne Verlust von Leistungsfähigkeit 
durch gezielte Intervention reduziert werden.  

2. nicht eliminierbare Spannungen zwischen Hochschulen und Arbeits-
markt: Diese sind – wie oben dargestellt – Folge der spezifischen 
Form der akademischen Ausbildung. Die Eliminierung der Spannung 
würde entsprechend diese Form zerstören. Die unaufhebbare Distanz 
basiert dabei nicht nur auf normativen Vorentscheidungen. So lässt 
sich etwa das Technologiedefizit der Lehre nicht beheben, wie auch 
durch die Beobachtung des Arbeitsmarktes kaum hinreichend Krite-
rien zur Leistungskontrolle der akademischen Einrichtungen gewon-
nen werden können. 

3. nicht eliminierbare Spannungen innerhalb der Hochschulen: Die Ein-
bindung der Hochschulen sowohl in das Bildungs- als auch das Wis-
senschaftssystem und damit die Bindung an zwei konfligierende Lo-
giken ist funktional gegeben und identitätsstiftend. Auf diese Weise 
sind stets auch spezifische Entwicklungen des Wissenschaftssystems 
– etwa Hyperspezialisierung oder Disziplinenloyalität – durch die Or-
ganisation Hochschule zu bearbeiten. Diese Spannungen könnten nur 
zum Preis erheblich reduzierter Leistungsfähigkeit der Hochschulen 
beseitigt werden – und liegt entsprechend auch jenseits der Interessen 
des Beschäftigungssystems. 

Die Bearbeitung dieser Spannungen wird im Rahmen der Digitalisie-
rungsprozesse in dreifacher Hinsicht relevant: Wie lassen sich, erstens, 
digitale Verfahren nutzen, um die Zahl der eliminierbaren Spannung zu 
reduzieren? Wie verändern, zweitens, Digitalisierungsprozesse die Hoch-
schulen selbst? Und drittens: Wie verändern die Digitalisierungsprozesse 
als Medienrevolution den gesellschaftlichen Kontext und damit das Be-
zugssystem der Hochschulen?  
 

4.  Fazit und Ausblick 
 

Die zahlreichen Prognosen zu konkreten Arbeitsformen und Arbeitsinhal-
ten wie zu Ausbildungsformen und Ausbildungsinhalten sowie die spezi-
fischen Folgerungen für gegebene und u.U. zu schaffende Ausbildungs-
wege erzeugen einen enormen Anpassungsdruck auf die Hochschulen 
und rufen Zielkonflikte hervor. Deshalb müssen in der einschlägigen De-
batte vor allem systematischer als bisher Paradoxien und Grenzen der 
Anordnung von Digitalisierung der Arbeitswelt, deren qualifikatorischen 
Anforderungen und daraus sich ergebenden Notwendigkeiten für die Ent-
wicklung der Hochschulbildung in Rechnung gestellt werden.  
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Angesichts der in diesem Beitrag skizzierten Komplexität von (Aus)-
Bildungsvorausssetzungen digitalisierter Arbeit sind Unschärfe und Am-
bivalenz die einzigen Konstanten für eine Hochschulbildung 4.0. Aktiv 
umgegangen werden muss hier mit der Rekonfiguration der immer schon 
konfliktträchtigen Schnittstelle zwischen Wissenschaft und Gesellschaft. 
Kurz: Digitalisierung macht Organisationsanpassungen nötig. Diese müs-
sen sowohl auf eine aktuelle Situation passen als auch künftige, heute 
noch nicht wissbare Digitalisierungsentwicklungen integrieren können. 
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FORUM  
 
 
 
 

Wissenstransfer aus Hochschulen 
Methodik und Ergebnisse einer bundesweiten 
Professorenbefragung 

 
 
 
 

Für die Entwicklung von Innovationen 
und damit für die Sicherung, den Aus- 
und Aufbau von Wettbewerbsvorteilen 
ist Wissen von essentieller Bedeutung. 
Hochschulen sind als Produzenten von 
Wissen (Pfähler et al. 1997: 110) wich-
tige Akteure des „Regionalen Innovati-
onssystem“ (Cooke 1992). Sie erwei-

tern durch den Transfer von Wissen die Wissensbasis der Unternehmen 
und damit in Hinblick auf die Entwicklung von Innovationen deren Mög-
lichkeitsraum. Die wichtigsten Akteure des deutschen Hochschulsystems 
sind die Universitäten und die Fachhochschulen. Der vorliegende Beitrag 
untersucht basierend auf einer deutschlandweiten Hochschullehrerbefra-
gung (Warnecke 2016: 96; Warnecke 2017), welche Position beide Hoch-
schultypen im regionalen Innovationssystem jeweils einnehmen. Hierbei 
wird insbesondere die Intensität hinsichtlich der Nutzung der einzelnen 
Transferkanäle sowie deren Reichweite thematisiert. 

 

1.  Grundlagen und Hypothesen 
 
Wissen ist eine wesentliche Komponente für das Hervorbringen von In-
novationen und damit für eine nachhaltige Regionalentwicklung. In An-
lehnung an Polanyi (1967) wird zwischen explizitem Wissen und implizi-
tem Wissen unterschieden. Explizites Wissen ist dadurch gekennzeichnet, 
dass es personenunabhängig z.B. anhand von Handbüchern, Dokumenten 
transferiert werden kann. Implizites Wissen hingegen ist an den jeweili-
gen Wissensträger gebunden und kann vollständig nur im Rahmen eines 
Personaltransfers übertragen werden. 

Christian Warnecke 
Bochum 
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Wissen ist zudem nicht gleichmäßig im Raum verteilt und hat daher 
eine räumliche Dimension. Es kann demzufolge regionaler bzw. globaler 
Natur sein. Die Unterscheidung implizit / kodifiziert korrespondiert wei-
testgehend mit der Dichotomie lokal / global (Allen 2000: 15). Während 
implizites Wissen einen gewissen Grad von Immobilität aufweist und da-
mit einen tendenziell regionalen Fokus hat, kann explizites Wissen ohne 
räumliche Barrieren transferiert werden. Innovationsrelevantes ist oft im-
plizites Wissen, aber nicht ausschließlich.  

Das Konzept der regionalen Innovationssysteme basiert im Kern auf 
der sozialen Erreichbarkeit von implizitem Wissen im Rahmen von lokal 
verorteten Austauschbeziehungen (Morgan 2004: 12). Diese regionalen 
Transferprozesse legen die Grundlage für Innovationen und regionale 
Wettbewerbsvorteile. Physische Nähe der Akteure zueinander fördert lo-
kale Wissenspillover. 

Räumliche Nähe ist aber nicht die einzige Form von Nähe, die in die-
sem Zusammenhang relevant ist. Boschma (2005) führt vier weitere For-
men von Nähe auf: kognitive, organisatorische, institutionelle und gesell-
schaftliche Nähe. Diese nichtphysischen Formen von Nähe werden unter 
dem Oberbegriff relationale Nähe zusammengefasst (Ibert/Kujath, 2011: 
32). Nach Boschma (2005: 69) kann physische durch relationale Nähe 
substituiert werden. 

Das Regionale Innovationssystem setzt sich aus zwei Teilsystemen 
zusammen (Autio 1998: 133): (1) Wissensgenerierung und -diffusion und 
(2) Wissensanwendung und -verwertung. Ersteres wird durch die Hoch-
schulen repräsentiert.1 Zu den Aufgaben der Hochschulen gehört das Er-
zeugen, Sammeln und Weitergeben von Wissen. Den Unternehmen ob-
liegt im regionalen Innovationssystem die Aufgabe, durch die Kombina-
tion von internen und externen Wissensquellen neue Produkte hervorzu-
bringen (Fritsch et al. 2008: 11f.). Der Austausch von Wissen zwischen 
beiden Subsystemen ist daher von zentraler Bedeutung für den Erfolg ei-
nes Innovationssystems und die regionale Wettbewerbsfähigkeit. 

Die Untersuchung basiert auf einer deutschlandweiten Hochschulleh-
rerbefragung, die einen Gesamtrücklauf von 7.500 Teilnehmern erzielte 
(näheres siehe Abschnitt 2) und ist daher im Vergleich zu früheren Unter-
suchungen im hohen Maße repräsentativ. Vorab ließen sich 16 Befragun-
gen identifizieren (Warnecke 2016: 71), die seit 1995 zu ähnlichen Frage-
stellungen durchgeführt worden sind. Der kumulierte Rücklauf dieser Be-
fragungen beträgt gerademal 5.000 Teilnehmer, im Durchschnitt sind dies 

                                                           
1 Ebenfalls zum System Wissensgenerierung gehören die außerhochschulischen For-
schungseinrichtungen, auf die im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter eingegangen wird. 
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313 Teilnehmer pro Studie. Dieser Vergleich unterstreicht die Relevanz 
und Einmaligkeit des hier verwendeten Datensatzes. Darüber hinaus bein-
halten frühere Untersuchungen oft nur ein bis drei Hochschulen und/oder 
differenzieren nicht zwischen Universitäten und Fachhochschulen. 

Im Fokus der vorliegenden Untersuchung steht ein empirischer Ver-
gleich beider Hochschultypen. Übersicht 1 vergleicht daher zentrale Cha-
rakteristika von Universitäten und Fachhochschulen, die anhand der Lite-
ratur identifiziert worden sind. 

 
Übersicht 1: Zentrale Charakteristika von Universitäten und Fachhochschulen 

  Universitäten  Fachhochschulen 

Ausrichtung 
Wissenschaftsbezogener  

Fokus 
Anwendungsorientierung 

Verhältnis von Forschung und Lehre  Gleichbedeutend  Fokus auf der Lehre 

Lehrdeputat der Professoren  8‐9 SWS  18 SWS 

Berufungsvoraussetzung:  
Berufstätigkeit außerhalb des  
akademischen Umfelds 

Nein  Ja 

Mittelbau vorhanden  Ja  Nein 

Fächerangebot  Weit gefasst  Begrenzt 

Promotions‐ und Habilitationsrecht  Ja  Nein2 

Betriebsgröße (Durchschnitt)  19.574  6.049 

Geographischer Fokus  Überregional  Regional 

 
Aufgrund der in Übersicht 1 dargestellten Unterschiede wird erwartet, 
dass die Befragungsergebnisse zeigen, dass beide Hochschultypen auch 
eine unterschiedliche Position im regionalen Innovationsystem einneh-
men.  

Diese Erwartung wird anhand der folgenden drei Hypothesen konkre-
tisiert. 

 H.1: Gegenüber ihren Kollegen an den Universitäten steht für Fach-
hochschulprofessoren die Lehre stärker im Fokus. 

 H.2: Die inhaltliche Ausrichtung von Forschung und Lehre ist an 
Fachhochschulen durch einen stärkeren Anwendungsbezug gekenn-
zeichnet. 

 H.3: Hinsichtlich der Transferaktivitäten sind Professoren an Fach-
hochschulen regionaler ausgerichtet (Back/Fürst 2011: 2). 

                                                           
2 Inzwischen gibt es mit der Hochschule Fulda eine Ausnahme (Spiegel Online 2016). 
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2.  Daten 
 
Dieser Abschnitt enthält eine Beschreibung der Feldphase der beiden Be-
fragungen ([1] Befragung auf Fallstudienebene und [2] Expansion der 
Befragung), die zu einem deutschlandweiten Meinungsbild der Professo-
renschaft hinsichtlich deren Wissenstransferaktivitäten zusammengeführt 
werden konnten und Grundlage der vorliegenden Untersuchung sind. 
 

2.1.  Datenerhebung 
 
Im Rahmen des BMBF-Projekts RegTrans ist vom 6.3.2013 bis 24.6. 
2013 eine Online-Professorenbefragung auf Fallstudienebene durchge-
führt worden (Dinse et al. 2014a: 58f). Unter Verwendung der Onlineda-
tenbanken „Hochschullehrerverzeichnis“ wurde im Vorfeld hierfür eine 
Namensliste der relevanten Professorengruppe erstellt. Auf dieser Grund-
lage sind dann die benötigten E-Mail-Adressen im Internet zusammenge-
tragen worden, wodurch alle relevanten3 Professoren der zwölf Fallbei-
spielhochschulen (Dinse et al. 2014a: 48) angeschrieben werden konnten. 
Die Befragung auf Fallstudienebene hat nach zwei Erinnerungsschreiben 
einen Gesamtrücklauf von 500 ausgefüllten Fragebögen erzielt (Warn-
ecke 2016: 96, Dinse et al. 2014a: 58). 

Die ursprüngliche Befragung auf Fallstudienebene wurde im Zeitraum 
vom 5.5.2013 bis 30.9.2013 auf ganz Deutschland ausgeweitet (Dinse et 
al. 2014b: 17, Warnecke 2016: 89). Hierzu sind die E-Mail-Adressen, die 
Namen und Dienstbezeichnungen aus der Druckausgabe des Hochschul-
lehrverzeichnis 2012 (Band 1) und Hochschullehrerverzeichnis 2011 
(Band 2) ausgelesen (Deutscher Hochschulverband 2011, Deutscher 
Hochschulverband 2012) und nach Bereinigung in einen Adressdatensatz 
überführt worden.  

Im Rahmen der Ausweitung der Befragung ging mehr als 44.347 
Hochschullehrer per E-Mail ein angepasster Fragebogen4 zu. Nach drei 
Erinnerungsmails konnte der Rücklauf um 7.000 auf 7.500 Befragungs-
teilnehmer gesteigert werden. 

 
 

                                                           
3 Hiermit sind alle Professoren (exklusive Honorarprofessoren) gemeint, die sich noch im 
Dienst befinden, also nicht emeritiert bzw. pensioniert sind. 
4 Die Fragebögen beider Erhebungen und ihre Unterscheide sind in Warnecke (2016) näher 
dargestellt. 
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2.2.  Beschreibung des Datensatzes 
 
Für die weitere Untersuchung wurde allerdings nicht das Gesamtsample 
verwendet, sondern nur eine sogenannte Kerngruppe (Warnecke 2016: 
98). Diese Kerngruppe umfasst Hochschullehrer mit Professorentitel im 
aktiven Dienst an einer Universität bzw. einer Fachhochschule in der 
Trägerschaft der Länder. Nicht Teil der Kerngruppe sind entsprechend 
Emeriti und Pensionäre, Hochschullehrer ohne Professorentitel, Honorar-
professoren sowie Hochschullehrer an Hochschulen außerhalb der Trä-
gerschaft der Länder. Bei der Befragung auf Fallstudienebene konnte 
über die Datenbankfunktion der gewünschte Adressatenkreis direkt aus-
gewählt werden, wodurch der Rücklauf aus dieser Befragung zu 100 Pro-
zent in der Auswertung verwendet werden konnte. 

Bei der Expansion der Befragung konnte die Kerngruppe nicht direkt 
ausgewählt werden, sondern musste über vier Filter aus dem Gesamtrück-
lauf der Expansion identifiziert werden: 

 1. Filter: Professorentitel ja/nein 
 2. Filter: emeritiert ja/nein 
 3. Filter: Art der Professur 
 4. Filter: Name der Hochschule 

Durch diese Selektion konnten 3.147 Befragungsteilnehmer bei der vor-
liegenden Untersuchung nicht berücksichtigt worden.5 Zur Kerngruppe 
gehören 4.353 Befragungsteilnehmer (Expansion = 3.853, RegTrans = 
500), wovon 2.919 Befragungsteilnehmer auf die Universitäten und 1.434 
auf die Fachhochschulen entfallen. 
 

3.  Ergebnisse 
 
Nachfolgend werden die zentralen Ergebnisse der deutschlandweiten Pro-
fessorenbefragung vorgestellt.6 Abschnitt 3.1 umfasst Strukturmerkmale 
zu den Forschungs- und Lehraktivitäten der Professoren. Dies beinhaltet 

                                                           
5 Ähnliche Erfahrungen machten auch Allesch et al. (1988) im Rahmen ihrer postalisch 
durchgeführten westdeutschlandweiten Professorenbefragung, die ebenfalls auf Adressdaten 
des Hochschullehrerverzeichnisses basierte: Vom Gesamtrücklauf, der 2.273 Fälle umfass-
te, konnten nur 1.823 in die weitere Analyse einbezogen werden, da es sich bei den 450 
Teilnehmern um Emeritierte, Privatdozenten und Honorarprofessoren handelte (Allesch et 
al. 1988: 52f). 
6 Beim nachfolgenden Text handelt es sich um eine Zusammenfassung der wichtigsten Er-
gebnisse aus Warnecke (2016). 
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das anteilige Zeitbudget, den Anwendungsbezug und die regionale Aus-
richtung. In Abschnitt 3.2 wird dargestellt, in welchem Umfang die ein-
zelnen Transferkanäle von den Vertretern beider Hochschultypen genutzt 
werden. Abschnitt 3.3 zeigt die räumliche Dimension der einzelnen 
Transferkanäle und die Bedeutung relationaler Näheformen gegenüber 
physischer Nähe. 
 

3.1.  Strukturmerkmale der Hochschullehrer 
 
Die Umfrage ergab, dass Professoren an Universitäten in etwa gleichem 
Umfang Zeit für Forschung und Lehre aufwenden. Beide Kernaufgaben 
sind der Bedeutung nach 
gleichrangig. Für Fach-
hochschulen hingegen liegt 
der Fokus erkennbar auf 
der Lehre, womit sich Hy-
pothese 1 (H.1) bestätigt 
hat (Übersicht 2). 
Hinsichtlich der inhaltli-
chen Ausrichtung von For-
schung und Lehre zeigt 
sich für die Fachhochschulen ein stärkerer Anwendungsbezug (Übersicht 
3). Dies entspricht den Erwartungen aus Hypothese 2 (H.2). 
 
Übersicht 3: Inhaltliche Ausrichtung von Forschung und Lehre 

 

inhaltliche Ausrichtung in Prozent 

Median  Signifikanz 
grundlagen‐ 
orientiert 

  anwendungs‐ 
bezogen 

1  2  3  4  5 

Forschung 
Uni  17,1  21,0  31,0  18,6  12,3  3  U‐Test: 

0,000 FH  1,8  4,1  18,2  32,0  43,9  4 

Lehre 
Uni  9,7  19,5  36,3  20,5  13,9  3  U‐Test: 

0,000 FH  1,8  4,5  30,1  33,9  29,7  4 

Quelle:  Eigene Berechnung basierend auf Warnecke 2017. Erläuterung: 1 = Grundlagenorientiert,  2 = 
Eher Grundlagenorientiert, 3 = Gemischt, 4 = Eher Anwendungsbezogen, 5 = Anwendungsbezogen. 

 
Inwieweit die Forschung bzw. Lehre auf die Bedürfnisse der Region aus-
gerichtet ist, kann Übersicht 4 entnommen werden. Für Fachhochschulen 
ist hinsichtlich beider Kernaufgaben im Vergleich zu den Universitäten 
jeweils ein höherer Regionalbezug festgestellt worden. Dies entspricht 
den Erwartungen aus Hypothese 3 (H.3). 

Übersicht 2: Zeitbudget für Forschung und 
Lehre 

  Zeitbudget (Mediane) in Prozent 

Forschung  Lehre 

Uni  40  30 

FH  20  60 

Signifikanz  U‐Test: 0,000  U‐Test: 0,000 
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Übersicht 4: Regionale Ausrichtung von Forschung und Lehre 

 

regionale Ausrichtung in Prozent 

Median  Signifikanz 
trifft gar 
nicht zu 

  trifft voll 
und ganz zu 

1  2  3  4  5 

Forschung 
Uni  23,4  35,4  25,6  13,7  2,0  2 

U‐Test: 0,000 
FH  5,4  16,8  29,0  40,0  8,8  3 

Lehre 
Uni  35,6  32,2  21,0  9,5  1,6  2 

U‐Test: 0,000 
FH  8,0  18,8  27,8  36,0  9,5  3 

Erläuterung: 1 = Trifft gar nicht zu, 5 = Triff voll und ganz zu. 

 
 

3.2.  Transferhäufigkeit 
 
In Hinblick auf die Intensität der Nutzung einzelner Transferkanäle ist 
bezüglich der Universitäten eine höhere Grundlagen- und Forschungsori-
entierung zu beobachten, während die Fachhochschulen hierzu im Ver-
gleich stärker anwendungsbezogen ausgerichtet sind.7 

Konkret zeigt sich dies in einem höheren Aufkommen wissenschaftli-
cher Publikationen und einer höheren durchschnittlichen Anzahl erfolg-
reich zum Abschluss gebrachter Dissertationen der Universitäten (Mittel-
wert = 2,73 Dissertationen).8  

Die Kooperationsaktivitäten zeigen, dass die Professoren an Fach-
hochschulen vergleichsweise häufiger mit Unternehmen kooperieren, 
während ihre Kollegen an den Universitäten vorzugsweise mit wissen-
schaftlichen Einrichtungen zusammenarbeiten. Während Fachhochschul-
professoren keine deutliche Präferenz für Unternehmen einer bestimmten 
Größenklasse haben, kooperieren Universitätsprofessoren vorzugsweise 
mit Großunternehmen. Es ist anzunehmen, dass dies auf der ausgeprägten 
absorptiven Kapazität der Großunternehmen zurückzuführen ist, die auf-
grund ihrer Größe über umfangreichere Forschungs- und Entwicklungs-
kapazitäten verfügen. 

Die Gründungen der Universitätsprofessoren sind durch einen aus-
prägten Forschungsbezug geprägt, während Gründungen mit geringem 
Forschungsbezug von nachrangiger Bedeutung sind. Für die Fachhoch-

                                                           
7 Die in diesem Abschnitt dargestellten Ergebnisse sind alle auf dem Ein-Prozent-Niveau 
signifikant. 
8 Fachhochschulen erreichen trotz fehlenden Promotionsrechts die Anzahl von 0,41, aber 
bleiben damit natürlich unter dem Niveau von Universitäten. 
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schulprofessoren gilt genau der umgekehrte Fall: Für sie haben Gründun-
gen mit geringem Forschungsbezug einen vergleichsweise höheren Stel-
lenwert. 

Aus der Befragung wird zudem ersichtlich, dass an Fachhochschulen 
Praxisakteure in der Lehre viel häufiger zum Einsatz kommen. 

Zusammenfassend lässt sich in Hinblick auf die Wissenstransferakti-
vitäten (Publikationen, Abschlussarbeiten, Kooperationen, Gründungen, 
Einbezug von Praxisakteuren) konstatieren, dass sich Hypothese 2 be-
wahrheitet hat. 

 

3.3.  Reichweite der Transferkanäle 
 
Unter Transferreichweite ist die Entfernung zu verstehen, die hinsichtlich 
des jeweiligen Transferkanals zwischen Sender und Empfänger überwun-
den werden muss. Übersicht 5 veranschaulicht in einer komprimierten 
Übersicht, welche Transferreichweiten für die untersuchten Kanäle zu 
beobachten sind. Der Mittelpunkt des zehneckigen Rasters steht für einen 
regionalen Anteil von 70 Prozent, der äußere Rand für einen Anteil von 
null Prozent. Je weiter innen die Punkte der Zehnecke liegen, desto regio-
naler ist der jeweilige Transferkanal ausgerichtet (jede Ecke steht für ei-
nen Transferkanal). Mit Ausnahme der Spin-Off-Aktivitäten (Fünf-Pro-
zent-Niveau) sind die Unterschiede bei allen anderen Transferkanälen auf 
dem Ein-Prozent-Niveau signifikant.  

Die Übersicht veranschaulicht jeweils separat die Ergebnisse für die 
Universitäten und die Fachhochschulen. Erkennbar ist, dass mit einer 
Ausnahme alle Punkte des Zehnecks der Fachhochschulen innerhalb des 
Zehnecks der Universitäten liegen. Die Transferaktivitäten der Fachhoch-
schulen sind demnach stärker auf die Region ausgerichtet. Nur bei den 
Gründungsaktivitäten (Spin-Offs) sind FHs und Universitäten gleicher-
maßen regional orientiert. Hier liegt der regionale Anteil bei 64,8 Prozent 
im Fall der Universitäten und hinsichtlich der Fachhochschulen bei 
64,5 Prozent. Der Unterschied von 0,3 Prozentpunkten ist vernachlässig-
bar. Trotz dieser Einschränkung kann die dritte Hypothese (H.3), nach 
der ein höherer Regionalbezug der Fachhochschulen erwartet worden ist, 
als erfüllt angesehen werden.  

Die Ergebnisse für die einzelnen Transferkanäle verdeutlichen, dass 
ausschlaggebend für den Anteil der regionalen Aktivitäten der Hoch-
schultyp, die Art des transferierten Wissens (implizites oder explizites 
Wissen) sowie die institutionelle Herkunft der Kooperationspartner ist. 
Darüber hinaus ist ein Zusammenhang zwischen Unternehmensgröße und 
Kooperationsreichweite erkennbar. Mit zunehmender Unternehmensgrö-
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ße nimmt die Kooperationsreichweite von Unternehmen und Hochschu-
len zu. Diese Beobachtung lässt sich mit einem zunehmenden Ressour-
ceneinsatz, der mit einer größeren Interaktionsreichweite (Reisekosten) 
einhergeht, erklären. Größere Unternehmen verfügen über mehr Ressour-
cen, wodurch sie ihre Kooperationsaktivitäten verstärkt über die Regions-
grenze hinaus ausweiten können. Kleinere Unternehmen sind aufgrund 
ihrer schlechteren finanziellen Ausstattung tendenziell an die Region ge-
bunden (Torre 2008: 886). Die gleiche Argumentation lässt sich als Er-
klärungsansatz auch auf den grundsätzlich höheren Regionalbezug der im 
Durchschnitt kleineren Fachhochschulen übertragen. 
 
Übersicht 5: Reichweite der Transferkanäle 

 
Die Untersuchung beinhaltete darüber hinaus noch eine Bewertung der 
unterschiedlichen Näheformen. Als zentrales Ergebnis hat sich heraus-
kristallisiert, dass physische Nähe gegenüber den relationalen Nähefor-
men im Rahmen von Kooperationen nur von nachrangiger Bedeutung ist. 
Vertrauen wird mit 95,09 Prozent (Universitäten) und 95,44 Prozent 
(Fachhochschulen) als wichtig/eher wichtig eingestuft und ist damit die 
bedeutendste der insgesamt neun abgefragten Näheformen. Räumliche 
Nähe ist hinsichtlich der Relevanz von allen abgefragten Näheformen auf 
dem letzten Platz bei den Universitäten und auf Platz acht bei den Fach-
hochschulen positioniert. Ungeachtet dessen sollte dies nicht so interpre-
tiert werden, dass räumliche Nähe unbedeutend ist, sie ist vielmehr von 
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indirekter Bedeutung, da sie dazu beiträgt die relationalen Näheformen zu 
stärken. 
 

4.  Fazit 
 
Im Zuge der Literaturrecherche hatte sich eine gewisse Erwartung hin-
sichtlich der Positionierung der Universitäten und Fachhochschulen im 
regionalen Innovationssystem gebildet, die anhand von drei Hypothesen 
näher konkretisiert wurde. Es wurde angenommen, dass (1) Fachhoch-
schulen gegenüber den Universitäten stärker auf die Lehre ausgerichtet 
sind, (2) sie einen höheren Anwendungsbezug haben und (3) dass die von 
ihnen genutzten Transferkanäle regionaler ausgeprägt sind. Die Ergebnis-
se der Befragung zeigen, dass die Erwartungen nahezu uneingeschränkt 
bestätigt werden konnten. Die Gründungsaktivitäten der Universitäten 
bilden hier eine Ausnahme. Im Gegensatz zu den anderen Transferkanä-
len ist der regionale Fokus hier höher als bei den Fachhochschulen, wenn 
auch dieser Unterschied nicht sonderlich stark ausgeprägt ist. Ursächlich 
für diesen Befund ist wahrscheinlich, dass die Standorte von Universitä-
ten für Gründer interessanter sind, da sie sich in einem urbaneren Umfeld 
befinden (Egeln et al. 2002: 43; Assenmacher et al. 2004: 84). 

Hinsichtlich des ansonsten höheren Regionalbezugs der Fachhoch-
schulen ist allerdings fraglich, ob dies auch mit einem höheren Beitrag 
zum regionalen Innovationssystem gleichzusetzen ist. Vielmehr sind auch 
qualitative Faktoren zu berücksichtigten (Fromhold-Eisebith 1992: 121; 
Deilmann 1995: 20), so ist Spitzenforschung eher an Universitäten ange-
siedelt (siehe bspw. Exzellenzinitiative, DFG-Förderung). Auch spielen 
quantitative Faktoren eine Rolle. Universitäten verfügen über eine größe-
re Betriebsgröße, wodurch sie auch in der Lage sind mehr Transfermasse 
in Form von „Wissen“ zu erzeugen (Kratzer et al. 2010: 13). 

Ob Fachhochschulen mit ihrem höheren Regionalanteil auch einen 
vergleichsweise höheren Mehrwert für die Region generieren können, 
müssen zukünftige Untersuchungen zeigen. 

Übersicht 6 fasst die zentralen Ergebnisse der empirischen Untersu-
chung anhand der vier Teilbereiche Zeitbudget für Forschung und Lehre, 
Praxisbezug sowie Regionalität (regionaler Bezug von Forschung und 
Lehre) zusammen. Je voller ein Viertelkreis ist, desto ausgeprägter ist der 
jeweilige Bereich. Die Grafik zeigt, dass beide Hochschultypen über un-
terschiedliche Stärken verfügen. Wie aus der Grafik auch ersichtlich ist, 
ergänzen sich beide Hochschultypen. 

Die folgenden Begriffspaare skizzieren dieses komplementäre Ver-
hältnis (der erste Begriff steht jeweils für die Universitäten, der zweite für 
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Übersicht 6: Das Profil von Universitäten und Fachhochschulen 

Quelle: In Anlehnung an Warnecke 2016: 206.  

 
die Fachhochschulen): Grundlagenforschung/Anwendungsorientierung; Wis-
senschaft/Wirtschaft, Forschung/Lehre, Überregionalität/Regionalität. 

Während andere Autoren meinen, dass die Grenzen von Universitäten 
und Fachhochschulen zunehmend verwischen (Koschatzky et al. 2011: 
21f; Holuscha 2012: 256; Duong et al. 2014: 7), kann in Bezug auf die 
vorliegende Studie konstatiert werden, dass nach wie vor eine klare Dif-
ferenzierung zwischen beiden Hochschultypen feststellbar ist. Der Wis-
senschaftsrat sieht diese Differenzierung als eine der Stärken des deut-
schen Hochschulsystems (Wissenschaftsrat 2013: 27). Vor diesem Hin-
tergrund sind Bestrebungen, die Grenzen von Universitäten und Fach-
hochschulen aufzuweichen, wie jetzt jüngst mit der Einrichtung eines 
Promotionskollegs an der Hochschule Fulda geschehen ist (Spiegel Onli-
ne 2016), kritisch zu sehen. 
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GESCHICHTE  
 
 
 
 
 

Die Ostdeutschen als ‚Verlierer‘ der deutschen 
Einheit: Wirklichkeit oder Cliche? 
Ost‐ und Westdeutsche im Gründungsprozess der  
Universität Potsdam 

 
 
 
 

Die Literatur zum Transormationspro-
zess an den ostdeutschen Universitäten 
nach der Vereinigung von 19901 stimmt 
weitgehend darin über ein, dass diese 
mit teilweise tiefen Umstrukturierungen 
und beträchtlichen Entlassungen, vor al-
lem im Mittelbau, d.h. im Bereich der 
Dozenten und Assistenten, einherging.2 

Die Universität Potsdam (UP) bildet eine bemerkenswerte Ausnahme, 
denn hier wurden weitaus weniger Professoren und Mitarbeiter entlassen 
als in den anderen ostdeutschen Einrichtungen. Zu fragen ist daher, wie 
es gelang, bei diesen personellen Kontinuitäten eine wissenschaftlich 
gleichwertige Universität zu entwickeln. Damit soll auch ein Beitrag zu 
der Aufarbeitung der westlichen Politik im Osten während der Vereini-
gung geleistet werden, nämlich zu der Frage, ob man bei der Verwirkli-
chung der Vereinigung in den Universitäten nicht mit unnötiger Härte 
vorging.3 

                                                           
1 vgl. Mayntz (1994), Senatskommission zur Erforschung der Leipziger Universitäts- und 
Wissenschaftsgeschichte (2010), Jarausch (2011), Pasternack (1999) 
2 Dieser Artikel ist eine Zusammenfassung meines im Mai 2016 erschienen Buches „Die 
deutsche Vereinigung in Akademia: West- und Ostdeutsche im Gründungsprozess der Uni-
versität Potsdam 1990–1994“ (Marshall 2016) sowie neuer Erkenntnisse, die sich aus dem 
Symposium zur Gründung der UP am 2.12.2016 ergaben. 
3 Redebeiträge zum Symposium „Blockierter Neuanfang? Die Gründung der Universität 
Potsdam.“ Potsdam, 2.12.2016, vgl. http://www.uni-potsdam.de/25jahre/debatte-zur-geschic 
hte-der-hochschule/symposium/diskussionsforum.html (25.5.2017) 

Barbara Marshall 
Norwich 
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Vorgeschichte der Universität Potsdam 
 

Schon die Vorgeschichte der UP unterscheidet sich von den anderen ost-
deutschen Hochschulen. Denn zu DDR Zeiten hatte es in Potsdam keine 
Universität gegeben, wohl aber drei Eliteinstitutionen, die der Regierung 
und Partei bzw. dem MfS eng verbunden waren: Die prestigeträchtige 
Akademie für Staat und Recht (ASR) mit der Ausbildung der administra-
tiven Führungskräfte und in ihr das Institut für Internationale Beziehun-
gen (IIB) für die der Diplomaten; die Pädagogische Hochschule (PHP), 
die größte Lehrerausbildungsstätte der DDR, und die sogenannte Juristi-
sche Hochschule (JHS) zur Ausbildung leitender Kader der Staatssicher-
heit.4  

Letztere wurde bereits Ende 1989 abgewickelt, obwohl die Universi-
tät später einige nichtwissenschaftliche Mitarbeiter bzw. Dozenten über-
nahm.5 Die ASR reformierte sich Anfang 1990 zur Hochschule für Recht 
und Verwaltung (HRV), unter Einschluss des IIB als „Politische Wissen-
schaften und Internationale Beziehungen.“ Als letzte entwickelte sich im 
September 1990 auch die PH und zwar in die Brandenburgischen Landes-
hochschule (BLHS) zurück, die bereits in den Jahren 1948–1952 bestan-
den hatte.  

Diese Einrichtungen wurden in die durch eine ministerielle Ord-
nungsentscheidung am 15.7.1991 gegründete UP eingegliedert, was die-
ser einen beträchtlichen Personalüberhang bescherte. Wie auf diesem 
Hintergrund eine wissenschaftlich anerkannte Universität bei geringerem 
Personalverlust als an den anderen ostdeutschen Hochschulen entstehen 
konnte, beruhte auf drei „Säulen“: der Politik der Landesregierung Bran-
denburgs, den personellen Kontinuitäten in der Hochschulleitung und 
dem mehrheitlich westdeutschen Gründungssenat (GS), der die wissen-
schaftlichen Strukturen ausarbeitete. 

 

                                                           
4 Die Bezeichnung „JHS“ war irreführend, fand doch dort fand kein Rechtsstudium, sondern 
ein Studium des Geheimpolizeiwesens statt. 
5 Besonders wichtig für die Universität war jedoch die Übernahme der MfS-Liegenschaften 
in Golm, da sich die Gebäude am Neuen Palais in schlechtem baulichen Zustand befanden 
und zudem für die zukünftige Universität zu klein waren. Diese Übernahme erfolgte gegen 
den Protest der umliegenden Gemeinden aufgrund der guten politischen Beziehungen der 
Pädagogischen Hochschule zur Staats- und Parteileitung. Belege für die entstandenen 
Kontroversen mit den Gemeinden finden sich in den Akten 6760, 6961, 7019 und 7034 des 
Potsdamer Universitätsarchivs. Der ausführliche Quellenbeleg dieser These erfolgt hier, da 
er in der Monografie an der entsprechenden Stelle (Marshall 2016: 28) leider nicht erfolgte 
und die These heftig angriffen wurde (etwa Gzik 2016: 2).  
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Gründungsgeschichte auf dem „Brandenburger Weg“ 
 

Im Unterschied zu den anderen ostdeutschen Ländern verfolgte Branden-
burg in der Personalpolitik den sogenannten „Brandenburger Weg“, d.h. 
wo immer möglich die Vermeidung der nach der Vereinigung schnell 
einsetzenden Arbeitslosigkeit. Auch dass die Zukunft der Universität 
weitgehend bestimmende Ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kultur (MWFK) unter dem westdeutschen FDP-Politiker Hinrich Ender-
lein war in diesen Politikansatz eingebunden. Wie zahlreiche westdeut-
sche Politiker hatte er den Ehrgeiz, eine Einrichtung von wissenschaftli-
cher Exzellenz zu schaffen (Krull 1994: 222), was den Abbau von Perso-
nal bedeutete. Gleichzeitig war er im Kabinett in die Politik des „Bran-
denburger Weg“ eingebunden.  

Die allgemeine Ausrichtung der Brandenburger Politik zeigte sich be-
reits im Herbst 1990 bei den Beratungen der Kultusministerkonferenz 
über das allgemeine Problem der personellen Erneuerung bzw. der Perso-
nalreduzierung in den ostdeutschen Hochschulen. Hier bot der Einigungs-
vertrag (EV) mit der Abwicklung ganzer oder Teile von Institutionen eine 
erste Lösung. Die Vertreter der neuen Länder baten die KMK zu prüfen, 
„ob [der EV] ausreichende Handlungsmöglichkeiten für strukturelle Ver-
änderungen und Entwicklungen, sowie für die personelle Erneuerung der 
Hochschulen eröffnet.“6  

Schon bei diesen Beratungen lehnte der Vertreter Brandenburgs Per-
sonalreduzierungen prinzipiell ab, da das Land nicht abwickeln, sondern 
aufbauen musste. Auch in der Behandlung der Gleichstellung von (ost-
deutschen) Professoren des „alten“ Rechts mit den neuberufenen (west-
deutschen) des „neuen“ Rechts ging Brandenburg einen Sonderweg. Das 
Land weigerte sich, den alten Professoren einen niedrigeren Status zu ge-
ben.7 

Etwaige Konfliktpunkte wie die politische Dimension – wegen der 
engen Verbindung der DDR-Einrichtungen mit dem vormaligen Regime 
die schwierigste Problematik – wurden möglichst ignoriert. In Branden-
burg gab es daher im Unterschied zu den anderen ostdeutschen Bundes-
ländern kein Hochschulerneuerungsgesetz. Das bereits im Juni 1991 ver-
abschiedete Hochschulgesetz Brandenburgs konnte vom Landtag nur des-
halb so schnell verabschiedet werden, weil die politische Problematik in 
dem Gesetz unerwähnt blieb. Brandenburg war das erste ostdeutsche 

                                                           
6 264. Sitzung des Hochschulausschusses [der KMK] am 22./ 23. 11. 1990 in Bremen für 
das Folgende. (BA DR 7/ 95). 
7 Ebd. 
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Land mit einem Hochschulgesetz, und diese Eile war Teil des allgemein 
pragmatischen Vorgehens. Damit konnte etwaige Kritik begrenzt werden. 

Der Kern des Brandenburger Hochschulgesetzes war die weitgehende 
Autonomie der Universität Potsdam. Anstatt auf formalen Rahmenrichtli-
nien beruhte die Universität auf dem persönlichen Verhältnis zwischen 
dem Minister und dem Rektor, der bereits in der BLHS dieses Amt inne-
gehabt hatte.8 Ihm kam die wichtige Funktion eines „Scharniers“ zwi-
schen dem Ministerium, den Westdeutschen und den ostdeutschen Mitar-
beitern zu.  

Kontinuität herrschte auch in der restlichen Hochschulleitung. So 
blieben der Prorektor9 sowie die gesamte Verwaltung auf ihren Posten. 
Letztere wurde ohne Evaluierung in die Universität übernommen.10 Ihr 
kam beträchtlicher Einfluss auf den Gang der Universitätsgeschäfte zu. 
So wuchs beispielsweise im Gründungssenat (GS) der Frust über ihre Ar-
beit. Klagen über nicht veröffentlichte Ausschreibungen finden sich be-
reits bei den ersten Berufungen im Herbst 1991.11 Hier handelte es sich 
um Posten, von denen eine Bedrohung ostdeutscher Stelleninhaber zu er-
warten war. 

Die Gründung der UP am 15.7.1991 war chaotisch: Der Lehrbetrieb 
der BLHS ging weiter, was die Mitarbeit der Ostdeutschen erforderte, ob-
wohl in den ideologisch besonders beeinflussten Geistes- und Sozial- so-
wie den neu eingeführten Wirtschaftswissenschaften, Jura etc. auch eine 
größere Anzahl mehrheitlich aus dem nahen Berlin kommender Gastdo-
zenten eingestellt wurde. Gleichzeitig begannen die berufenen westdeut-
schen Gründungsprofessoren und der von Minister Enderlein ernannte, 
mehrheitlich westdeutsche GS, die wissenschaftlichen Strukturen der 
Universität zu erarbeiten, die wichtigste Aufgabe für ihre langfristige 
Entwicklung. Dies geschah bei räumlicher Enge, fehlenden Bibliotheken, 
Kopiergeräten etc.  

                                                           
8 BLHS-Rektor Mitzner auf der Landespressekonferenz. (HN 12/ 10. 6. 1991). Professor der 
Chemie. Mitzner galt als unpolitisch. 
9 Professor Gerhard Kempter, ebenfalls Professor der Chemie, blieb erster Prorektor in der 
neuen Einrichtung. Er hatte bereits die Wahl Mitzners organisiert und wurde „die bestim-
mende Kraft“ der Universität. 
10 Ab Mai 1991 trat jedoch ein erfahrener westdeutscher Beamter an ihre Spitze. Bereits im 
August hatte die PH eine Reduzierung des Verwaltungspersonals um 14,4% und der des 
Personals in der Betriebswirtschaft und Betreung um 11,4% gemeldet. (UAP 7007) 
11 „Wir Westler [hatten] nicht damit gerechnet, dass Entscheidungen einfach nicht umge-
setzt würden.“ (Professor Wolfgang Edelstein, Max-Planck Institut für Bildungsforschung, 
Berlin – Professor Rohe, Fachbereich Sozialwissenschaft Potsdam, 8.7.1992 (Material 
Rauh) 



die hochschule 1/2017 152 

Personelle Kontinuitäten 1 
 

Die allgemeine Richtung der Entwicklung zeigte sich bereits in der Be-
handlung der Angehörigen der abgewickelten Bereiche der HRV und der 
Sektion Marxismus-Leninismus der PHP/BLHS. Die UP schützte die An-
gehörigen dieser Bereiche weitgehend. Zwar wurden nur sechs HRV-Ju-
risten in die Anfang 1991 gebildete Juristische Fakultät der BLHS über-
nommen. Doch ging das politisch besonders eng mit dem MfS verbunde-
ne IIB der ARS/HRV als „Politischen Wissenschaften“ in die BLHS 
über. Zirka zwölf Wissenschaftler fanden sich später in diesem Bereich 
auch in der Universität. Zwei Professoren waren zeitweise Lehrbeauftrag-
te im FB Sozialwissenschaften.12  

Weitaus zahlreicher waren die aus dem ebenfalls abgewickelten Be-
reich Marxismus-Leninismus (ML) der PH. Die Aufhebung dieser Lehr-
stühle war vom letzten Bildungsminister der DDR „als eine unumgängli-
che Maßnahme im Rahmen der demokratischen Erneuerung der DDR 
und der bevorstehenden Vereinigung der beiden deutschen Staaten“ ver-
ordnet worden.13  

Für die betreffenden Hochschulangehörigen sollte es zwar keine auto-
matische Überführung in die neuen Bereiche geben, doch konnten 
„brauchbare Kapazitäten“ innerhalb der Professoren auf anderen Gebie-
ten benutzt werden. Daraufhin stellten auch in Potsdam zahlreiche Pro-
fessoren und Dozenten der Sektion den notwendigen Antrag auf Umberu-
fung.14  

Die erste Übernahme in Potsdam war die des ehemaligen ML-Sek-
tionsleiters15 des Bereichs und eines Dozenten bereits im September 1990 
mit voller Unterstützung durch Rektor Mitzner.16 Der Professor tauchte 
bereits im Mai 1991 als engagierter Vertreter der kapitalistischen Markt-
wirtschaft auf und arbeitete bis zu seiner Emeritierung im Jahre 2001 als 
Professor für „Regionalwirtschaft“ in der Universität.17 Der Dozent war 
lange Jahre Philosophiedozent im Bereich Sozialwissenschaften.  

                                                           
12 Stock und Montag. UP, Vorlesungs- und Personalverzeichnis. SS 1993 
13 Minister Meyer an die Universitäts- und Hochschulleitungen, 23. 5. 1990 (BA DR 4/ 728) 
14 BA DR 4/ 733 
15 Professor Gloede und des Dozenten Petsche 
16 Trotz der Bedenken des Ministers – er verlangte die Vorlage unabhängiger Gutachten – 
fand die Übernahme später gleichwohl statt. 
17 Neben seiner politischen Belastung war es auch seine akademische Qualifikation für die-
sen Posten, die von Kritikern immer wieder hinterfragt wurde, vgl. z.B. Das Ende vom An-
fang (1993). 
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Andere Ex-MLer fanden sich u.a. in der Verwaltung oder im Bereich 
„Politische Bildung“ wieder. In der Verwaltung nahmen sie teilweise re-
lativ einflussreiche Positionen ein, wie beispielsweise ein früherer Dozent 
für ML-Philosophie,18 der im Dezernat 1 (Planung, Organisation ) 1991 
Koordinator der für die ostdeutschen Mitarbeiter so wichtigen ABM-
Maßnahmen wurde. Er konnte u.a. einer als ML-Dozentin entlassenen 
Mitarbeiterin eine ABM-Stelle verschaffen, bevor sie Gleichstellungsbe-
auftragte der Universität wurde.19 Auch der stellvertrende Dezernent für 
„Akademische und Studentische Angelegenheiten“20 kam aus dem ML-
Bereich. Desgleichen blieb der Posten des Referatsleiters Öffentlichkeits-
arbeit21 unverändert. Unter ihm leitete eine weitere vormalige ML-Do-
zentin22 die Geschäfte. 

Ein weiterer Bereich, in dem Ex-MLer eine neue „Heimat“ fanden 
war der der „Politischen Bildung“ in der Sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät. Hier hatte sein damaliger westdeutscher Leiter23 bereits in der HRV 
die Mitglieder des vormaligen IIB bei der Gründung der „Politischen 
Wissenschaften“ beraten. Er wurde dort im September 1990 auch auf den 
Lehrstuhl „Politische Theorie“ berufen.24 In der Universität war er einer 
der Gründer der „Politischen Bildung“, wo er noch heute tätig ist. Die An-
stellung vormaliger Mitarbeiter des ML-Bereichs war hier am einfachsten. 

Besonders interessant war die bereits erwähnte Gleichstellungsbeauf-
tragte. Als solche hatte sie Zugang zu den Senatssitzungen sowie zu den 
Struktur- bzw. Berufungskommissionen. Sie hatte daher einen genauen 
Überblick über die Stellenpläne der verschiedenen Gremien. Gleichzeitig 
mit ihr ernannte Rektor Mitzner auch einen politisch dem alten Regime 
besonders verpflichteten Mitarbeiter des vormaligen Instituts für Lehrer-
bildung zum Datenschutzbeauftragten,25 auf den – so wird vermutet – die 
noch bis 1993/94 bestehende Telefonüberwachung der Senatssitzungen 

                                                           
18 Dr. Norbert Richter. Bis Juli 1987 war er für drei Jahre 1. Sekretär der FDJ-HS Parteilei-
tung. Vorbereitung der B-Aspirantur an der Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
beim ZK der SED. (Material Schütte). 
19 A. Zapf. Früher „erhebliche SED-Tätigkeit“. Sie wurde am Tag der ML-Auflösung aus 
dem Dienst entlassen (Diskussionspapier zu den Problemen der UP, 3.5.1993). Sie vertrat 
die Interessen der Gleichstellungsbeauftragten und Frauen auch sehr eloquent im Landtag. 
20 Dr. W. Götze. Er war bereits an der PH Direktor für Studienangelegenheiten. 
21 Dr. Rammelt 
22 Dr. Barbara Eckhardt. Sie war bereits Redakteurin der SED-Zeitung „Oktober“. 
23 Dr. Bernhard Muszynski 
24 HRV, Sektion Politische Wissenschaften und Internationale Beziehungen. Beschlusspro-
tokoll der Beratung des Direktors mit den Lehrstuhlleitern am 5.9.1990. (UAP 13457) 
25 Dr. Rolf Zander. MfS. FB Primarstufe. (UAP Ordner ‚GS‘)  
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und der Büros der Professoren zurückging.26 Seit Mitte 1991 war er be-
reits Mitglied des Personalrats der Universität.  

Auch der neu ernannte ostdeutsche Leiter des Universitätsarchivs si-
cherte, dass keine belastenden Materialien des Personals in unerwünschte 
Hände fiel. Zusammen mit dem ebenfalls von einem Ostdeutschen gelei-
teten Personalrat27 zeigten diese Posten die enge Vernetzung der ostdeut-
schen Mitarbeiter. Einen wesentlichen Beitrag zur Arbeitsplatzbewahrung 
leistete auch die Justitiarin der Universität,28 die jede vermiedene Entlas-
sung als „Sieg über das System“ feierte.29 Dieses Netzwerk der Ostdeut-
schen sollte sich in den personalpolitischen Auseinandersetzungen der 
folgenden Jahre bewähren. 

Für die PH/BLHS hatte sich bereits im Herbst 1990 die Notwendig-
keit ergeben, das großzügig bemessene Personal zu reduzieren.30 Es galt, 
den Lehrkörper allmählich den im Westen der Republik üblichen Verhält-
nissen anzupassen, d.h. die Zahl der von der alten PH übernommenen, 
aus sachlichen und politischen Gründen in Zukunft für eine Weiterbe-
schäftigung in der BLHS ungeeigneten Professoren und Mitarbeiter zu 
reduzieren. Bei dieser Aufgabe verfolgte Rektor Mitzner den geschilder-
ten „Brandenburger Weg“.  

So konnte er seit Oktober 1990 zahlreiche Professoren dazu bewegen, 
in den Vorruhestand zu gehen. Auch war die Personalreduzierung in den 
verschiedenen Fakultäten unterschiedlich.31 Die Evaluierung der Ge-
schichtswissenschaft führte – unter maßgeblicher Beteiligung westdeut-
scher Historiker32 – zur Entferung aller ostdeutschen Kollegen, mit einer 

                                                           
26 Interviews Grawert (23.11.2011) und Rauh (4.7.2013) 
27 Dozent der Physik Fred Albrecht 
28 Steffi Kirchner, Justitiarin der BLHS und Dezernentin für Personal-und Rechtsangelegen-
heiten. Bis 1990 arbeitete sie als Justitiarin im Reichsbahnausbesserungswerk Potsdam. Sie 
wurde mit Hilfe von Professor Grawert an der Universität Bochum in bundesrepublikani-
sches Recht eingeführt. (Interview Grawert, 23.11.2011)  
29 Interview Muszinsky 13.2.2014 
30 Laut PH-Rektor Gzik war an der PHP das Verhältnis von Studenten zu wissenschaftli-
chem Personal 4,7 : 1 gegenüber 20 bzw. 22 : 1 in der Bundesrepublik. (A. Gzik, Referat 
„Zum Stand der Reformprozesse an der PH ‘Karl Liebknecht’ in Potsdam.“ 22. Konzil, 26. 
2.1990. Broschiert, S. 25) 
31 So verloren die Naturwissenschaften, die allgemein als weniger politisch belastet galten, 
nur einen ohnehin unbeliebten Professor. Die Schaffung eines neuen Fachbereichs Sozial-
wissenschaften durch einen Berliner Soziologen führte mit Wirkung vom 1. 10. 1990 zur 
Streichung von 20 Planstellen von 66. (Personalbestand 18.3.1991. UAP 6980). 
32 Die Professoren Mommsen (Düsseldorf), Fischer (FU) und Schuller (Konstanz). Weitere 
Teilnehmer waren der Geschäftsführer des Fachbereich, dessen Assistentin und ein Student. 
Ein derart direkter Eingriff von Westdeutschen wiederholte sich später nicht mehr. 
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Ausnahme, der dann aber freiwillig zurücktrat.33 Nur eine ostdeutsche 
Professorin überlebte auf einer C4-Professur und das nur aus „Zufall“.34  

Diese frühen Evaluierungen waren auf die Initiativen Einzelner be-
schränkt, doch veranlasste die Landesregierung im Frühjahr 1991 – auf-
grund u.a. von Empfehlungen der KMK – eine systematische Überprü-
fung des gesamten Personals der BLHS (Görtemaker 1995: 17). Wieder-
um erließ das MWFK keine Anweisung zu ihrer Ausführung. Die Hoch-
schule bildete daher interne Kommissionen. Beobachter kamen schon 
früh zu dem Schluss, dass mit dieser internen Verfahrensweise und der 
Zusammensetzung der Kommissionen, „die fachliche Evaluierung insge-
samt … weitgehend ungenügend“ war, obwohl die Kommissionen in ein-
zelnen Fachbereichen gründlich gearbeitet hatten.  

Wie wenig man in Potsdam an einer sorgfältigen Arbeit interessiert 
war, zeigte sich auch in den – im Gegensatz zu den Praktiken der anderen 
ostdeutschen Universitäten – unrealistisch kurzen Bearbeitungszeiten. 
Denn hier sollten die Überprüfung aller Professoren und Dozenten bereits 
bis Ende April 1991 abgeschlossen werden (ebd.: 18),35 was schließlich 
Ende Mai gelang. 123 Personen wurden überprüft, von denen 16 negativ 
evaluiert wurden.36  

Auch bei den Integritätsüberprüfungen des übrigen Personals der 
BLHS herrschten Verzögerungen und dann große Eile. Eine Personal-
kommission nahm am 13.5.1991 ihre Arbeit auf und sollte bereits Ende 
Mai ihre Ergebnisse vorlegen – und das bei einer Gesamtzahl der Über-
prüfungen von 1.249! (Görtemaker 1995: 22)  

Die am 12.7.1991 von Rektor dem Ministerium die überreichten Un-
terlagen enthielten die Empfehlung, in lediglich elf Fällen eine Dringlich-
keitsanfrage beim Bundesbeauftragten zu stellen und 22 Kündigungsver-
fahren einzuleiten. Auch hier spielte das MWFK durch Verzögerung und 
letztlich die Vermeidung von für die MA negativen Entscheidungen eine 
unrühmliche Rolle. (vgl. Marshall 2016: 120ff.) 

                                                           
33 Professor Finker. Er wurde später als IM entlarvt, der die Forschungsarbeiten zu seiner 
Stauffenberg-Biographie in den Privatarchiven der Familie Stauffenbergs für Berichte an 
die Staatssicherheit missbraucht hatte. Seine Veröffentlichungen waren jedoch auch in der 
Bundesrepublik bekannt. Die Evaluierung war für ihn „ein entwürdigender Vorgang“. Inter-
view Korenke 15.11.2011. 
34 Interview Klose. 31.10.2012 (Professor Dagmar Klose war bereits in in den 80iger Jahren 
an der PH. Dann als eine von zwei DDR-Historikern auf einer C4-Professur (Geschichtsdi-
daktik). 
35 Für Leipzig siehe auch Senatskommission zur Erforschung der Leipziger Universitäts- 
und Wissenschaftsgeschichte (2010) 
36 Allerdings bleibt unklar, ob sie die Universität verlassen mussten. 
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Die große Mehrzahl der HS-Angehörigen blieb somit auf ihren Pos-
ten. Diese ersten Evaluierungen waren insofern besonders wichtig, weil 
sie im Laufe der weiteren Entwicklung der Universität immer als „beson-
ders sorgfältig“ bezeichnet wurden, sodass ihre Ergebnisse später nicht 
hinterfragt werden konnten, was wiederum den alten ostdeutschen Besitz-
stand schützte.37 

 

Der Gründungssenat 
 

All dies war eine besondere Herausforderung für den Gründungssenat. 
Denn die Ausarbeitung des wissenschaftlichen Rahmens bedeutete 
gleichzeitig die der Gesamtstruktur, was sich unter dem zunehmenden 
Sparzwang durch das Finanzministerium immer mehr zu einem Kampf 
um den Bedarf an Planstellen entwickelte. Im GS wurden daher auch die 
wichtigsten personalpolitischen Auseinandersetzungen ausgetragen.  

Obwohl nur drei Ostdeutsche Mitglieder waren – eine kleine Minder-
heit unter der Gesamtzahl von 13 –, erwies sich deren Auswahl als be-
deutsam: der bereits erwähnte Prorektor Kempter,38 sowie mit Dr. B. 
Krüger eine wortgewandte Vertreterin des Mittelbaus39 und Professor 
Kujawa40 als Repräsentant der für die UP so wichtigen außeruniversitären 
Institute. Hinzu kamen eine Vertreterin der Studenten und ab 1992 ein 
zweiter Vertreter des Mittelbaus41 sowie ein zweiter Student. Alle ost-
deutschen Mitglieder im GS waren loyale Anhänger des früheren Regi-
mes.42 

Die westdeutschen Mitglieder des GS waren mit der Vorstellung nach 
Potsdam gekommen, dass man hier etwas völlig Neues gründen konnte, 

                                                           
37 Bei den gleichzeitigen Evaluierungen der HRV unter der Leitung von Rolf Grawert wur-
den von den noch vorhandenen 31 Hochschullehrern letztlich nur sieben übernommen. Von 
den 45 noch vorhandenen wissenschaftlichen Mitarbeitern galt das in 13 Fällen. 
38 vgl. FN 9 
39 Wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für Literaturwissenschaft, FB Germanistik. 
Sie vertrat die Interessen des Mitelbaus sehr geschickt und trat auch mehrmals im Branden-
burger Landtag als Sprechrin auf. 
40 Professor Dr. Manfred Kujawa, in der DDR Direktor des Instituts für Ernährungsfor-
schung in Rehbrücke, in dem wichtige Forschungen zu Dopingprojekten u.a. der Stasi und 
des DDR-Sports stattgefunden hatten. Er war jetzt Direktor des Fraunhofer Instituts für Um-
weltchemie und Ökotoxikologie Potsdam. 
41 Dr. H. Schmidt Wissenschaftlicher MA am Physikalischen Institut, in dem auch der Vor-
sitzende des Personalrats, F. Albrecht, beschäftigt war.  
42 Der zweite Student Meyerhöfer hatte beispielsweise seinen Wehrdienst im Elitebattaillion 
„Dzerschinsky“ geleistet. (Interview 1.7. 2013). 
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während in Wirklichkeit der Rahmen zum großen Teil aus den bestehen-
den Einrichtungen vorgegeben war. Von diesen und anderen ostdeutschen 
Realitäten wussten die Westdeutschen zunächst wenig,43 was die Position 
des Rektors und die seiner ostdeutschen Mitarbeiter weiterhin erheblich 
stärkte. Es war in ihrem Interesse, diese westliche „Blauäugigkeit“ so lan-
ge wie möglich zu bewahren. So hielten sie sich bedeckt; Mitzner wahrte 
bei aller Höflichkeit Distanz. (Herrmann 2006: 2f.) 

Obwohl die Struktur- bzw. Berufungskommissionen des Senats für 
die einzelnen Bereiche in der Regel gute Arbeit leisteten, funktionierte 
der Senat als Ganzes nicht so, wie man es hätte erwarten können. Dies 
war einmal die Folge seiner relativen Isoliertheit vom Rest der Institution 
bzw. der der Senatsmitglieder untereinander. Denn die Mitglieder waren 
nur wenige Tage in Potsdam anwesend, da sie weiterhin Aufgaben an ih-
ren Heimatuniversitäten wahrzunehmen hatten. Sie flogen nur tageweise 
nach Potsdam, wo sie in Mammutsitzungen oft Agenden von bis zu 80 
Seiten abarbeiten sollten (Marshall 2016: 60). 

Auch waren die Kommunikationsmöglichkeiten mangelhaft, und es 
fehlte oft sogar ein sicherer Tagungsort. Im Sommer 1993 entdeckte man 
beispielsweise noch zufällig die erwähnten Mikrophone, mit denen die 
Beratungen des Senats abgehört wurden.44 Die Mitglieder des GS waren 
empört, aber die Affäre blieb folgenlos. Das Ergebnis war, „dass wir 
nicht befriedigend kooperieren oder nur Informationen austauschen kön-
nen, dass Diskussionen im Senat stattfinden müssen, ohne zu brauchba-
ren Ergebnissen oder institutionell handbaren Lösungen zu führen“. Dies 
erklärte auch, warum man „die Tätigkeit des GS in Frage stellt oder sogar 
in Verruf bringt; dass dessen Verhandlungen in einem institutionellen 
und prozeduralen Vakuum ablaufen, sodass sie allzu oft folgenlos blei-
ben, verworren erscheinen, Gerüchten Vorschub leisten und die Instituti-
on zusätzlich zu destabilisieren scheinen.“45  

Dieses Problem blieb auch in der Folgezeit ungelöst. Im Juli 1992 
kam es zu einer „spannungsgeladenen Diskussion über die Funktion und 

                                                           
43 Auch die Autorin, die das SS 1992 als Gastdozentin an der Universität verbrachte, fällt in 
diese Kategorie. 
44 Interview Rauh 4.7.2013. (Professor Gisa Rauh, Universität Wuppertal, Anglistik/Ameri-
kanistik. Von 1991 bis 1994 Mitglied des Gründungssenates und Stellvertretende Grün-
dungsrektorin der Universität Potsdam). Man nahm die Sache philosophisch. Die UP hatte 
wichtigere Probleme. (Interview Görtemaker 21.3.2012). Vgl. dagegen die Aussage von 
Professor Mitzner: „Der GS war wirklich ‚dicht‘ – nichts drang nach außen.“ (Interview 
6.12.2012) 
45 Professor Wolfgang Edelstein, Max-Planck Institut für Bildungsforschung, Berlin – Pro-
fessor Rohe, Fachbereich Sozialwissenschaft Potsdam, 8. 7. 1992 (Material Rauh) 
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Leistungsfähigkeit des Senats, der unter extremem Zeitdruck und ohne le-
bendige Beziehungen in die Institutionen hinein, den Aufbau einer [Ein-
richtung] verantwortlich voranzutreiben hat, deren Verwaltung ihm zu-
gleich durch ein problematisches Gesetz auferlegt ist, das ihm die Mittel 
dafür vorenthält.“46  

Angesichts dieser Gegebenheiten scheint es erstaunlich, dass der GS 
seine Arbeit fortsetzte. Doch fand man sich in einem ständigen Zwiespalt: 
Man wollte der Universität nicht durch öffentliche Kritik schaden, nicht 
als „Imperialisten“ im Osten auftreten. Das Ziel war es, das Vertrauen der 
Ostdeutschen zu gewinnen.47 So machte man in Konfliktfällen Zuge-
ständnisse an die Ostdeutschen. 

Die entstehenden wissenschaftlichen Strukturen erforderten nach dem 
Verständnis der westdeutschen Mitglieder des GS im Westen übliche 
Personalstrukturen. So machte der GS bereits im September 1991 klar, 
dass die erstrebte Anerkennung der UP als Einrichtung mit „Forschungs-
profil und [als] fundierte wissenschaftliche Lehreinrichtung“ nur mit ei-
nem hohen Anteil an „fluktuierendem Personal im Mittelbau“ möglich 
sei. „Der GS wird … Entscheidungen zu fällen haben, wie unter Berück-
sichtigung von fachspezifischen Aspekten für den Mittelbau bis zu einem 
festzulegendem Zeitpunkt das vorgegebene Verhältnis von unbefristeten 
und befristeten Stellen zu erreichen ist, um den notwendigen Qualitäts-
stand zu gewährleisten.“48  

Hierzu sollten juristisch abgesicherte einheitliche Richtlinien erarbei-
tet werden, „die die Überführung in befristete fünfjährige Arbeitsverhält-
nisse regeln.“ Gleichzeitig gab man auch „verbindliche Festlegungen, … 
[wie bei] Mitarbeitern im befristeten Arbeitsverhältnis das Habilitations-
verfahren maximal ausgeschöpft, bzw. eine Umorientierung des Berufs-
einsatzes [erreicht] werden kann.“49 Mit anderen Worten: Der GS war 
sich der schwierigen Lage des Mittelbaus durchaus bewusst und wollte 
eine Lösung der Problematik konstruktiv angehen. 

Doch fand er damit nicht die Unterstützung des MWFK. Schon An-
fang November 1991 reagierte die Landesregierung mit Beschwichtigun-
gen auf die „beträchtliche Unruhe im Mittelbau“. Minister Enderlein be-
ruhigte auf einer Veranstaltung am 9.11.1991 die Betroffenen mit dem 

                                                           
46 Ebd. 
47 Interview Herrmann, per Telefon und e-mail, 13.8.2012. Dies bedeutete jedoch nicht, 
dass nicht auch die Westdeutschen bei späteren Berufungen ihre Eigeninteressen verfolgten. 
48 GS 2.3.9.1991.(UAP 13749; BLHA 1500/2329) 
49 GS. Änderungen zum Protokoll der Sitzung des GA vom 2./ 3. 9. 1991.(UAP 13749; 
BLHA 1500/ 2329) 
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Hinweis, dass das Ministerium die Entlassungen auf ein Minimum be-
schränken und dass diese sozialverträglich ausgeführt würden.50 Auch der 
GS schwenkte auf diese Linie ein, was bedeutete, dass er bereits nach we-
nigen Monaten seine im September formulierten Ziele aufgab. 

Die Gleichzeitigkeit des wissenschaftlichen Aufbaus der Universität 
durch den GS, der Überleitungen von Professoren und Mitarbeitern, der 
weiteren Evaluierungen sowie der Ausarbeitung einer Gesamtstruktur der 
UP mit detaillierteren Angaben zur Personalstruktur führte zu beträchtli-
cher Unübersichtlichkeit, Konflikten und letztlich zur Konfrontation zwi-
schen dem Minister und dem für die Überleitungen zuständigen west-
deutschen Professor Grawert, die mit dessen Rücktrit von dieser und an-
deren Funktionen in der HS endete. 

 

Personelle Kontinuitäten 2 
 

Die sogenannten Überleitungsverfahren, die die Eignung der Professoren 
zur Überführung in den Status eines nach westdeutschen Recht beamteten 
Vollprofessors der UP prüften, wurden erst ab Oktober 1992 durchge-
führt, nachdem eine Ergänzung des Brandenburger Hochschulgesetzes (§ 
106a) die rechtliche Grundlage geschaffen hatte. Von 46 Professoren 
stellten 39 den entsprechenden Antrag, von denen 33 – davon 24 auf C4 
Stellen – übergeleitet wurden, d.h. 73 %.  

Wie großzügig man in Potsdam damit vorging, zeigte sich an der be-
deutend geringeren Zahl von um die 50 % für die anderen ostdeutschen 
Universitäten. Unter den an der UP übergeleiteten Professoren befanden 
sich vormalige, zum Teil politisch belastete Sektionsdirektoren u.a. in 
den Naturwissenschaften, der Germanistik,51 Anglistik,52, Sport,53 Päda-
gogik, Psychologie54 und Informatik.55 Die Folge dieser Personalkontinu-

                                                           
50 Bericht in PUTZ, 19/ 991 (Dezember) 
51 Werner Rieck, Mitglied der HS Parteileitung 
52 Wicht IMS „Werner Heinze“ 1967–1981 (BstU Archivnummer 2657/81. Material Halt). 
Doch erscheint sein Name nicht mehr in den der Autorin vorliegenden Vorlesungsverzeich-
nissen für die Jahre 1993 und 1993/94.  
53 Philipp. In der DDR Sektionsdirektor. Verdienstmedaille der Nationalen Volksarmee in 
Silber. Ausgezeichnet wegen langjähriger SED-Mitgliedschaft. (Material Schütte) 
54 Franz. In der PH Vorsitzende der Hochschulgewerkschaftsleitung, Dekanin der Pädago-
gisch-Psychologischen Fakultät, Mitglied der zentralen Parteileitung, Sektionsdirektorin. In 
der UP: Stellvertretende Direktorin des FB Psychologie. 
55 Wedel. Professor alten Rechts für Informatik an der Math/Nat-Fakultät. Wegen langjähri-
ger IM-Tätigkeit am 11.8.1994 von UP und MWFK entlassen (MAZ 13 .8.1994). 
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itäten war das Bild der Universität als einer Einrichtung, an der die alten 
Kader prächtig überlebten. 

Die Überleitung des Mittelbaus gestaltete sich bedeutend schwieriger. 
Hier befand sich hauptsächlich auch der Personalüberhang, wie ein Ver-
gleich mit anderen Hochschulen zeigt (Übersicht 1): 

 
Übersicht 1: Personalstrukturen an west‐ und ostdeutschen Universitäten. Stand: 
Ende 1992 

  HHU Düsseldorf  U Siegen  U Potsdam  HU Berlin 

Studierende  12.755  12.517  7.012  20.514 

Professoren/Dozenten  159  221  263  403 

Wiss. Mitarbeiter  377  351  632  309 

Nichtwiss. Mitarbeiter  869  540  1.263  1.024 

Quellen: UP Dezernat 6, UAP 13752, 10.2.1993; Personalstellen des Landes Nordrhein‐Westfalen nach 
Haushaltsplan 1992; für HU siehe Neidhart (1994: 58f.) 

 
Das Problem war inzwischen, dass die fachliche Evaluierung des Mittel-
baus mit dem Stellenprofil und der damit verbundenen Anzahl der Stellen 
verbunden wurden, was eine direkte Bedrohung der Interessen des Mittel-
baus bedeutete. Hier kam es daher auch zu dem erwähnten grundsätzli-
chen Konflikt zwischen dem auf akademische Qualifizierung ausgerichte-
ten und an möglichst ordnungsgemäßen Verfahren orientierten Kommis-
sionsleiter Grawert und Minister Enderlein, der als Politiker geneigt war, 
politische Aspekte zu berücksichtigen.56  

Aus Grawerts Sicht konnten die Evaluierungen nur auf der Basis von 
„fachlich verantwortungsvoll“ gehandhabten Entscheidungen bewerkstel-
ligt werden, denn es war abzusehen, dass sie „unter erheblich größeren 
Druck der Öffentlichkeit gerät.Von interessierter Gewerkschaftsseite aus 
ist dies [bereits] angekündigt worden.“ Dem war aber nur mit ausdrückli-
cher Unterstützung des Ministers standzuhalten. „Wenn auch nur der … 
Eindruck entsteht, dass Fachvoten auf [irgendeine] Weise überholt wer-
den könnten, stehen die Kommissionsarbeit und die Qualität der Perso-
nalauswahl zu Lasten des Rufs der UP in Frage.“ Unter diesen Umstän-
den zog er es vor, am 14.9.1993 von seinen Ämtern zurückzutreten. 

Von nun an ging man „pragmatisch“, in Eigenregie der Ostdeutschen 
vor. Unter Prorektor Kempter als Vorsitzender der Überleitungskommis-
sion wurden alle umstrittenen Kandidaten übergeleitet, obwohl 98 nicht 

                                                           
56 Interview Grawert 23.11.2011. Das grundsätzliche Problem war in seinen Augen: „Die 
Ostdeutschen wollten Leute haben, die ihnen sagten, ‚alle können bleiben‘. Da geht es um 
Zugeständnisse und nicht um die Qualität der Person.“  
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in den Struktur- und Stellenplan der UP eingeordnet werden konnten. 
Doch Differenzen zwischen der UP, dem MWFK und dem Hauptperso-
nalrat des MFWK führen dazu, dass selbst 77 Kündigungen, die wegen 
mangelndem Bedarf und fehlender fachlichen Eignung zum 31.12.1993 
erfolgen sollten, nicht durchgeführt werden konnten. Auch bekannte Sta-
simitarbeit war kein Kündigungsgrund. 

Diese Einstellung des MWFK deutete bereits an, dass die im Eini-
gungsvertrag vorgeschriebenen politischen Evaluierungen in Potsdam 
schwierig werden würden. Für die ostdeutschen Hochschulen allgemein 
galt, „dass das MfS eine wesentliche Rolle an allen Universitäten und 
Hochschulen spielte und das Alltagsleben bestimmte.“ (Huber 1996: 116) 
In Potsdam hatte die PHP den Ruf einer besonders „roten Hochschule“.57 
Die ASR galt als „größte, älteste und berüchtigste Kaderschmiede der 
DDR“.58 Die beträchtliche Zahl nicht nur der Stasiangehörigen, sondern 
auch der leitenden Kader der SED hatten den Alltag der PH bzw. der 
ASR völlig dominiert. In der ASR gehörten nur 5 % der Mitarbeiter nicht 
der SED, sondern deren Blockparteien an oder waren parteilos (Jacobsen 
2006: 170). Am IIB gab es einen speziell für diese Institution verantwort-
lichen Stasi-Mitarbeiter. Auch scheint, wie erwähnt, sogar eine institutio-
nelle Verbindung zur JHS möglich. Studenten des IIB erinnern sich an ei-
nen „unglaublich stalinistischen Dogmatismus“ des Unterrichts am IIB 
(Rosenthal 1993). 

 

Die Probleme der Aufarbeitung 
 

Eine Aufarbeitung dieser politischen Vergangenheit musste von außen 
kommen. In Brandenburg war die politische Opposition zu schwach, um 
dies zu erzwingen. Der Landesregierung fehlte es an politischen Willen. 
Bereits Anfang 1991 hatten sich die Vertreter aller Parteien im Landtag 
gegen ein einfaches Schwarz-Weiß-Denken ausgesprochen und die Tatsa-
che hervorgehoben, dass Kontakte zur Staatssicherheit in der DDR viel-
fach unvermeidbar waren. Es sei daher immer die konkrete Einzelsituati-
on zu prüfen.59  

Aus diesem Grund verlief die Aufarbeitung der Stasi-Vergangenheit 
im öffentlichen Dienst „milder“ in Brandenburg als in anderen ostdeut-

                                                           
57 So der vormalige Rektor Gzik (Interview 2.8.2011). Es herrschte die „Vierfaltigkeit aus 
Staat, Partei, Gewerkschaft und dem PH Rektorat.“ Genaue Zahlen ließen sich von der 
Autorin nicht ermitteln. 
58 Freiheit der Wissenschaft, o.D., S. 18. (Material Schütte) 
59 Landtag – Plenarprotokoll 1/ 30: 2231, 2235 
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schen Ländern. So wurde hier bewusst kein spezieller Posten eines „Sta-
si-Beauftragten“ geschaffen (Müller-Ensberg 2000). Was die UP betraf, 
hielt sich das MWFK weitgehend zurück und berief sich auf die im 
Hochschulgesetz enthaltende Hochschulautonomie. Im Gegensatz zu den 
anderen ostdeutschen Ländern erließ das Ministerium keine Leitlinien für 
die anstehenden politischen Säuberungen. Ohne objektive Krierien blieb 
jedoch wiederum nur der Weg der Einzelfallprüfungen. Aber selbst hier 
zeigten die Beamten des MWFK eine bemerkenswerte Großzügigkeit. 
Man war sich einig, dass Stasizuarbeit bzw. -mitgliedschaft und Füh-
rungspositionen in der SED per se kein Grund zu Entlassungen sein 
konnten. Auch für Minister Enderlein waren die systematischen Überprü-
fungen kein Thema. „Das wäre Sache der Universität gewesen. Bei Ein-
stellungen ja, nicht aber bei Leuten, die schon da waren.“60 

Die Universität konnte andererseits darauf verweisen, dass das Minis-
terium seine Briefe gar nicht oder nur mit beträchtlicher Verspätung be-
antwortete bzw. immer wieder Bedenken äußerte, die das jeweilige Ver-
fahren verzögerten. Im Juli 1994 entdeckte man, dass das Ministerium für 
manche Gruppen – insgesamt 1186 Personen – noch gar keine Anträge 
bei der Gauckbehörde gestellt hatte. Ihre Überprüfung wurde schließlich 
mit Schreiben vom 4.8.1994 beantragt. Dass auch Rektor Mitzner hier ei-
ne Rolle spielte, war durchaus bekannt. Mitzner „behauptete, dass Sachen 
an die Gauckbehörde weitergeleitet wurden. Es lag ihm aber [hauptsäch-
lich] daran, seine Leute zu halten.“61 

Im Jahr 1994 kann der energischere Ansatz der Universität u.a. als ei-
ne Reaktion auf die wachsende öffentliche Kritik erklärt werden, der die 
UP wegen ihrer Personalpolitik ausgesetzt war, beispielsweise mit der 
Veröffentlichung eines „Diskussionspapier[s] zu Problemen der UP“.62 
Hier wurden diverse Missstände an der UP aufgelistet. Ein Jahr später 
veranstaltete die Universität selbst ein Podiumsgespräch zu diesem The-
ma, die zu der zitierten Dokumentation von Professor Görtemaker (1995) 
führte. Jede Kritik an der Hochschule wurde jedoch abgewiesen. Kritiker 
waren „Nestbeschmutzer“. 

Insgesamt blieben die Ergebnisse der politischen Evaluierungen unbe-
friedigend, was sich u.a. in wiederholten Anfragen im Brandenburger 
Landtag zu dieser Thematik zeigte.63 In der frühen UP siegten somit die 

                                                           
60 Interview Enderlein, 14.3.2012 
61 Interview Rauh, 4.7.2013 
62 Deutscher Hochschulverband, Bundes Freiheit der Wissenschaft (Sektion Berlin/Bran-
denburg), 5. 5. 1993 
63 Anfrage Nr. 1321 des Abgeordneten Dr. M.Schierack (CDU) 
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alten „Kader“ weitgehend. Auch setzten sie ihre Erfahrung in politischen 
Kämpfen der Vergangenheit dazu ein, systematisch alle Spuren zu verwi-
schen: Personalakten der Vorgängerinstitutionen wurden zerstört und die 
Akten in den Archiven sorgfältig durchforstet, was die Aufarbeitung der 
Vergangenheit an der UP schwierig macht.64  

 

Resümee 
 

Trotz dieser schwierigen Anfangsphase entstand in Potsdam eine erfolg-
reiche Universität. Dies war hauptsächlich der Angliederung zahlreicher 
außeruniversitärer naturwissenschaftlicher Institute zuzuschreiben, deren 
Leiter häufig zugleich Professoren an der Universität waren. Durch die 
Zusammenarbeit der Naturwissenschaftlichen Fakultät der UP, den Insti-
tuten der MPG und der Fraunhofer Gesellschaft entwickelte sich in der 
Region Potsdam einer der größten Wissenschaftsstandorte Deutschlands 
Doch blieb die große Anzahl wissenschaftlich unproduktiver Kräfte zu-
nächst ein Nachteil für die Hochschule. In einem Vergleich der For-
schungsleistungen der deutschen Universitäten beispielsweise nahm Pots-
dam 1993 den letzten Platz ein.65 Verbesserungen wurden erst allmählich 
nach externen Gutachten von Sachverständigen erreicht (Lemmermöhle 
u.a. 2008, Wissenschaftsrat 1993). 

Andere Faktoren sprachen jedoch auch für den „Brandenburger Weg“ 
der Personalpolitik. So blieben der Hochschule langwierige gerichtliche 
Klagen von Entlassenen weitgehend erspart.66 Auch schnitt die Universi-
tät bei Begutachtungen der Lehre regelmäßig gut bzw. sehr gut ab (Padt-
berg 2014). 

Die in der ostdeutschen Hochschullandschaft einmalige Entwicklung 
der UP kann daher auf verschiedene Faktoren zurückgeführt werden: al-
len voran die Landespolitik, die der Hochschule Autonomie in der Füh-
rung ihrer Angelegenheiten in einer Art gewährte, die den Ostdeutschen 
beträchtlichen Einfluss zusicherte. Hinzu kam der gut informierte und or-
ganisierte Mittelbau. Der Einfluss der Westdeutschen wurde auf den Auf-
bau der wissenschaftlichen Strukturen eingeschränkt. Langfristig hatten 
sie zwar großen Einfluss auf die Berufungen – die Mehrzahl der C4-Lehr-
stühle wurde von Westdeutschen besetzt –, doch konnten der ostdeutsche 
Mittelbau und auch mehr Professoren als an anderen ostdeutschen Uni-
                                                           
64 So erklären sich auch die fehlenden genauen Zahlenangaben – das wichtigste Hindernis 
bei der Erforschung der Potsdamer Vorgänge. 
65 Focus, Herbst 1993. 
66 Eine Ausnahme war der letzte Rektor der PH Gzik.  
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versitäten auf C4- bzw. eine Mehrheit auf C3-Positionen bleiben und so 
ihre Interessen wahren. In Potsdam gingen die Westdeutschen in der Re-
gel nicht zu hart gegen die Ostdeutschen vor. 

Der „Brandenburger Weg“ hatte also viel Positives. Doch blieb seine 
„Milde“ hinsichtlich der politischen Aufarbeitung bzw. der Rehabilitie-
rung von Geschädigten unbefriedigend. Hier muss die Rolle dieses Wegs 
noch kritisch hinterfragt werden. 
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Auf dem Weg zur Universität 
Weichenstellungen an der Pädagogischen Hochschule Potsdam 
1989/90 

 
 
 
 

Zum 25jährigen Jubiläum der Grün-
dung der Universität Potsdam am 15.7. 
2016 hat ihr Präsident, Prof. Dr. Gün-
ther, mehrfach erklärt, dass die Univer-
sität sehr an der Aufarbeitung ihrer Ge-
schichte interessiert sei, solange noch 
Zeitzeugen dazu berichten könnten. 
Pünktlich zum Jubiläum sind zwei Bü-

cher zur Geschichte der Universität Potsdam erschienen (Görtemaker 
2016, Marshall 2016). In beiden Publikationen wird nur relativ wenig zur 
Vorgeschichte der Universität ausgesagt – und von dem „Wenigen“ ist 
leider manches einfach falsch.  

Als ähnlich korrekturbedürftig erscheinen einige Äußerungen zur uni-
versitären Vorgeschichte, die jubiläumsbedingt in der Presse oder auf 
dem Symposium „Der schwierige Neuanfang, die Gründung der Univer-
sität Potsdam“ (2.12.2016) vorgetragen wurden.1 Diesen Darstellungen 
möchte ich – als Rektor und damit als einer der Hauptakteure im beweg-
ten Wendejahr 1989/90 – aus Zeitzeugenperspektive die These gegen-
überstellen, dass die Erfolgsgeschichte der Universität ohne die Weichen-
stellungen des Wendejahres nicht möglich gewesen wäre. 

 

1.  Rektorat im Wendejahr 1989/90 
 

1.1.  Die Übernahme der Immobilien und Einrichtungen in Golm 
 
Zu meinem Amtsantritt als Rektor im März 1989 stand die Pädagogische 
Hochschule Potsdam (PH) vor dem Ruin, denn die so dringend benötig-
ten Investitionsmittel (60 Millionen Mark) zur Sanierung der maroden In-
frastruktur waren aus dem Fünfjahrplan 1991–1995 herausgenommen 

                                                           
1 vgl. die Dokumentationen der Debatte um die Hochschulgeschichte sowie der Jubiläums-
berichterstattung in den „Potsdamer Neuesten Nachrichten“ auf der Website der Universität 
unter https://www.uni-potsdam.de/25jahre/jubilaeum.html (10.5.2017) 

Axel Gzik 
Potsdam 
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und auf den Zeitraum ab 1996 verschoben worden. Damit hätten in den 
1990er Jahren Lehre und Forschung an vielen Instituten nicht mehr ge-
währleistet werden können. Entsprechend kam auch eine nach sorgfälti-
ger Situationsanalyse erstellte Denkschrift zu dem Schluss, dass „die 
Hochschule in weiten Teilen vor dem Bankrott steht“ (Gzik 1989). 

Am 18.12.1989 teilte mir der stellvertretende Rektor der Juristischen 
Hochschule in Golm, Jürgen Seidel, mit, dass diese Hochschule mit so-
fortiger Wirkung den Lehrbetrieb einstellen müsse. Dies weckte sofort 
die Hoffnung, durch Übernahme des gesamten Objektes die akuten Prob-
leme der PH durch Erweiterung und erhebliche qualitative Verbesserung 
der materiell-technischen Basis lösen zu können. Noch am gleichen Tag 
wurde im Rektorat ein vierseitiger Antrag an den Ministerrat der DDR 
zur kompletten Übernahme der Juristischen Hochschule einschließlich 
der bereits für 1990 in den Haushalt eingestellten finanziellen Mittel erar-
beitet und per Kurier an den Ministerpräsident Hans Modrow geschickt. 

Dank der Mitarbeit vieler Kolleginnen und Kollegen konnte bis zum 
29.12.1989 ein umfassendes Nutzungskonzept für das Objekt in Golm 
entworfen und an den Ministerrat als Nachtrag zum Antrag vom 
18.12.1989 geschickt werden. 

Mitte Januar 1990 fand eine Bürgerversammlung in Golm statt, auf 
der die künftige Nutzung der ehemaligen Juristischen Hochschule disku-
tiert wurde. Hier konnte sich die PH mit ihrem Nutzungskonzept gegen 
vier weitere Interessenten – der Gemeinde Golm, der LPG, dem Rat der 
Stadt und dem Rat des Bezirkes Potsdam – durchsetzen. Ausschlagge-
bend für das positive Votum der Golmer Bürger war, dass dieses Konzept 
eine intensive Nutzung aller Immobilien und Einrichtungen vorsah, wäh-
rend die Mitbewerber lediglich „Rosinenpickerei“ erkennen ließen.  

Bei dieser Übernahme ging es um 5 Hörsäle, 20 Seminarräume, 5 
Computerkabinette, ein Fremdsprachenkabinett, 210 Arbeitsräume für 
Mitarbeiter, 781 Wohnheimplätze, eine 650 m² große Bibliothek mit Le-
sesaal, eine Buchverkaufsstelle, eine Mensa, eine Wäscherei, eine Dru-
ckerei, eine Tischlerei, eine Kinderkrippe und einen Kindergarten, den 
Medizinischen Dienst mit 5 Arztarbeitsplätzen, davon ein Zahnarztplatz, 
sowie einen großen Fuhrpark mit Werkstatt. 

Die PH sagte den Bürgern eine vertragliche Regelung der gewünsch-
ten Nutzungen mit der Gemeinde zu und begann bereits kurz nach dem 
Forum mit der Inbesitznahme der Hochschule in Golm. Der Umstand, 
dass eine Rückmeldung des Ministeriums auf den Übernahmeantrag wei-
terhin ausstand und de facto ein rechtsfreier Raum bestand, gebot diese 
große Eile, um eine Aufteilung der Juristischen Hochschule zu verhin-
dern. 
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Entsprechend muss die These Barbara Marshalls (2016: 28) zurückge-
wiesen werden, dass die Juristische Hochschule „gegen den Protest der 
umliegenden Gemeinden“ der Pädagogischen Hochschule „aufgrund ih-
rer ausgezeichneten politischen Beziehungen zur Staats- und Parteilei-
tung“ zugeschlagen wurde. Der Beschluss des Ministerrates der DDR 
zum Wechsel der Rechtsträgerschaft trat erst mit Wirkung zum 1.3.1990 
in Kraft. Festgehalten werden muss vielmehr, dass ein akutes Problem 
der Existenzsicherung der PH durch engagiertes Handeln des Rektorats 
gelöst wurde: 

„Im Zuge der drohenden Auflösung der Juristischen Hochschule Ende 1989 
rückten die dort befindlichen Immobilien in das öffentliche Interesse. Bereits 
am 18. Dezember 1989 … hatte der Rektor der Pädagogischen Hochschule 
Potsdam, Professor Axel Gzik, in einem Brief an Ministerpräsident Hans Mo-
drow … die Übernahme des gesamten Golmer Objektes in den Bestand der 
Hochschule beantragt, um die komplizierten materiell-technischen Probleme 
der PH mit wesentlich geringeren ökonomischen Aufwendungen zu lösen.“ 
(Angelow 2011: 184) 

 

1.2.  Der Übergang zur Universität 
 
Im Zuge der anstehenden Übertragung der akademischen Wissenschafts-
strukturen auf das Gebiet der DDR stellte sich ein weiteres, ähnlich drän-
gendes Problem: Da in der Bundesrepublik seit 1965 fast alle Pädagogi-
schen Hochschulen aufgelöst bzw. in Universitäten integriert worden wa-
ren (Giese 1987), mussten auch die Unabhängigkeit der PH Potsdam und 
die Arbeitsplätze von nahezu 900 Mitarbeitern als gefährdet gelten; ein 
Anschluss an eine Berliner Universität war denkbar. Entsprechend ver-
ständigte sich das Rektorat Ende Januar darauf, den Übergang der PH zu 
einer Universität in Potsdam vorzubereiten.  

In der ersten Sitzung des Senats Anfang Februar 1990 stimmte dieser 
mehrheitlich einem Konzeptentwurf zur Gründung einer Universität zu. 
Motiviert wurde dieses schnelle Vorgehen vor allem durch die erwartba-
ren Widerstände zumeist westdeutscher Bildungspolitiker gegen einen 
solchen Schritt. Stikte Ablehnung ließen etwa die Wissenschaftssenatorin 
von Westberlin, Barbara Riedmüller-Seel, auf der Rektorensitzung der 
Berliner Universitäten am 15.2.1990, aber auch die Vertreter des Wissen-
schaftsrats erkennen.  

Die Entwicklung einer PH zu einer Universität schlicht für undenkbar 
zu halten, dürfte vor allem auf die Unkenntnis der Struktur und Funktion 
der PHs in der DDR sowie ihres – im Gegensatz zu westdeutschen PHs – 
universitären Charakters zurückzuführen sein. Die Auseinandersetzung 
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mit diesem externen Widerstand prägte die Entwicklung des Univer-
sitätskonzepts im Frühjahr 1990, mehr noch: Vielleicht motivierte gerade 
dieser Gegenwind eine intensivere Arbeit daran. 

 Im Februar wurde deutlich, dass es nicht zu einer Integration der 
Technischen Hochschule Cottbus oder des Klinikums Potsdam in eine 
Potsdamer Universität kommen würde: Während das Rektorat der TH 
Cottbus den Weg in eine eigenständige Technische Universität gehen 
wollte, stand der Direktor des Klinikums, Hans Röding, dem Konzept ei-
ner Universität mit dem Klinikum als Kern einer Medizinischen Fakultät 
skeptisch gegenüber. 

Auf dem 22. Konzil am 28.2.1990 wurde dann das inzwischen weiter 
gereifte Konzept zur Gründung einer Universität zur Diskussion gestellt. 
Kern der Universität sollten die Pädagogische Hochschule und die Aka-
demie für Staats- und Rechtswissenschaften in Potsdam-Babelsberg sein.  

Vorgeschlagen wurde der Hochschulöffentlichkeit dabei, den Weg 
zur Universität über den Zwischenschritt einer „Brandenburgischen Lan-
deshochschule“ zu gehen, da die Potsdamer Hochschule 1948 zunächst 
unter dieser Bezeichnung durch den Befehl Nr. 45 der Sowjetischen Mili-
täradministration gegründet und mit allen universitären Merkmalen aus-
gestattet worden war.  

Dieses Konzept des Überganges der Pädagogischen in die „Branden-
burgische Landeshochschule“ stößt in dieser Zeit auch auf erheblichen, 
vermutlich eher politisch denn sachlich begründeten Widerstand von „in-
nen“. Vor diesem Hintergrund begründete das Rektorat mit dem Flugblatt 
„Zurück oder vorwärts zur Brandenburgischen Landeshochschule?“ 
(Schrader/Gzik 1990) nochmals detailliert die Notwendigkeit dieses 
Schrittes. Zugleich wurde auf dem Konzil mit Blick auf die angestrebte 
Universitätsgründung die Aufgabe beschlossen, Diplomfachstudiengänge 
in den Instituten auszuarbeiten und zum Wintersemester anzubieten. 

Auch die Monate Mai und Juni 1990 standen im Zeichen der Abwehr 
der Vorstellungen des Wissenschaftsrats, des Bildungsministeriums unter 
Hans Joachim Meyer und des Senats von Westberlin über die künftige 
Wissenschaftslandschaft im Großraum Berlin, nach denen die Entwick-
lung der Potsdamer PH zu einer Universität nicht vorgesehen war. 

Auf der Berliner Wissenschaftskonferenz am 13.6.1990 konnte jedoch 
Konsens darüber erzielt werden, dass der attraktive Großraum Berlin 
künftig deutlich mehr Studierende anziehen würde und somit doch vier 
Universitäten benötigt werden würden. Das Präsidium der Rektorenkon-
ferenz der DDR stimmte in seiner letzten Sitzung am 15.6.1990 dem 
Vorschlag zur Universitätsgründung in Potsdam zu. 
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Nach weiterer Arbeit an dem Universitätskonzept wurde die Umbe-
nennung dann auf einer Sitzung des Wissenschaftlichen Rates am 28.6. 
1990 zur Abstimmung gestellt. Bei 130 Stimmberechtigten gab es 92 Ja-
Stimmen, 3 Gegenstimmen und 35 Enthaltungen. Dank dieser überwälti-
genden Zustimmung wurde noch auf dieser Sitzung die Umbenennung 
der Pädagogischen Hochschule in „Brandenburgische Landeshochschule“ 
vorgenommen.  

 

1.3.  Die Neuorientierung in der Forschung 
 
An allen Fakultäten der Pädagogischen Hochschule gab es eine intensive 
Forschungstätigkeit, in deren Rahmen zahlreiche erfolgreiche Promotio-
nen A und B entstanden und den Mittelbau als befähigt zum wissen-
schaftlichen Arbeiten auswiesen. Besonders in der Mathematisch-Natur-
wissenschaftlichen Fakultät bestanden viele Kooperationsverträge mit der 
Industrie und der Landwirtschaft, über die erhebliche finanzielle Mittel 
für die Hochschule und die Forschungsgruppen akquiriert wurden.  

In den ersten Monaten des Jahres 1990 gingen aber viele Vertrags-
partner der PH in Insolvenz, brachen weg. Es folgte weniger eine Reform 
der Forschung, sondern vielmehr eine Neuorientierung auf Vertragspart-
ner in den alten Bundesländern und in Westberlin, um die Nutzung der 
staatlichen Fördertöpfe der DFG und des DAAD sowie um Verträge mit 
Stiftungen wie z.B. der Volkswagenstiftung oder der Alexander-von-
Humboldt-Stiftung. 

 

1.4.  Reform der Lehre 
 
Bereits die bisherigen Ausführungen zur Übernahme der Immobilien und 
Einrichtungen der Juristischen Hochschule, zum Übergang von der PH 
zur Universität wie zur Neuorientierung der Forschung lassen die Ein-
schätzung des späteren Ersten Prorektors, Gerhard Kempter, „dass wirkli-
che Veränderungen an der PH erst ab Sommer 1990 eintraten“ (Marshall 
2016: 27) als fragwürdig erscheinen. In eine ähnliche Richtung weisen 
auch die Änderung der Lehre seit dem Herbst 1989. 

Bereits auf dem 21. Konzil am 18.9.1989 wurde mit dem Referat des 
Rektors zur dringend notwendigen, grundlegenden Reform der Lehre auf-
gefordert und um Meinungsäußerungen zu den im Rektoratskollegium 
entwickelten Eckpunkten für die Reform an das Rektorat gebeten. Dabei 
sollten insbesondere die berechtigten Kritiken der Studenten an Ausbil-
dungsinhalten und -formen berücksichtigt werden. Es ging um die Ausei-
nandersetzung mit Schwächen und Mängeln der bisherigen Lehrerausbil-
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dung. Die Studenten kritisierten die starren Fächerkombinationen. Es gab 
Forderungen nach mehr Wahlmöglichkeiten auch noch während des Stu-
diums, nach mehr wahlobligatorischen und fakultativen Veranstaltungen, 
nach Entlastung der Studiengänge von fachfremden Inhalten, nach Über-
windung der teilweisen Verschulung u.a.m. 

Aus den über 100 Zuschriften und den Vorstellungen im Rektorat 
wurden Standpunkte zur Umgestaltung der Lehrerausbildung in 22 The-
sen gefasst, am 14.12.1989 vom Senat grundsätzlich gebilligt und per 
Flugblatt in allen Bereichen der Hochschule mit der Bitte verbreitet, wei-
tere Vorschläge und Meinungen bis zum 12.2.1990 an das Rektorat ein-
zureichen und bereits mit der Ausarbeitung neuer Lehrkonzeptionen zu 
beginnen. Am 28.2.1990 wurde auf dem 22. Konzil die Ausarbeitung 
neuer Lehramtsstudiengänge und deren Einführung zum Wintersemester 
verbindlich beschlossen. Insgesamt lässt sich also festhalten, dass bei lau-
fendem Lehrbetrieb viele drängende Probleme bearbeitet werden mussten 
und bearbeitet wurden. 

 

1.5.  Entwicklungsleitlinien und Vertrauensfrage 
 
Im März/April 1990 fanden einige Demonstrationen an der Hochschule 
statt. Zugleich erreichten das Rektorat Zuschriften und Meinungsäuße-
rungen, die zeigten, dass zahlreiche Mitarbeiter und Studenten die Rekto-
ratspolitik noch nicht nachvollziehen konnten. 

Um ein besseres Verständnis und eine höhere Akzeptanz zu erreichen 
und um herauszufinden, wie viele der Hochschulangehörigen die Rekto-
ratsvorstellungen zur Entwicklung der Hochschule ablehnen, wurde zum 
26.4.1990 der Wissenschaftliche Rat einberufen. In einem Referat erläu-
terte der Rektor detailliert die Leitlinien der Entwicklung und stellte sie 
zur Diskussion.  

Die anschließende Abstimmung über die Leitlinien wurde mit der 
Vertrauensfrage verknüpft. Von den 109 abgegebenen Stimmen waren 
108 gültig. Es gab 90 Ja-Stimmen (= 83,3 %), 18 Gegenstimmen (= 
16,7 %) und keine Enthaltungen. Dieses hohe Maß an Zustimmung bestä-
tigte nicht nur die bisherige Politik, sondern konnte zugleich als Auffor-
derung verstanden werden, diese weiter zu verfolgen. Geprägt wurde die 
weitere Rektoratsarbeit zunächst von der anstehenden Währungsunion am 
1.7.1990. 
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1.6.  Probleme der Finanzierung der Hochschule 
 
Auf der Sitzung des Wissenschaftlichen Rates am 28.6.1990, bei der auch 
die Umbenennung der Pädagogischen Hochschule in „Brandenburgische 
Landeshochschule“ beschlossen wurde, standen Fragen der Hochschulfi-
nanzierung nach der Währungsunion im Mittelpunkt.  

So musste die Hochschule bis 30.6.1990 alle finanziellen Mittel an 
den Staatshaushalt der DDR zurückführen. Ab 1.7.1990 erfolgte dann die 
Finanzierung durch die Bundesrepublik bei wöchentlicher Bedarfspla-
nung (auf die einzelnen Wochentage aufgeschlüsselt). Die genehmigten 
Gelder waren dann ab 9.00 Uhr für den jeweiligen Tag auf dem Arbeits-
konto verfügbar. 

Die Mittelzuweisung erfolgte unter dem Vorbehalt, dass das Budget 
für das 2. Halbjahr nicht für die Ausfinanzierung der Personalkosten rei-
chen würde. So sollte ein Personalabbau erzwungen werden. Deshalb be-
schloss das Rektorat, die für den Herbst geplante Strukturreform vorzu-
ziehen, selbständige Einheiten auszugliedern und alle Möglichkeiten der 
Versetzung von Mitarbeitern in den vorzeitigen Ruhestand, des Über-
gangs in die Teilzeitarbeit u.a.m. unter strikter Beachtung des Kündi-
gungsschutzgesetzes der Bundesrepublik (gültig ab 1.7.1990) zu nutzen. 

 

1.7.  Rücktritt vom Amt  
 
Mit Blick auf den 3. Oktober, dem Tag der Deutschen Einheit, der Eta-
blierung des Landes Brandenburg und damit auch der Berufung eines 
neuen Wissenschaftsministers, stellte sich die Frage, ob dieser neue Mi-
nister wohl konstruktiv mit einem Rektor zusammenarbeiten würde, der 
noch zu DDR-Zeiten ins Amt gewählt worden war. Da diese Frage nicht 
eindeutig bejaht werden konnte, trat das Rektorat auf der Senatssitzung 
am 4.9.1990 geschlossen zurück und bat den Senat, möglichst kurzfristig 
die Wahl eines neuen Rektorats zu organisieren.  

Am 26.9.1990 erfolgte die Übergabe der Amtsgeschäfte an Rolf Mitz-
ner. Auf der Grundlage des bisher Erreichten überführte er die Branden-
burgische Landeshochschule in die Universität Potsdam. Für seine Tätig-
keit als Gründungsrektor wurde er vielfach geehrt und ausgezeichnet. 
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2.  Nach dem Rektorat: Rechtswidrige Abberufung und 
  wissenschaftliche Arbeit unter schwierigen Bedingungen 
 
Ich erhielt mit Schreiben vom 27.6.1991 zum 1.10.1991 die Abberufung 
(= Kündigung) durch den Wissenschaftsminister des Landes Branden-
burg, Hinrich Enderlein, und wurde damit arbeitslos. Die Abberufung be-
ruhte auf den folgenden Aussagen der Evaluierungskommission: „Wegen 
zehnjähriger Leitungsverpflichtungen zu wenig originäre Publikationen“ 
und „Sehr enge wissenschaftliche Problematik, zu wenig aktuell bezo-
gen“. Diese Aussage ist in mehrfacher Weise sachlich falsch und scheint 
zum Zwecke der Abberufung so formuliert worden zu sein. 

Zum Sachverhalt: Ich habe von September 1978 bis April 1983 inten-
siv an der Promotion B (Gzik 1983), die später als Habilitation anerkannt 
wurde, zu einem hochaktuellen Thema einer Gruppe von Pflanzenhormo-
nen, den Cytokininen, gearbeitet und diese Arbeit am 28.4.1983 zum Ab-
schluss einer wissenschaftlichen Tagung unter dem Thema „Cytokinine 
und Cytokininmetabolismus“ vor einem hochkarätigen Auditorium ver-
teidigt.  

In Anerkennung meiner wissenschaftlichen Leistung erhielt ich vom 
„International Research & Exchanges“ Board der USA (IREX) ein Sti-
pendium für einen 3-monatigen Arbeitsaufenthalt in Forschungsgruppen 
meiner Wahl in den USA. Im Rahmen dieses Stipendiums arbeitete ich 7 
Wochen bei Prof. Mark Brenner an der Universität von Minneapolis, da-
nach weitere 7 Wochen bei Prof. Roy Morris an der Universität von Co-
lumbia. Beide Forschungsgruppen waren zu jener Zeit weltweit führend 
auf dem Gebiet der Pflanzenhormone, besonders der Hormongruppe der 
Cytokinine. Allein dieser Arbeitsaufenthalt spricht gegen die lediglich 
drei Jahre später formulierte Einschätzung, eine wenig aktuell bezogene 
Fragestellung zu bearbeiten. 

Gegen die Entscheidung der Evaluierungskommission habe ich Ein-
spruch eingelegt und diesen ausführlich begründet. Das Ergebnisproto-
koll der Einspruchskommission zeigt jedoch, dass die wesentlichen Punk-
te meines Einspruches von der zuständigen Kommission gar nicht erst zur 
Kenntnis genommen worden sind. Dies konnte kaum überraschen: Der 
Vorsitzende der Evaluierungskommission war der Rektor, Rolf Mitzner, 
sein Stellvertreter war der Geschäftsführender Direktor des Instituts für 
Biologie, Helmut Scheel. Auch die Einspruchskommission wurde von 
Mitzer geleitet, Scheel war wiederum stimmberechtigtes Mitglied. Ange-
sichts der gleichen personellen Leitung war es nicht zu erwarten, dass die 
Entscheidung der Evaluierungskommission in der Einspruchskommission 
zurückgenommen werden würde.  
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Rolf Mitzner betätigte mir gegenüber später, dass es bei der Abberu-
fung nicht um meine wissenschaftliche Leistungsfähigkeit gegangen sei, 
sondern um eine „politisch notwendige Entscheidung“. Neben Mitzner 
wirkten Helmut Scheel sowie Ingrid und Guido Baumann2 vom Institut 
für Biologie an der Abberufung mit, die alle vier – nicht zuletzt aufgrund 
unserer über zwei Jahrzehnte dauernden gemeinsamen Arbeit an der PH – 
meinen wissenschaftlichen Werdegang und meine wissenschaftliche 
Leistungsfähigkeit sehr genau kannten. 

Mit der Abberufung wäre meine weitere berufliche Karriere, aber 
auch die materielle Sicherheit meiner Familie zerstört worden. Da ich mir 
bereits zum Zeitpunkt der Abberufung sicher war, dass diese wegen mei-
ner Tätigkeit als Prorektor und Rektor zu DDR-Zeiten, also aus politi-
schen Gründen erfolgt war, reichte ich vor dem Arbeitsgericht Potsdam 
Klage gegen den Bescheid ein. Das Gericht folgte den sachlichen Argu-
menten und wies mit seinem Urteil die Abberufung zurück.  

Da das Land Widerspruch gegen dieses Urteil einlegte, wurde die Ab-
berufung in zweiter Instanz vor dem Landesarbeitsgericht verhandelt. 
Auch dieses Gericht fand keinerlei Grund für die Abberufung, da sowohl 
nach dem Hochschulrahmengesetz der DDR, aber auch nach den nahezu 
gleich lautenden Bestimmungen in der Bundesrepublik, Prorektoren und 
Rektoren sich in erster Linie um die Belange ihrer Hochschule zu küm-
mern haben. Das habe ich zweifellos mit hohem Einsatz, viel Energie und 
Leidenschaft in dieser bewegten Zeit getan. Durch den Beschluss des 
Landesarbeitsgerichts Brandenburg vom 30.10.1992 wurde das Urteil des 
Arbeitsgerichts Potsdam bestätigt und damit rechtskräftig. 

Aber das Unrecht setzte sich trotz des rechtskräftigen Urteils an der 
Universität Potsdam fort. Als ich an einer Sitzung des Institutsrates teil-
nehmen wollte, erklärte mir der Geschäftsführende Direktor, Helmut 
Scheel, vor dem versammelten Gremium, dass ich Hausverbot hätte. Auf-
grund des Einspruchs meines Anwalts erhielt ich noch am selben Abend 
ein Telegramm mit der Aufforderung, am nächsten Morgen meine Arbeit 
am Institut aufzunehmen. Dort teilte mir der Geschäftsführende Direktor 
mit, dass er keinen Arbeitsplatz für mich hätte, denn die Professur sei in-
zwischen neu besetzt und die Arbeitsräume seien vergeben worden. Der 
Kanzler der Universität, Jens Prüß, den ich um Unterstützung gebeten 
hatte, wies Scheel an, mir unverzüglich ein von ihm wenig genutztes La-
bor und zwei weitere kleine Räume zur Verfügung zu stellen. 

Es folgten bis zu meiner Emeritierung im September 2009 weitere 17 
Jahre der Behinderung meiner wissenschaftlichen Karriere durch die ex-

                                                           
2 Briefe an den Rektor von Ingrid und Guido Baumann 1989/1990, Privatarchiv Axel Gzik 



die hochschule 1/2017  175

treme Begrenzung der Ressourcen. So erhielt ich weniger als 10 Prozent 
an jährlichen Haushaltsmitteln, die der auf meine Stelle – trotz des 
schwebenden Arbeitsrechtsstreits – neu berufene Kollege bekam. An den 
Aufbau einer leistungsfähigen Arbeitsgruppe oder an die Einwerbung von 
Drittmitteln, bei denen eine Gegenfinanzierung erforderlich ist, war bei 
den begrenzten Mitteln nicht zu denken. 

Die jährliche Debatte um die Haushaltsmittel im Institutsrat war stets 
eine Diskriminierung und Demütigung und letztlich für die Universität 
beschämend. Da für mich wegen der Neuberufungen keine Strukturstelle 
vorhanden war, wurde meine Professur bei der Mittelzuteilung durch die 
Fakultät nicht berücksichtigt. So war ich auf das Wohlwollen von Kolle-
gen angewiesen, die auf einen geringen Teil ihrer Berufungszusagen ver-
zichteten. Das Unrecht, das mit der rechtswidrigen Kündigung im Juni 
1991 begonnen hatte, setzte sich somit über 17 Jahre bis zu meiner Eme-
ritierung fort. 
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Mirjam Müller: Karriere nach der Wissenschaft. Alternative Berufs‐
wege  für  Promovierte.  Campus  Verlag,  Frankfurt  a.M.  2017.  EAN 
9783593507163, 227 Seiten, € 24,95. 
 
Nein, hier geht es nicht um Seniorprofessuren oder um lukrative Berater-
tätigkeiten für Emeritierte, wie man anhand des Haupttitels zunächst ver-
muten könnte. Konzipiert ist das Buch vielmehr für Geistes- und Sozial-
wissenschaftler als „praktische Anleitung für die Suche nach einer beruf-
lichen Tätigkeit in Wirtschaft, Verwaltung, Bildung und Kultur“ (S. 12). 
Darüber hinaus ist es das Ziel der Autorin, die seit vielen Jahren als Per-
sonalentwicklerin und als Wissenschaftscoach tätig ist, ihre Erfahrungen 
„einem größeren Kreis an NachwuchswissenschaftlerInnen weiterzuge-
ben“ (ebd.).  

Hierfür stellt Müller in fünf Kapiteln ihre „Praktische Anleitung“ vor 
und illustriert in einem größeren sechsten Kapitel anhand von 13 Porträts 
die individuellen Berufswege von promovierten Geistes- und Sozialwis-
senschaftlern, die heute außerhalb der Wissenschaft „in unterschiedlichen 
Bereichen beruflich erfolgreich tätig sind“ (S. 13). Im siebten Kapitel 
empfiehlt sie – gleichsam als Schlusswort – beruflichen Alternativen 
nachzugehen und herauszufinden, ob sie den eigenen Erwartungen stand-
halten. Außerdem solle man prüfen, ob die nötigen Qualifikationen vor-
handen sind und wie die Chancen auf dem entsprechenden Arbeitsmarkt 
aussehen (S. 206). Der Anhang enthält schließlich weiterführende Infor-
mationen, die die Recherche zu beruflichen Tätigkeiten jenseits des Wis-
senschaftsbetriebs unterstützen sollen.  

 Im ersten Kapitel konstatiert Müller zunächst, dass „das deutsche 
Wissenschaftssystem weitgehend eine eindimensionale Karriereperspek-
tive“ mit dem Karriereziel Professur vermittle (S. 10). Entsprechend seien 
die Qualifikationen ausschließlich auf die (Universitäts-)Professur ausge-
richtet und andere Optionen für eine dauerhafte wissenschaftliche Be-
schäftigung derzeit kaum vorgesehen. Anschließend beschreibt sie die 
Chancen von Promovierten innerhalb und außerhalb der Wissenschaft, 
wobei sie prägnant zentrale Ergebnisse des Bundesberichtes Wissen-
schaftlicher Nachwuchs (BuWiN 2013) zusammenfasst. Einige Ergebnis-
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se wären wohl noch deutlicher ausgefallen, hätte bereits der aktuelle 
BuWiN (2017) zur Verfügung gestanden.1  

Im Abschnitt „Praktische Anleitung“ geht es Müller darum, dass die 
Leserin oder der Leser herausfindet, was sie dem Arbeitsmarkt außerhalb 
der Wissenschaft zu bieten haben und was dieser Arbeitsmarkt ihr oder 
ihm zu bieten hat – und beides letztlich zusammenzubringen. Sie emp-
fiehlt, sich für die Reflektion und die berufliche (Neu-)Orientierung einen 
Zeitraum – etwa ein oder zwei Jahre – zu setzen. In ihrem zweiten Kapi-
tel schreibt Müller dazu: „Bei aller Besonderheit des Einzelfalls lassen 
sich meiner Erfahrung nach fünf Typen von ‚AusstiegerInnen‘ beobach-
ten“, für die es unterschiedliche Motivationen und Rahmenbedingungen 
und damit auch verschiedene Strategien gebe.  

Hierbei sei es nicht ausgeschlossen, dass man sich in mehreren dieser 
Typen wiederfinde (S. 16). Dies ist zunächst eine hilfreiche Heuristik. In-
teressant wäre hier eine ergänzende Einordnung in die Ergebnisse empiri-
scher Studien gewesen. Zu denken wäre hier etwa an die von Kahlert2 he-
rausgearbeiteten drei Karrieretypen, die auch in weiteren Studien aufge-
griffen wurden:3 Dies wären erstens Personen, die nach der Promotion in 
der Wissenschaft bleiben möchten, zweitens Personen, die eine Tätigkeit 
außerhalb der Wissenschaft anstreben, und drittens Personen, die noch of-
fen hinsichtlich ihrer Karriereziele sind. Der erstgenannte Typ ist für die 
Bearbeitung des Themas Karrieren nach der Wissenschaft nicht relevant, 
aber die beiden letztgenannten entsprechen dem „Geplanter Ausstieg“-
Typ bzw. dem „Plan B“-Typ bei Müller.  

Für viele Leser wäre es sicherlich hilfreich gewesen zu wissen, dass 
die letztgenannten beiden Typen – inhaltlich den Typen von Kahlert ent-
sprechend aufgefasst – von Briedis u.a. quantifiziert wurden. Damit 
könnte empirisch gezeigt werden, dass dies sehr viele Personen betrifft 
und der Karriereweg zur Professur jedenfalls auf der Seite der Nach-

                                                           
1 Siehe BuWin (2013): Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs 2013. Statistische Da-
ten und Forschungsbefunde zu Promovierenden und Promovierten in Deutschland. Bielefeld 
und BuWiN (2017): Bundesbericht Wissenschaftlicher Nachwuchs. Statistische Daten und 
Forschungsbefunde zu Promovierenden und Promovierten in Deutschland. Bielefeld. 
2 Vgl. Kahlert, H. (2012): Was kommt nach der Promotion? Karriereorientierung und -pläne 
des wissenschaftlichen Nachwuchses im Fächer- und Geschlechtervergleich. In: Beaufays, 
S./Engels, A./Kahlert, H. (Hg.): Einfach Spitze? Neue Geschlechterperspektiven auf Karrie-
ren in der Wissenschaft. Frankfurt am Main. 57–86. 
3 z.B.: Briedis, K./Jaksztat, S./Preßler, N./Schürmann, R./Schwarzer, A. (2014): Berufs-
wunsch Wissenschaft? Laufbahnentscheidungen für oder gegen eine wissenschaftliche Kar-
riere. DZHW: Forum Hochschule 8|2014. 
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wuchsforschenden nicht der Normalfall ist.4 Zudem wurden in Briedis 
u.a. die Karrieretypen auch mit ihren spezifischen beruflichen Erfolgs-
faktoren beschrieben. Welche Aspekte für welche Gruppierung wichtig 
sind bzw. sein können, hätte einen weiteren Nutzwert für die Leser. 

In Ansätzen kommen bestimmte Erfolgsfaktoren auch in den 13 Port-
räts zum Vorschein. Müller teilt hierbei die individuellen Berufswege in 
fünf „alternative Berufsfelder“ ein: FH-Professur; Wissenschaftsmanage-
ment; Politik und Verwaltung; Kultur, Medien, Bildung; Wirtschaft und 
Beratung. Abgesehen von der – sicherlich diskussionswürdigen – Einord-
nung der FH-Professur als „Alternative zur Wissenschaft“, überzeugen 
die Porträts mit dichten, anschaulichen Beschreibungen. Sie dürften auf-
grund ihrer Vielfalt eine Bereicherung selbst für diejenigen (Geistes- und 
Sozial-)Wissenschaftler darstellen, die bereits einzelne Berufsfelder 
durch Praktika, Nebenjobs o.ä. kennengelernt haben.  

Insgesamt liest sich das Buch sehr gut und bietet eine Fülle an Denk- 
und Diskussionsanregungen für Karrieren von Promovierten außerhalb 
der Wissenschaft. Die fünf Typen von „AusstiegerInnen“ wirken aller-
dings aufgrund der allein auf der Erfahrung der Autorin basierenden 
Grundlage etwas zufällig gewählt. Doch vielleicht irritiert hier lediglich 
den empirisch arbeitenden Sozialwissenschaftler der bereits besetzte Be-
griff „Typen“. Die 13 Porträts decken eine erfreulich große Breite ab, las-
sen aber zugleich den Wunsch nach einer kurzen quantitativen Einord-
nung (z.B. neben durchschnittlichen Einkommen auch zur Größe der je-
weiligen Berufsfelder und Arbeitsmarktchancen) sowie „weichen“ Be-
rufserfolgsmaßstäben wie beruflicher Zufriedenheit usw. aufkommen.  

Eine breitere ergänzende Aufbereitung der vorhandenen (Promovier-
ten-)Studien zu diesem Thema – etwa in Form von Infokästchen – wäre 
eine noch größere Hilfe für die Leser. Wünschenswert wäre es zudem, bei 
einer weiteren Auflage die weiterführenden Hinweise als Fußnoten statt 
als Endnoten zu setzen. Dies würde es auch als Arbeitshilfe für all dieje-
nigen noch besser handhabbar machen, die in der Beratung von Nach-
wuchswissenschaftlern oder in der Konzeptentwicklung für Angebote tä-
tig sind.  

                                                           
4 vgl. auch Hauss, K./Kaulisch, M./Zinnbauer, M./Tesch, J./Fräßdorf, A./Hinze, S./ Horn-
bostel, S. (2012): Promovierende im Profil: Wege, Strukturen und Rahmenbedingungen von 
Promotionen in Deutschland. iFQ-Working Paper Nr. 13; Krempkow, R./Sembritzki, 
T./Schürmann, R./Winde, M. (2016): Personalentwicklung für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs 2016. Bedarf, Angebote und Perspektiven – eine empirische Bestandsaufnahme 
im Zeitvergleich. Berlin: Stifterverband (Hg.); Johann, D./Neufeld, J. (2016). Nachwuchs-
probleme. Situation und Berufsziele des wissenschaftlichen Nachwuchses. In: Forschung & 
Lehre 9/2016, 790–791. 
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Fazit: Das Buch schließt mit seiner Fokussierung auf alternative Be-
rufsfelder für Promovierte eine große Lücke und löst seine Ziele großen-
teils bravourös ein. Lediglich in den ersten Kapiteln gäbe es im Hinblick 
auf eine weitere Informationsaufbereitung noch etwas Luft nach oben. 
 

René Krempkow (Berlin) 
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Ebert, Georg: Im Spannungsfeld zweier Welten. Episoden aus meinem Leben – 
Vor- und Nachwendezeit (Autobiographien Bd. 43), Trafo, Berlin 2013, 207 S. € 
19,80. Im Buchhandel.  
Der 1931 geborene Georg Ebert studierte von 1950 bis 1954 Wirtschaftswissenschaften an 
der Berliner Humboldt-Universität. Nach einer dortigen Assistententätigkeit und Promotion 
an der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim Zentralkomitee der KPdSU war er 
von 1964 bis 1974 Stellvertretender Leiter, danach bis 1990 Leiter des Lehrstuhls Politische 
Ökonomie des Sozialismus an der SED-Parteihochschule „Karl Marx“. 

 
Elvert, Gerhard: Ein oft verrückter Lebensweg. Ein Landwirt und Wissenschaft-
ler erinnert sich, BS-Verlag, Rostock 2004, 250 S. € 15,70. Im Buchhandel. 
Der 1925 geborene Autor war stellvertretender Minister für Landwirtschaft der DDR und 
Institutsdirektor bei der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften der DDR. 

 
Sieblist, Kerstin: Erhard Mauersberger – Thomaskantor und Komponist, Editi-
on Merseburger 1548, Kassel 2003, 90 S. € 19,-. Im Buchhandel.  
Erhard Mauersberger war seit 1932 Dozent, seit 1946 Professor für Chorleitung an der Kir-
chenmusikabteilung der Hochschule für Musik Weimar, leitete seit 1950 die Thüringer Kir-
chenmusikschule in Eisenach und war von 1961 bis 1971 Thomaskantor in Leipzig. 

 
Dresdner Geschichtsverein (Hg.): Die Kunstakademie Dresden. Momentaufnah-
men ihrer Geschichte (= Dresdner Hefte H. 120), Dresden 2014, 108 S. € 5,-. Be-
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zug bei: Dresdner Geschichtsverein, Redaktion Dresdner Hefte, Wilsdruffer Stra-
ße 2, 01067 Dresden; info@dresdner-hefte.de 
Im hiesigen Kontext interessieren vor allem die folgenden Beiträge: „Weltverbesserung 
durch die Künste? Betrachtungen zur Geschichte der Dresdner Hochschule für Bildende 
Künste in der SBZ und DDR“ (Karl-Siegbert Rehberg), „Es ging auch immer um die Potenz 
des Hauses“ (Redaktionsgespräch mit Johannes Heisig), „Die Dresdner Hochschule für Bil-
dende Künste und der Gesellschaftsumbruch der 90er Jahre“ (Hans Joachim Meyer) und 
„Die HfBK heute. Bemerkungen zur Lage“ (Matthias Flügge). 
 
Burg Giebichenstein, Hochschule für Kunst und Design (Hg.): Gerhard Voigt 
und Schüler, Halle 1991, 152 S. Im antiquarischen Buchhandel. 
Der Grafiker Gerhard Voigt (1926–2005) war von 1978 bis 1991 Professor für Gebrauchs-
graphik an der Hochschule für industrielle Formgestaltung Halle, Burg Giebichenstein in 
Halle (Saale). 
 
Göbel, Bernd: Verschiedenes Hell. Ein Bildhauer in Deutschland, Mitteldeut-
scher Verlag, Halle (Saale) 2017, 509 S. 24,95. Im Buchhandel. 
Bernd Göbel absolvierte von 1963 bis 1969 ein Studium der Bildhauerei an der Hochschule 
für industrielle Formgestaltung Halle Burg Giebichenstein, von 1969 bis 1973 war er dort 
Assistent bei Gerhard Lichtenfeld. Ab 1973 Lehrbeauftragter, 1978 Dozent und Leiter der 
Bildhauerklasse. 1982 Ernennung zum Professor für Plastik an der Burg Giebichenstein. 
Seit 1991 auch als Prorektor tätig.  
 
Stoschek, Jeannette / Patricia Werner (Hg.): Ursula Arnold. Arno Fischer. Eve-
lyn Richter. Gehaltene Zeit, Verlag Kettler, Dortmund 2016, 317 S. € 29,80. Im 
Buchhandel. 
Arno Fischer und Evelyn Richter – Fotografen wie Ursula Arnold – unterrichteten an der 
Leipziger Hochschule für Grafik und Buchkunst. Im hiesigen Kontext interessiert vor allem 
der Aufsatz „‚Gegen das eilige Fotografieren‘. Über einige Diplomarbeiten der Klassen Fi-
scher und Richter an der Hochschule für Grafik und Buchkunst Leipzig“ (Philipp Freytag). 

 
Kaemmel, Thomas: Erinnerungen an Friedrich (Fritz) Stammberger. Graphi-
ker, Gulaghäftling, Geologe in Norilsk und Berlin, Logos Verlag, Berlin 2013, 
137 S. € 29,80. Im Buchhandel.  
Der Geologe Friedrich Stammberger (1908–1978) kam, nachdem er 1937 im sowjetischen 
Exil Opfer der stalinistischen Säuberungen geworden war, 1954 in die DDR, wo er die Zen-
trale Vorratskommission für Rohstoffe mit aufbaute und ab 1961 leitete. Er promovierte 
1961 an der Bergakademie Freiberg und erhielt 1966 eine Titularprofessur. 

 
Gerstengarbe, Sybille / Jens Thiel / Rüdiger vom Bruch: Die Leopoldina. Die 
Deutsche Akademie der Naturforscher zwischen Kaiserreich und früher DDR, 
unt. Mitarb. v. Simon Renkert und Sophia Nenninger, be.bra wissenschafts ver-
lag, Berlin 2016, 639 S. € 32-. Im Buchhandel. 
Im hiesigen Kontext interessiert vor allem der 70seitige Aufsatz von Sybille Gerstengarbe 
zur Leopoldina in der SBZ und der frühen DDR.  

 
Höft, Herbert: Turbulente Zeiten. Lebenserinnerungen eines Physikers. Teil 2: 
Neubeginn, Studium, Beruf. 1948–1992, Esch Verlag, Potsdam o.J. [2012], 232 
S. € 11,50. Im Buchhandel. 
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Höft studierte Physik in Jena sowie Werkstoffkunde und Werkstoffprüfung in Ilmenau, wo 
er 1963 promovierte. Von 1969 bis 1992 hat er die Professur für Elektronische Bauelemente 
an der Technischen Hochschule/Universität in Karl-Marx-Stadt bzw. Chemnitz inne. 

 
Bachmann, Günter / Wendelin Koehler / Karl-Heinz Linkert / Horst Lohde / Lo-
thar Preusse / Rainer Vulpius: Rückblick einer Geologen-Generation aus Zwick-
au (1959 –1999). Berufsbiografien, hrsg. von Wendelin Koehler, Books on De-
mand, Norderstedt 2002, 230 S. Im antiquarischen Buchhandel. 
Die Autoren, die gemeinsam zu Geologieingenieuren an der Bergingenieurschule „Georgius 
Acricola“ in Zwickau ausgebildet wurden, reflektieren ihre beruflichen Karrieren. Diese 
führten sie auch in wissenschaftliche Einrichtungen, u.a. wirkten sie als Mitarbeiter am Zen-
tralen Geologischen Institut, dem Institut für Baustoffe der Deutschen Bauakademie oder 
als Professor an die Bergakademie Freiberg. 

 
Tierklinik-Tierheim Rostock (Hg.): Tierisch gut! 50 Jahre Tierklinik Rostock, 
Verlag Redieck & Schade, Rostock 2002, 111 S. Bezug bei: Tierklinik Rostock, 
Thierfelderstr. 19, 18059 Rostock. 
Im hiesigen Kontext interessieren vor allem die Abschnitte zur Entwicklung des Veterinär-
wesens in Mecklenburg-Vorpommern nach 1945, zur Vorgeschichte der Gründung von 
Staatlichen Tierkliniken in der DDR sowie zur Rostocker Bezirkstierklinik, die zwischen 
1968 bis 1990 ein Funktionalorgan des Bezirksinstituts für Veterinärwesen war und als sol-
che auch Ort angewandter tiermedizinischer Forschung. 
 
Biologische Zentralanstalt Berlin (Hg.): Biologische Zentralanstalt Sitz Klein-
machnow. Jahresbericht 1991, Kleinmachnow 1991, 66 S.; auch unter https://ojs 
.openagrar.de/index.php/MittBBA/article/download/704/639 
Der letzte Jahresbericht der Anstalt, die zum 1.1.1992 zum größeren Teil in die Biologische 
Bundesanstalt für Land- und Forstwirtschaft Berlin-Dahlem überführt wurde, zu kleineren 
Teilen in andere Strukturen. Einleitend werden diese politischen Entscheidungen referiert. 
 
Dehne, Joachim (Hg.): Zur Geschichte des Institutes für Züchtungsforschung 
Quedlinburg (IfZ) der Akademie der Landwirtschaftswissenschaften (AdL), unt. 
Mitarb. v. Rainer Weichold, Rolf Franke und Reinhard Kunert, Dr. Ziethen Ver-
lag, Oschersleben 2016, 71 S. € 14,99. Im Buchhandel. 
Das lnstitut für Züchtungsforschung Quedlinburg wurde 1947 gegründet, gehörte zur Aka-
demie der Landwirtschaftswissenschaften und wurde Ende 1991 aufgelöst. Der Herausgeber 
war Direktor des Instituts. 

 
Hennings, Lena: Die Entstehungsgeschichte der Rodewischer Thesen im Kon-
text von Psychiatrie, Sozialhygiene und Rehabilitationsmedizin der DDR, Med. 
Diss., Institut für Medizingeschichte und Wissenschaftsforschung an der Univer-
sität zu Lübeck, Lübeck 2015, 130 S., Volltext unter http://d-nb.info/1117169332 
/34 
Die Rodewischer Thesen der DDR-Psychiatrie formulierten einen relativ frühen und ambi-
tionierten sozialpsychiatrischen Ansatz, die Psychiatrie der Verwahrung zu überwinden. Der 
Rodewischer Ansatz zielte darauf ab, die großen Anstalten zu öffnen und die Patienten so-
weit als möglich ambulant oder halbstationär zu betreuen, kombiniert mit einer aktiven the-
rapeutischen Einstellung. Die Wirkungsgeschichte der Psychiatriereform in der DDR ist 
umstritten: Punktuellen positiven Wirkungen der Reform – etwa an der psychiatrischen Uni-



die hochschule 1/2017 188 

versitätsklinik in Leipzig – steht das Ausbleiben einer nachhaltige Wirkung auf die psychia-
trische Versorgung in der gesamten DDR gegenüber. 

 
Werner, Anja / Christian König / Jan Jeskow / Florian Steger: Arzneimittelstu-
dien westlicher Pharmaunternehmen in der DDR, 1983–1990, Leipziger Uni-
versitätsverlag, Leipzig 2016, 256 S. + CD-ROM. € 24,90. Im Buchhandel. 
Dokumentiert wird, dass zwischen 1983 und 1990 nachweislich 163 westliche Arzneimittel 
an ca. 16.000 Frauen, Männern und Kindern in der DDR klinisch geprüft wurden. In vier 
Fallstudien werden die klinischen Prüfungen von fünf westlichen Arzneimitteln auf Basis 
von behördlichen Dokumenten, Fachpublikationen und Interviews mit beteiligten Prüfärzten 
systematisch aufgearbeitet. Die überprüften Arzneimittelstudien westlicher Pharmaunter-
nehmen werden hinsichtlich medizinethischer und juristischer Normverstöße untersucht und 
in den historischen Kontext des DDR-Gesundheitswesens eingeordnet. Auf der CD-ROM 
werden ergänzend zu den Archivmaterialien im Anhang des Buches Gesetzestexte, Verord-
nungen und Richtlinien dokumentiert. Die in den frühen 1990er und in den letzten Jahren 
gegenüber den im Auftrag westdeutscher Pharmafirmen durchgeführten DDR-Arznei-
studien erhobenen ethischen Vorwürfe konnten nicht bestätigt werden: Trotz gelegentlicher 
Ausnahmen in Detailfragen besaß der Probandenschutz Priorität. Boten die klinischen Stu-
dien auch Vorteile für Auftraggeber und DDR-Staat, so kamen sie doch nicht zuletzt den 
Patienten zugute. 
 
Katsch, Gerhard: Greifswalder Tagebuch 1946-47, Herausgegeben, kommentiert 
und eingeleitet von Dirk Alvermann, Irmfried Garbe und Manfred Herling, Ver-
lag Ludwig, Kiel 2015, 157 S. € 15,80. Im Buchhandel. 
Gerhard Katsch (1887–1961) war Internist und Professor an der Universität Greifswald. Der 
Band dokumentiert anhand seines Tagebuchs die Befreiung Greifswalds 1945 und die Wie-
deraufnahme des Lehrbetriebs in der SBZ. 
 
Ewert, Günter/Ralf Ewert: Ein Greifswalder Internist von Weltruf. Gerhardt 
Katsch (*14.05.1887 †07.03.1961), Pro BUSINESS, Berlin 2016, 407 S. € 79,-. 
Im Buchhandel. 

 
Begenau, Jutta: Staatssicherheit an der Charité. Der IM „Harald Schmidt“ und 
die „Sicherheitspolitik von Partei und Regierung“ an der Charité 1972–1987, 
Metropol Verlag, Berlin 2017, 372 S. € 24,-. Im Buchhandel 
Anhand einer Fallstudie, dem Inoffiziellen Mitarbeiter „Harald Schmidt“, wird das Eindrin-
gen und Funktionsweise des Ministeriums für Staatssicherheit in den Betriebsalltag an der 
Charité rekonstruiert. Helmut Weidmann, so der Klarname des 1987 verstorbenen MfS-Mit-
arbeiters, war zwischen 1972 und 1987 in zwei Funktionen für das MfS an der Charité tätig: 
1972 bis 1975 führte er die an der Charité beschäftigten IM, von 1975 bis 1987 fungierte er 
als Beauftragter für Sicherheit und Geheimnisschutz in der oberen Führungsebene an der 
Charité, in unmittelbarer Nähe des Prorektors für Medizin.  

 
Kappner, Stefan: Kurt Scheidler. Arzt mit sozialer Verantwortung, berlin edition 
im be.bra verlag, Berlin 2014, 207 S. € 19,95. Im Buchhandel. 
Der 1914 geborene Scheidler arbeitete ab 1948 im Krankenhaus Berlin-Weißensee, wo er 
Chefarzt und Ärztlicher Direktor wurde, später in gleichen Funktionen im Krankenhaus 
Berlin-Friedrichshain. 1966 wurde er zum Professor ernannt. Scheidler engagierte sich vor 
allem im Bereich der Notfallmedizin, die er ab Mitte der 1960er Jahre zunächst in Berlin 
und dann in der gesamten DDR mit aufbaute. 
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Gross, Johann / Gisela Jacobasch / Peter Oehme (Hg.): Plenartagung anlässlich 
des 100. Geburtstages von Prof. Dr. Friedrich Jung (21.4.1915–5.8.1997) (Sit-
zungsberichte der Leibniz-Sozietät Bd. 123/124), trafo Wissenschaftsverlag, Ber-
lin 2015, 260 S. € 26,80. Im Buchhandel; Volltext unter http://leibnizsozietaet.de 
/wp-content/uploads/2012/10/Gesamtband-SB-123-124-2015.pdf 
Jung siedelte 1949 in die SBZ über, um am Institut für Medizin und Biologie der Deutschen 
Akademie der Wissenschaften in Berlin-Buch zu arbeiten. Hier hatte er zunächst die Lei-
tung einer Abteilung für Pharmakologie und Experimentelle Pathologie inne, ab 1956 wirk-
te er als Institutsdirektor. Seit 1961 leitete er das aus dem Institut hervorgegangene Institut 
für Pharmakologie sowie von 1972 bis 1980 dessen Nachfolgeeinrichtung, das Zentralinsti-
tut für Molekularbiologie. Darüber hinaus war Jung von 1949 bis 1972 Professor für Phar-
makologie und Toxikologie an der Humboldt-Universität zu Berlin und ab 1956 Direktor 
des entsprechenden Universitätsinstituts.  

 
Wenzel, Klaus-Peter: Die Leipziger Neurochirurgie 1949 bis 2014 von Georg 
Merrem bis Jürgen Meixensberger, Projekte-Verlag Cornelius, Halle (Saale) 
2013, 141 S. € 29,50. Im Buchhandel. 
Die Biografie der Klinikdirektoren ist in drei Teile gegliedert: Der erste Teil berichtet über 
den Begründer der Leipziger Neurochirurgie, Georg Merrem. Anschließend werden die in 
der Post-Merrem-Periode (1971-2001) oftmals nur kurz amtierenden Nachfolger vorgestellt. 
Der dritte Teil unterrichtet über die laufende Ära Jürgen Meixensbergers. 

 
Achilles, W. A. / D. Enderlein / H. Reichelt / E. Steiner: Militärmedizin in der 
DDR. Beiträge zur Militärmedizin der DDR (1949 – 1990), o.O. o.J.; URL 
http://www.militaermedizin.de/index.html 
Mit folgenden Beiträgen: Das Verständnis der Militärmedizin in der DDR; Die Militärmedi-
zinische Sektion an der EMAU Greifswald; Militärmedizinische Akademie Bad Saarow; 
Die Ausbildung von militärmedizinischen Hochschulkadern; Fachweiterbildung; Berufsbe-
gleitende Weiterbildung; Zeittafel. 
 
Achilles, W. A. / D. Enderlein / E. Steiner: Beiträge zur Militärmedizin in der 
DDR. Die Militärmedizinische Sektion an der Ernst-Moritz-Arndt-Universität 
Greifswald 1995–1990, Druckhaus Panzig, Greifswald 2015, 124 S. 
Der Band erschien aus Anlass des 60. Jahrestages der Gründung der Militärmedizinischen 
Sektion. Es basiert auf den Beiträgen „Die Militärmedizinische Sektion an der Ernst-
Moritz-Arndt-Universität Greifswald“ und „Die Ausbildung militärmedizinischer Hoch-
schulkader“ der Webseite http://militaermedizin.de und soll den Lesern ein objektives und 
unverfälschtes Bild dieser zentralen militärmedizinischen Hochschuleinrichtung in der DDR 
vermitteln. 
 
Reichelt, Helmut: Die Militärmedizinische Akademie Bad Saarow und ihre Vor-
gängereinrichtungen 1954–1991. Ein Bericht aus Dokumenten, Wissen und 
Erlebnissen, Pro BUSINESS, Berlin 2016, 230 S. € 19,90. Im Buchhandel. 
Der Autor war Professor an der Akademie und 1990 ihr letzter Kommandeur. Die Publika-
tion gliedert sich in zwei Teile: „Die Vorgängereinrichtungen der Militärmedizinischen 
Akademie“ und „Die Militärmedizinische Akademie“. Die Vorgängereinrichtungen waren 
das Zentralkrankenhaus der Kasernierten Volkspolizei (1954-1956), das Zentrale Armeela-
zarett Bad Saarow (1956-1961) bzw. das Zentrale Lazarett der NVA (1961-1981). Dann 
wurde die Militärmedizinische Akademie gegründet, die neben der Krankenversorgung ei-
nerseits forschte und andererseits postgraduale Fort- und Weiterbildungen verantwortete. 
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Lemmens, Franz-J. (Hg.): Geschichte des Medizinischen Dienstes der NVA – 
Teil II (Beiträge Wehrmedizin undd Wehrpharmazie Bd. 18), Beta Verlag, Bonn 
2009, 212 S. Bezug bei: Beta Verlag, Celsiusstr. 43, 53125 Bonn. 
Beiträge u.a. zum Verständnis der Militärmedizin in der DDR (E.R. Steiner/F.-J. Lem-
mens), zur geschichtswissenschaftlichen Forschung und Lehre im Medizinischen Dienst der 
NVA unter dem Aspekt der Geschichts- und Traditionsbildung (P. Kolmsee), zum Zentralen 
Militärhospital Bad Saarow und zum Zentralen Lazarett der NVA für Tuberkulose und Lun-
genkrankheiten Dresden-Loschwitz. 
 
Interessenvereinigung „Senioren der Landtechnik“ (Hg.): Werner Gruner. Leben 
& Werk, Verlag Redieck und Schade, Rostock 2005, 64 S. € 10,-. Im Buchhan-
del. 
Werner Gruner (1904–1995) wurde 1945 als technisch-wissenschaftlicher Spezialist in die 
Sowjetunion verbracht. Nach seiner Rückkehr war er ab 1952 als Professor an der Dresdner 
Fakultät für Maschinenwesen tätig. 1969 übernahm er das Institut für Landmaschinentech-
nik sowie die Direktion der Sektion für Kraftfahrzeug-, Land- und Fördertechnik der TH 
Dresden. Von 1958 bis 1961 war Gruner zudem Rektor der TH. 1969 wurde er emeritiert. 
 
Nendel, Karl: General der Mikroelektronik. Autobiographie, aufgeschrieben von 
Ralf Pasch, edition berolina, Berlin 2017, 234 S. € 19,99. Im Buchhandel. 
Nendel, der 1955 ein Studium an der Bergingenieurschule Zwickau als Elektroingenieur ab-
schloss, wurde 1965 stellvertretender Minister für Elektrotechnik und Elektronik und war 
dort von 1967 bis 1989 Staatssekretär. Er fungierte u.a. ab 1977 als Regierungsbeauftragter 
für die Mikroelektronik und hatte damit deutlichen Einfluss auf den VEB Kombinat Ro-
botron. Zudem trug er Verantwortung für den Transfer von Rechentechnik und Fertigungs-
anlagen der Mikroelektronik aus den westlichen Industrieländern. Nach 1989 arbeitete er 
für den Nachfolger eines ehemaligen Robotron-Werkes in Hartmannsdorf und wurde 1998 
wegen seiner Beteiligung am Embargohandel zu einer Geldstrafe verurteilt. 
 
Bahmann, Werner: Gewonnen, und doch verloren. Erinnerungen eines DDR-
Chefkonstrukteurs oder: Warum die Berliner Werkzeugmaschinenfabrik Mar-
zahn von der Hamburger Körber AG liquidiert worden ist, Verlag am Park, Ber-
lin 2008, 343 S. € 16,90. Im Buchhandel. 
Werner Bahmann absolvierte ein Studium des Werkzeugmaschinenbaus an der TH Dresden 
und promovierte dort 1963. Ab 1964 war er Technischer Direktor, Chefkonstrukteur und 
Direktor für Forschung und Entwicklung in der Berliner Werkzeugmaschinenfabrik Mar-
zahn (BWF). 1979 wurde Bahmann Honorarprofessor an der TU Dresden. Ab 1988 war er 
Professor und Sektionsdirektor an der neu gegründeten Ingenieurhochschule Berlin-
Wartenberg, einer Vorläufereinrichtung der Fachhochschule für Technik und Wirtschaft 
Berlin. Dort war Bahmann bis 2000 als Forschungsthemenleiter tätig. 
 
ifak (Hg.): 25 Jahre ifak e.V. 25 Jahre Automation und Kommunikation aus 
Magdeburg (=Das ifak Magazin 1/2016), Magdeburg 2016, 35 S. Bezug bei: ifak 
e.V., Werner-Heisenberg-Str. 1, 39106 Magdeburg. 
Das ifak – Institut für Automation und Kommunikation wurde 1991 gegründet und beleuch-
tet aus Anlass des 25jährigen Bestehens seine Geschichte. 
 
Mälzer, Katharina / Hans-Dieter Weber (Hg.): Geschichten aus dem Leseturm 
II. Merseburg zwischen Russenkaserne, Strandkorb und TH, pkp-Verlag, Leu-
na 2016, 264 S. € 13,99. Im Buchhandel. 
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Unter den hier versammelten Erinnerungen an das Leben in Merseburg zwischen 1945 und 
1989 kreisen einige um Erfahrungen an der dortigen Technischen Hochschule. 
 
Hochschule Merseburg (Hg.): 100 Jahre Chemiestandort Leuna (=HoMe Maga-
zin. Das Magazin der Hochschule Mersburg Nr. 15 – April 2016), Merseburg 
2016, 28 S. Bezug bei: Stabstelle Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Hochschule 
Merseburg, Eberhard-Leibnitz-Str. 2, 06217 Merseburg; Volltext unter https://w 
ww.hs-merseburg.de/fileadmin/redaktion/Aktuelles/Publikationen_HS/HOME_M 
AGAZIN/Home_15_Merseburg.pdf 
Das Heft widmet sich aus Anlass des im Titel genannten Jubiläums in vier Beiträgen dem 
Chemiestandort Leuna und dessen Kooperation mit der Technischen Hochschule bzw. 
Hochschule Merseburg. 
 
Brandenburgische Landeskommission für Hochschulen und Forschungseinrich-
tungen: Empfehlungen und Stellungnahmen zur Entwicklung der der Hoch-
schul- und Forschungslandschaft in Brandenburg (Brandenburger Schriften zu 
Wissenschaft und Forschung Bd. 1), Verlag für Berlin-Brandenburg, Potsdam 
1994, 240 S. Im antiquarischen Buchhandel. 
 
Hochschulstrukturkommission des Landes Brandenburg: Abschlussbericht der 
Hochschulstrukturkommission des Landes Brandenburg, o.O. [Potsdam] o.J. 
[2012], 378 S. Volltext unter: http://www.mwfk.brandenburg.de/media_fast/4055 
/Bericht_Endfassung.pdf 



die hochschule 1/2017 192 

Autorinnen & Autoren 
 

 

Gunnar Auth, Prof. Dr. oec., Professor für Wirtschaftsinformatik, insbes. Infor-
mations- und Projektmanagement am Institut für Wirtschaftsinformatik der Hoch-
schule für Telekommunikation Leipzig, Geschäftsführer des Instituts für Bil-
dungs- und Wissenschaftsmanagement Leipzig. eMail: gunnar.auth@ibwm-leip 
zig.de 

Dirk Baecker, Prof. Dr. rer. soc., Soziologe, Inhaber des Lehrstuhls für Kultur-
theorie und Management, Dekan der Fakultät für Kulturreflexion an der Universi-
tät Witten/Herdecke, Email: dirk.baecker@uni-wh.de 

Axel Gzik, Prof. Dr. rer. nat. habil., von 09/1967 bis 09/2009 an der Pädagogi-
schen Hochschule bzw. Universität Potsdam auf den Fachgebieten Biochemie 
und Pflanzenphysiologie tätig, 1989/1990 Rektor der Pädagogischen Hochschule 
Potsdam. eMail: axel.gzik@web.de 

Oliver Haude, M.Sc., Betriebswirt, Berater der myconsult GmbH. eMail: haude 
@myconsult.de 

Daniel Hechler M.A., Forschungsreferent am Institut für Hochschulforschung 
Halle-Wittenberg (HoF). eMail: daniel.hechler@hof.uni-halle.de 

René Krempkow, Dr. phil., wissenschaftlicher Referent im Hauptstadtbüro des 
Stifterverbandes für die Deutsche Wissenschaft, Bereich Programm und Förde-
rung, sowie Stabsstelle QM der Humboldt-Universität zu Berlin. eMail: rene.kre 
mpkow@hu-berlin.de 

Barbara Marshall, PhD, Politikwissenschaftlerin, University of East Anglia, 
Norwich, 1992 Gastdozentin an der Universität Potsdam. eMail: b.marshall@uea. 
ac.uk 

Peer Pasternack, Prof. Dr., Direktor des Instituts für Hochschulforschung (HoF) 
an der Universität Halle-Wittenberg. eMail: peer.pasternack@hof.uni-halle.de; 
www.peer-pasternack.de 

Sebastian Schneider M.A., wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für Hoch-
schulforschung (HoF). eMail: sebastian.schneider@hof.uni-halle.de 

Niels Taubert, Dr. phil., AG Bibliometrie, in Kooperation mit dem Institute for 
Interdisciplinary Studies of Science (I²SoS) an der Fakultät für Geschichtswissen-
schaft, Philosophie und Theologie und der Universitätsbibliothek Bielefeld. 
eMail: niels.taubert@uni-bielefeld.de 

Markus Toschläger, Dr. rer. pol., Diplom-Wirtschaftsingenieur, Seniorberater 
und geschäftsführender Gesellschafter der myconsult GmbH. eMail: toschlae-
ger@myconsult.de 

Peggy Trautwein, Dipl.-Soz., wissenschaftlicherin Mitarbeiterin am Institut für 
Hochschulforschung (HoF). eMail: peggy.trautwein@hof.uni-halle.de 



die hochschule 1/2017  193

Klaus Wannemacher, Dr. phil., wissenschaftlicher Mitarbeiter am HIS-Institut 
für Hochschulentwicklung, Organisationsberater. eMail: wannemacher@his-he.de 

Christian Warnecke, Dr. rer. oec., Wirtschaftswissenschaftler, wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der Fakultät für Wirtschaftswissenschaft der Ruhr-Universität 
Bochum. eMail: christian.warnecke@rub.de 

Martin Wimmer, Diplom-Physiker, Leiter des Rechenzentrums der Universität 
Regensburg, Vorsitzender des Vereins „Zentren für Kommunikation und Infor-
mationsverarbeitung in Lehre und Forschung“ (ZKI). eMail: Martin.Wimmer@rz. 
uni-regensburg.de 

Mathias Winde, Dr. phil., Programmleiter für den Bereich Hochschulpolitik und 
-organisation beim Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (Berlin, Essen). 
eMail: mathias.winde@stifterverband.de 

Steffen Zierold, Dipl.-Soz., Forschungsreferent am Institut für Hochschulfor-
schung Halle-Wittenberg (HoF). eMail: steffen.zierold@hof.uni-halle.de 



Lieferbare Themenhefte 
 

Peter Tremp / Sarah Tresch (Hg.): Akademische Freiheit. ‚Core Value‘ in Forschung, Lehre 
und Studium (2016, 181 S.; € 17,50) 

Cort-Denis Hachmeister / Justus Henke / Isabel Roessler / Sarah Schmid (Hg.): Gestaltende 
Hochschulen. Beiträge und Entwicklungen der Third Mission (2016, 170 S.; € 17,50) 

Marion Kamphans / Sigrid Metz-Göckel / Margret Bülow-Schramm (Hg.): Tabus und Ta-
buverletzungen an Hochschulen (2015, 214 S.; € 17,50) 

Daniel Hechler / Peer Pasternack (Hrsg.): Ein Vierteljahrhundert später. Zur politischen 
Geschichte der DDR‐Wissenschaft (2015, 185 S.; € 17,50) 

Susen Seidel / Franziska Wielepp (Hg.): Diverses. Heterogenität an der Hochschule (2014, 
216 S.; € 17,50) 

Peer Pasternack (Hg.): Hochschulforschung von innen und seitwärts. Sichtachsen durch ein 
Forschungsfeld (2014, 226 S.; € 17,50) 

Jens Gillessen / Johannes Keil / Peer Pasternack (Hg.): Berufsfelder im Professionalisie-
rungsprozess. Geschlechtsspezifische Chancen und Risiken (2013, 198 S.; € 17,50) 

Martin Winter / Carsten Würmann (Hg.): Wettbewerb und Hochschulen. 6. Jahrestagung 
der Gesellschaft für Hochschulforschung in Wittenberg (2012, 328 S.; € 17,50). 

Karsten König / Rico Rokitte: Weltoffen von innen? Wissenschaft mit Migrationshinter-
grund (2012, 210 S.; € 17,50) 

Edith Braun / Katharina Kloke / Christian Schneijderberg (Hg.): Disziplinäre Zugänge zur 
Hochschulforschung (2011, 212 S.; € 17,50) 

Peer Pasternack (Hg.): Hochschulföderalismus (2011, 217 S.; € 17,50) 

Carsten Würmann / Karin Zimmermann (Hg.): Hochschulkapazitäten – historisch, juris-
tisch, praktisch (2010, 216 S.; € 17,50) 

Georg Krücken / Gerd Grözinger (Hg.): Innovation und Kreativität an Hochschulen (2010, 
211 S.; € 17,50) 

Daniel Hechler / Peer Pasternack (Hg.): Zwischen Intervention und Eigensinn. Sonderaspek-
te der Bologna-Reform (2009, 215 S.; € 17,50) 

Peer Pasternack (Hg.): Hochschulen in kritischen Kontexten. Forschung und Lehre in den 
ostdeutschen Regionen (2009, 203 S.; € 17,50) 

Robert D. Reisz / Manfred Stock (Hg.): Private Hochschulen – Private Higher Education 
(2008, 166 S.; € 17,50) 

Martin Winter: Reform des Studiensystems. Analysen zum Bologna-Prozess (2007, 218 S.; € 
17,50) 

Peer Pasternack: Forschungslandkarte Ostdeutschland, unt. Mitarb. v. Daniel Hechler (Son-
derband 2007, 299 S., € 17,50) 

Reinhard Kreckel / Peer Pasternack (Hg.): 10 Jahre HoF (2007, 197 S., € 17,50) 

Karsten König (Hg.): Verwandlung durch Verhandlung? Kontraktsteuerung im Hochschul-
sektor (2006, 201 S.; € 17,50) 

Georg Krücken (Hg.): Universitäre Forschung im Wandel (2006, 224 S.; € 17,50) 

Manfred Stock / Andreas Wernet (Hg.): Hochschule und Profession (2005, 278 S, € 17,50) 

Konjunkturen und Krisen. Das Studium der Natur- und Technikwissenschaften in Europa 
(2005, 246 S.; € 17,50) 

Bestellungen unter: institut@hof.uni-halle.de 
http://www.die-hochschule.de 



Schutzgebühren: Einzelheft € 17,50. Jahresabonnement € 34,-. Privatabon-
nentInnen € 19,- (Abogebühren inklusive Versandkosten) 

Kündigungen: Jeweils bis vier Wochen vor Ablauf des Jahres für den folgen-
den Jahrgang.  

Gemäß § 33 Bundesdatenschutzgesetz weisen wir unsere AbonnentInnen da-
rauf hin, dass wir Namen und Anschrift ausschließlich zum Zweck der Abon-
nementverwaltung maschinell gespeichert haben. 
 
 
Kopiervorlage: 

Bestellung 
 

Ich/wir bestelle/n: 
 
1. Einzelheft Nr. ........................          € 17,50 
 
2. ……. mal die hochschule im Jahresabonnement     à   € 34,- 
 
3. ……. mal die hochschule im PrivatabonnentInnen-Abo   à  € 19,- 
 
Die Bezahlung erfolgt nach Rechnungslegung mit dem ersten Heft. 
Ich erkläre mich damit einverstanden, dass sich mein Abonnement jeweils um ein 
Jahr verlängert, wenn ich es nicht bis vier Wochen (Poststempel) vor Ablauf der 
Bestellfrist (Jahresende) kündige. 
 
 
…………………………………………………………………………………… 
Name 
 
…………………………………………………………………………………… 
Adresse 
 
…………………………………………………………………………………… 
 
 
eMail……………………………………………………………………………… 
 
 
Ort, Datum             Unterschrift 

 

Einzusenden an:  
Institut für Hochschulforschung, Vertrieb „die hochschule“,  

Collegienstr. 62, 06886 Wittenberg, oder institut@hof.uni-halle.de 



die hochschule 1/2014 

HoF‐Handreichungen 
 

Online unter http://www.hof.uni‐halle.de/journal/handreichungen.htm 
 
Justus Henke / Peer Pasternack: Hochschulsystemfinanzierung. Wegweiser durch die Mittel-
ströme, Halle-Wittenberg 2017, 93 S. 
Justus Henke / Peer Pasternack / Sarah Schmid: Third Mission bilanzieren. Die dritte Aufga-
be der Hochschulen und ihre öffentliche Kommunikation, Halle-Wittenberg 2016, 109 S. 
Martina Dömling / Peer Pasternack: Studieren und bleiben. Berufseinstieg internationaler 
HochschulabsolventInnen in Deutschland, Halle-Wittenberg 2015, 98 S. 
Justus Henke / Romy Höhne / Peer Pasternack / Sebastian Schneider (2014): Mission pos-
sible – Gesellschaftliche Verantwortung ostdeutscher Hochschulen: Entwicklungschance im 
demografischen Wandel, Halle-Wittenberg 2014, 118 S. 
Jens Gillessen / Isabell Maue (Hg.): Knowledge Europe. EU-Strukturfondsfinanzierung für 
wissenschaftliche Einrichtungen, Halle-Wittenberg 2014, 127 S. 
Peer Pasternack / Steffen Zierold: Überregional basierte Regionalität. Hochschulbeiträge 
zur Entwicklung demografisch herausgeforderter Regionen. Kommentierte Thesen, unt. 
Mitarb. v. Thomas Erdmenger, Jens Gillessen, Daniel Hechler, Justus Henke und Romy 
Höhne, Halle-Wittenberg 2014, 120 S. 
Peer Pasternack / Johannes Keil: Vom ‚mütterlichen‘ Beruf zur differenzierten Professio-
nalisierung. Ausbildungen für die frühkindliche Pädagogik, Halle-Wittenberg 2013, 107 S. 
Peer Pasternack (Hg.): Regional gekoppelte Hochschulen. Die Potenziale von Forschung 
und Lehre für demografisch herausgeforderte Regionen, Halle-Wittenberg 2013, 99 S. 
Peer Pasternack / Daniel Hechler: Hochschulzeitgeschichte. Handlungsoptionen für einen 
souveränen Umgang, Halle-Wittenberg 2013, 99 S.  
Daniel Hechler / Peer Pasternack: Hochschulorganisationsanalyse zwischen Forschung und 
Beratung, Halle-Wittenberg 2012, 99 S. 
 

 

 
 

 
 
 
 

Peer Pasternack (Hg.) 

Kurz vor der Gegenwart 

20 Jahre zeitgeschichtliche Aktivitäten  
am Institut für Hochschulforschung  
Halle‐Wittenberg (HoF) 1996–2016 

Berlin 2017, 291 S.  
ISBN 978‐3‐8305‐3796‐0 

Bezug: institut@hof.uni‐halle.de  

Auch unter http://www.hof.uni‐halle.de/web/dateien/pdf/ 
Kurz‐vor‐der‐Gegenwart_WEB.pdf 

Ins  tut für Hochschulforschung HoF
an der Mar  n-Luther-Universität Halle-Wi  enberg

KURZ VOR DER GEGENWART

Peer Pasternack (Hrsg.)

20 Jahre zeitgeschichtliche Ak  vitäten 
am Ins  tut für Hochschulforschung 
Halle-Wi  enberg (HoF) 1996 –2016



012 

Schriftenreihe „Hochschul‐ und Wissenschaftsforschung  
Halle‐Wittenberg“ 2007–2017 

 
Peer Pasternack (Hg.): Kurz vor der Gegenwart. 20 Jahre zeitgeschichtliche Aktivitä-
ten am Institut für Hochschulforschung Halle-Wittenberg (HoF) 1996–2016, BWV – 
Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2017, 291 S. 
Justus Henke / Peer Pasternack / Sarah Schmid: Mission, die dritte. Die Vielfalt jen-
seits hochschulischer Forschung und Lehre: Konzept und Kommunikation der Third 
Mission, BWV – Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2017, 274 S. 
Uwe Grelak / Peer Pasternack: Theologie im Sozialismus. Konfessionell gebundene In-
stitutionen akademischer Bildung und Forschung in der DDR. Eine Gesamtübersicht, 
BWV – Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 341 S. 
Peer Pasternack: 20 Jahre HoF. Das Institut für Hochschulforschung Halle-Witten-
berg 1996–2016: Vorgeschichte – Entwicklung – Resultate, BWV – Berliner Wissen-
schafts-Verlag, Berlin 2016, 273 S. 
Peer Pasternack / Isabell Maue: Die BFI-Policy-Arena in der Schweiz. Akteurskonstel-
lation in der Bildungs-, Forschungs- und Innovationspolitik, unt. Mitarb. v. Daniel 
Hechler, Tobias Kolasinski und Henning Schulze, BWV Berliner Wissenschafts-Ver-
lag, Berlin 2016, 327 S. 
Peer Pasternack: Die DDR-Gesellschaftswissenschaften post mortem: Ein Vierteljahr-
hundert Nachleben (1990–2015). Zwischenfazit und bibliografische Dokumentation, 
unt. Mitarb. v. Daniel Hechler, BWV Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 613 S. 
Peer Pasternack: Die Teilakademisierung der Frühpädagogik. Eine Zehnjahresbeob-
achtung, unter Mitwirkung von Jens Gillessen, Daniel Hechler, Johannes Keil, Karsten 
König, Arne Schildberg, Christoph Schubert, Viola Strittmatter und Nurdin Thiele-
mann, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2015, 393 S. 
Daniel Hechler / Peer Pasternack: Künstlerische Hochschulen in der DDR. 25 Jahre 
zeithistorische Aufklärung 1990–2015: Eine Auswertung mit bibliografischer Doku-
mentation, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2015, 146 S. 
Justus Henke / Peer Pasternack / Steffen Zierold (Hg.): Schaltzentralen der Regional-
entwicklung: Hochschulen in Schrumpfungsregionen, Akademische Verlagsanstalt, 
Leipzig 2015, 330 S. 
Peer Pasternack: Akademische Medizin in der DDR. 25 Jahre Aufarbeitung 1990–
2014, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2015, 274 S. 
Roland Bloch / Monique Lathan / Alexander Mitterle / Doreen Trümpler / Carsten 
Würmann: Wer lehrt warum? Strukturen und Akteure der akademischen Lehre an 
deutschen Hochschulen, Leipzig 2014, 274 S. 
Peer Pasternack (Hg.): Wissensregion Sachsen-Anhalt. Hochschule, Bildung und Wis-
senschaft: Die Expertisen aus Wittenberg, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 
225 S. 
Johannes Keil: Und der Zukunft zugewandt? Die Weiterbildung an der Humboldt-
Universität zu Berlin 1945-1989, Leipzig 2014, 358 S. 
Romy Hilbrich / Karin Hildebrandt / Robert Schuster (Hg.): Aufwertung von Lehre o-
der Abwertung der Professur? Die Lehrprofessur im Spannungsfeld von Lehre, For-
schung und Geschlecht, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 330 S. 



die hochschule 1/2014 

Uwe Grelak / Peer Pasternack: Die Bildungs-IBA. Bildung als Ressource im demogra-
fischen Wandel: Die Internationale Bauausstellung „Stadtumbau Sachsen-Anhalt 
2010“, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 504 S. 
Reinhard Kreckel / Karin Zimmermann: Hasard oder Laufbahn. Akademische Karrie-
restrukturen im internationalen Vergleich, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2014, 
277 S. 
Peer Pasternack (Hg.): Jenseits der Metropolen. Hochschulen in demografisch heraus-
geforderten Regionen, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2013, 571 S. 
Daniel Hechler / Peer Pasternack: Traditionsbildung, Forschung und Arbeit am Image. 
Die ostdeutschen Hochschulen im Umgang mit ihrer Zeitgeschichte, Akademische 
Verlagsveranstalt, Leipzig 2013, 505 S. 
Peer Pasternack (Hg.): Hochschulen nach der Föderalismusreform, Akademische Ver-
lagsanstalt, Leipzig 2011, 368 S. 
Peer Pasternack (Hg.): Relativ prosperierend. Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thü-
ringen: Die mitteldeutsche Region und ihre Hochschulen, Akademische Ver-
lagsanstalt, Leipzig 2010, 547 S. 
Eva Bosbach: Von Bologna nach Boston? Perspektiven und Reformansätze in der 
Doktorandenausbildung anhand eines Vergleichs zwischen Deutschland und den USA, 
Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2009, 182 S. 
Roland Bloch: Flexible Studierende? Studienreform und studentische Praxis, Akade-
mische Verlagsanstalt, Leipzig 2009, 336 S. 
Reinhard Kreckel (Hg.): Zwischen Promotion und Professur. Das wissenschaftliche 
Personal in Deutschland im Vergleich mit Frankreich, Großbritannien, USA, Schwe-
den, den Niederlanden, Österreich und der Schweiz, Akademische Verlagsanstalt, 
Leipzig 2008, 400 S. 
Anke Burkhardt (Hg.): Wagnis Wissenschaft. Akademische Karrierewege und das 
Fördersystem in Deutschland, Akademische Verlagsanstalt, Leipzig 2008, 691 S. 
Peer Pasternack (Hg.): Stabilisierungsfaktoren und Innovationsagenturen. Die ostdeut-
schen Hochschulen und die zweite Phase des Aufbau Ost, Akademische Verlags-
anstalt, Leipzig 2007, 471 S. 
Robert D. Reisz / Manfred Stock: Inklusion in Hochschulen. Beteiligung an der Hoch-
schulbildung und gesellschaftlichen Entwicklung in Europa und in den USA (1950–
2000). Lemmens Verlag, Bonn 2007, 148 S. 

 

Peer Pasternack 

20 Jahre HoF 

Das Institut für Hochschulforschung  
Halle‐Wittenberg 1996–2016: Vorgeschichte  
– Entwicklung – Resultate 

Berlin 2016, 273 S. 
ISBN 978‐3‐937573‐41‐0  

Bezug: institut@hof.uni‐halle.de  

Auch unter http://www.hof.uni‐halle.de/web/  
dateien/pdf/01_20_J_HoF_Buch_ONLINE.pdf 

Ins  tut für Hochschulforschung HoF
an der Mar  n-Luther-Universität Halle-Wi  enberg

20 JAHRE HoF

Peer Pasternack

Das Ins  tut für Hochschulforschung 
Halle-Wi  enberg 1996 –2016:
Vorgeschichte – Entwicklung – Resultate



012 

HoF‐Arbeitsberichte 2013–2017  
 

Online unter: http://www.hof. uni‐halle.de/publikationen/hof_arbeitsberichte.htm 
 
104: Uwe Grelak / Peer Pasternack: Konfessionelles Bildungswesen in der DDR: 
Elementarbereich, schulische und nebenschulische Bildung, 2017, 104 S. 

103: Peer Pasternack / Sebastian Schneider / Peggy Trautwein / Steffen Zierold: 
Ausleuchtung einer Blackbox. Die organisatorischen Kontexte der Lehrqualität an 
Hochschulen, 2017, 103 S. 

102: Anke Burkhardt / Gunter Quaißer / Barbara Schnalzger / Christoph Schubert: 
Förderlandschaft und Promotionsformen (B3). Studie im Rahmen des Bundesbe-
richts Wissenschaftlicher Nachwuchs (BuWiN) 2017, 2016, 103 S. 

101: Peer Pasternack: 25 Jahre Wissenschaftspolitik in Sachsen-Anhalt: 1990–2015, 
2016, 92 S. 

100: Justus Henke / Peer Pasternack / Sarah Schmid / Sebastian Schneider: Third 
Mission Sachsen‐Anhalt. Fallbeispiele OVGU Magdeburg und Hochschule Merse-
burg, 2016, 92 S. 

1’16: Peer Pasternack: Konsolidierte Neuaufstellung. Forschung, Wissenstransfer 
und Nachwuchsförderung am Institut für Hochschulforschung Halle‐Wittenberg 
(HoF) 2011–2015, 124 S. 

3’15: Peggy Trautwein: Lehrpersonal und Lehrqualität. Personalstruktur und Wei-
terbildungschancen an den Hochschulen Sachsen‐Anhalts, unter Mitarbeit von 
Thomas Berg, Sabine Gabriel, Peer Pasternack, Annika Rathmann und Claudia 
Wendt, 44 S. 

2’15: Justus Henke / Peer Pasternack / Sarah Schmid: Viele Stimmen, kein Kanon. 
Konzept und Kommunikation der Third Mission von Hochschulen, 107 S. 

1’15: Peggy Trautwein: Heterogenität als Qualitätsherausforderung für Studium 
und Lehre. Ergebnisse der Studierendenbefragung 2013 an den Hochschulen 
Sachsen‐Anhalts, unter Mitarbeit von Jens Gillessen, Christoph Schubert, Peer 
Pasternack und Sebastian Bonk, 116 S. 

5’13: Christin Fischer / Peer Pasternack / Henning Schulze / Steffen Zierold: So-
ziologie an der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. Dokumentation zum 
Zeitraum 1945 – 1991, 56 S. 

4’13: Gunter Quaißer / Anke Burkhardt: Beschäftigungsbedingungen als Gegen-
stand von Hochschulsteuerung. Studie im Auftrag der Hamburger Behörde für 
Wissenschaft und Forschung, 89 S. 

3’13: Jens Gillessen / Peer Pasternack: Zweckfrei nützlich: Wie die Geistes- und 
Sozialwissenschaften regional wirksam werden. Fallstudie Sachsen-Anhalt, 127 S. 

2’13: Thomas Erdmenger / Peer Pasternack: Eingänge und Ausgänge. Die Schnitt-
stellen der Hochschulbildung in Sachsen-Anhalt, 99 S. 

1’13: Sarah Schmid / Justus Henke / Peer Pasternack: Studieren mit und ohne Ab-
schluss. Studienerfolg und Studienabbruch in Sachsen-Anhalt, 75 S. 



Peer Pasternack / Isabell Maue

Die BFI-Policy-Arena in der Schweiz 
Akteurskonstellation in der Bildungs-, Forschungs- und 
Innovationspolitik

Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 327 S. 
ISBN 978‐3‐8305‐3619‐2. € 25,-

Die Akteurskonstellationen im Schweizer Bil-
dungs-, Forschungs- und Innovationsystem 
(BFI) sind komplex. Rund 160 Akteure lassen 
sich identifizieren, die an der Vermittlung 
zwischen internen BFI-Leistungsprozessen ei
nerseits und externen Leistungsansprüchen 
an Hochschulbildung, Forschung und Innova-
tion andererseits beteiligt sind. In Rechnung 
zu stellen sind bei den Vermittlungsprozessen 
vor allem der hohe Kompetenzverflechtungs
grad im kooperativen Föderalismus und der 
hohe Abstimmungsaufwand der BFI-Politik
findung. Verfahrensprägende Bedeutung hat 
die Konkurrenz zwischen dem Qualitätspro
gramm der Wissenschaft und dem wissen
schaftsbezogenen Relevanzprogramm der 
Politik incl. einer politischen Priorisierung des ökonomisch fokussierten Innova
tionsparadigmas. Die Herausarbeitung der Akteursanordnungen, der Interak
tionen, Vermittlungsinstrumente und Policy-Prozesse sowie der Steuerungswi
derstände und zentralen Konflikte liefert zugleich eine Einführung in die 
schweizerische BFI-Politik.

BWV • BERLINER WISSENSCHAFTS VERLAG
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Third Mission bilanzieren
Die dritte Aufgabe der Hochschulen und ihre öffentliche  
Kommunikation 

Institut für Hochschulforschung (HoF), Halle-Wittenberg 2016, 109 S. 
ISBN 978-3-937573-52-6. € 10,-

Auch unter http://www.hof.uni-halle.de/web/dateien/pdf/HoF-Handreichungen8.pdf

Im BMBF-Projekt zur Third Mission und 
ihrer Kommunikation (BeMission) ist ei
ne Handreichung erstellt worden, die 
einerseits die Third Mission konzeptuali
siert, andererseits ein Modell zu ihrer 
(regelmäßigen) Bilanzierung vorstellt. Zu
nächst werden die Unterscheidungskri
terien erläutert, nach denen hoch-schu
lische Aktivitäten der Third Mission oder 
anderen Handlungsfeldern zuzuordnen 
sind. Darauf aufbauend wird das Modell 
einer Third-Mission-Bilanz entwickelt, 
dessen Leitgedanke es war, ein möglichst 
aufwandsarmes, d.h. nicht zusätzlich bü-
rokratisierendes Berichterstattungsformat 
zu schaffen. Daher betrachten die AutorInnen auch Möglichkeiten der Daten-
kompilation und die bestehenden technischen Voraussetzungen an Hochschu-
len. Das Ergebnis ist ein auf die meisten Hochschulkontexte anpassbares und 
mit jeder Datenmenge umsetzbares Modell aus vier aufeinander aufbauenden 
Modulen.
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Die DDR-Gesellschaftswissenschaften post mortem:  
Ein Vierteljahrhundert Nachleben (1990–2015)
Zwischenfazit und bibliografische Dokumentation

Berliner Wissenschafts-Verlag, Berlin 2016, 613 S. 
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Die Gesellschaftswissenschaften fassten in 
der DDR die Geistes- und Sozialwissenschaf-
ten zusammen – als die Wissenschaften von 
der Gesellschaft, die nicht in idealistischer 
Tradition in die Wissenschaften von den 
Ideen und die Wissenschaften vom Handeln 
unterschieden werden sollten. Die ihnen zu-
gehörigen Fächer haben seit 1990 zu einem 
beträchtlichen Teil ihre staatlich unterhalte-
nen Strukturen verloren. Zugleich aber ent-
falteten die DDR-Gesellschaftswissenschaf-
ten ein postmortales Nachleben: in Gestalt 
der Dokumentation ihrer Hinterlassenschaf-
ten und der Erfahrungen ihrer Protagonisten, 
der Sicherung von Datenbeständen sowie 
wissenschaftlicher Erkundungen durch Drit-
te. Daraus entstand ein Literaturgebirge von rund 1.700 selbstständigen Pub-
likationen. Dieses wird hier im Überblick ausgewertet und, mit Annotationen 
versehen, bibliografisch dokumentiert.
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